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Vorwort 

Ernste Sorge um den Frieden bestimmt gegenwärtig das Bewußtsein 
vieler Menschen. Akute Krisen in verschiedenen Teilen der Welt ha­
ben Kriegsfurcht ausgelöst. Die Spannung zwischen den großen 
Machtblöcken ist gewachsen. Die Rüstung, die der Sicherung des 
Friedens dienen soll, wird immer mehr auch als Gefährdung des 
Friedens angesehen. Die Kosten, die sie verschlingt, stehen in einem 
schreienden Mißverhältnis zum Elend in der Welt. Aber der Weg zu 
ihrer Verminderung ist politisch umstritten. Eine tiefgreifende Kon­
troverse über die Frage, wie Christen dem Frieden dienen sollen, 
durchzieht auch unsere Kirche. 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland ist seiner Kammer 
für Öffentliche Verantwortung dankbar, daß sie sich der sch~ieri­
gen Aufgabe gestellt hat, für diese Auseinandersetzung eine Orien­
tierungshilfe zu erarbeiten. Die Mitglieder der Kammer haben aus 
den gegensätzlichen Positionen dieser Kontroverse heraus einen 
Konsens darüber erzielt, was in der Kontinuität des Zeugnisses un­
serer Kirche für den Frieden gegenwärtig nach den verschiedenen 
Seiten zu bedenken ist. Der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland hat sich diesen Konsens zu eigen gemacht. 
Es versteht sich von selbst, daß dies sowohl in der Kammer als auch 
im Rat eine hohe Bereitschaft zum Kompromiß verlangte. Für das 
Zeugnis und den Dienst der Kirche für den Frieden ist es entschei­
dend wichtig, daß die Gegensätze in der ethischen und politischen 
Beurteilung aufeinander bezogen werden. Der Rat der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland hofft, mit dieser Denkschrift hierfür 
eine Hilfe leisten zu können und auf diese Weise das christliche 
Zeugnis und den christlichen Dienst für den Frieden zu fördern. 

Oktober 198 I D. Eduard Lohse 
Vorsitzender des Rates 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 
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Einleitung 

Frieden zu wahren, zu fördern und zu erneuern ist eine Aufgabe, die 
der Grundrichtung der christlichen Botschaft entspricht. Die Ver­
kündigung des Evangeliums von der Versöhnung ermutigt und 
stärkt die Suche nach Wegen des Friedens unter den Menschen. Im 
Gebet um den Frieden bringt die Kirche die Angefochtenheit und 
Widersprüchlichkeit menschlicher Friedensbemühungen vor Gott, 
im Vertrauen auf seine Hilfe. Die Hoffnung des Glaubens läßt sich 
durch die Gefährdungen und Verletzungen des Friedens in unserer 
Welt nicht lähmen. Darum nehmen die evangelischen Christen in 
unserem Lande an der Sorge um den Frieden lebhaften und leiden­
schaftlichen Anteil und wenden der Verantwortung für den inneren 
und äußeren Frieden große Aufmerksamkeit zu. Der Rat der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland hat deswegen seine Kammer für 
Öffentliche Verantwortung beauftragt, eine Stellungnahme zu den 
weltpolitischen Problemen, die in der gegenwärtigen Friedensdis­
kussion strittig sind, zu erarbeiten sowie Perspektiven einer christli­
chen Orientierung in der Friedensaufgabe zu formulieren und Über­
legungen darüber anzustellen, was die Kirche für den Frieden tun 
könne. 
Dies geschieht auf dem Hintergrund einer Situation, die die Zer­
brechlichkeit des Weltfriedens erneut hat erkennbar werden lassen. 
Als um die Jahreswende 1979/80 die Sowjetunion in Afghanistan 
einmarschierte und im Iran Bürger der USA unter Mißachtung ihres 
diplomatischen Status als Geiseln festgehalten wurden, breitete sich 
das Gefühl aus, daß die Waffenruhe, die wir hierzulande seit 36 Jah­
ren· genießen, beängstigend rasch in kriegerische Verwicklungen 
umschlagen könnte. Jede militärische Konfrontation droht aber 
heute um sich zu greifen und ein nukleares Inferno zu entfesseln. Im 
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Dezember 1979 hat die NATO ihren Beschluß zur Herstellung und 
Aufstellung von nuklearen Mittelstreckenwaffen gefaßt und ihn mit 
dem Angebot an den Warschauer Pakt gekoppelt, über die Begren­
zung von Mittelstreckenwaffen zu verhandeln. In den Vereinigten 
Staaten ist seitdem eine Wendung zu einer Politik militärischer Stär­
ke offenkundig geworden. Die Gefahr einer neuen Drehung in der 
Rüstungsspirale hat große Beunruhigung bei vielen in der Friedens­
frage engagierten Menschen ausgelöst. Während sich die Kammer 
für Öffentliche Verantwortung mit dem ihr gestellten Auftrage be­
faßte, wuchs die Friedensbewegung rasch an und rückte die Fragen 
von Abrüstung und Sicherheit in den Vordergrund der öffentlichen 
und kirchlichen Auseinandersetzung. 
Die Kammer gelangte zu der Überzeugung, daß eine Begrenzung 
des Wettrüstens und neue Anstrengungen für eine Abrüstung wegen 
der Risiken der Rüstungstechnik vorrangig sind. Sie erkannte aber 
auch die Schwierigkeiten, eine Rüstungsbegrenzung zu verwirkli­
chen, wenn das militärische Gleichgewicht der Kräfte gewahrt blei­
ben soll. In der Kammer herrscht keine Einmütigkeit darüber, ob 
deshalb jetzt ein Punkt erreicht sei, an dem Schritten zur Rüstungs­
begrenzung auch auf Kosten des militärischen Gleichgewichts unbe­
dingter Vorrang zu geben sei. Es besteht aber große Übereinstim­
mung darüber, daß eine zukunftsweisende Lösung der Rüstungs­
problematik nur im Rahmen einer politischen Ordnung des Frie­
dens und der friedensgefährdenden Weltkonflikte gefunden werden 
kann. 
Von den Überzeugungen einer christlichen Orientierung in der Frie­
densfrage her geht es um die Wiedergewinnung der politischen Per­
spektive in den weltweiten Gegensätzen und Konflikten, um neue 
Wege eines politischen Austrags von Spannungen im Sinne umfas­
sender Kooperation mit dem Ziel einer internationalen Friedensord­
nung. Die Werkzeuge militärischer Bedrohung dürfen sich nicht als 
Instrumente der Politik verselbständigen, weil sonst die unter­
schiedliche Einschätzung der Stärke des Gegners und der Fortschritt 
der Waffentechnik zu einer permanenten Steigerung der Rüstung 
verleiten. Deshalb besteht in der Kammer eine breite Übereinstim­
mung darüber, daß nicht nur vorrangig nach Kriterien für ein Mini­
mum gegenseitiger Abschreckungsnotwendigkeit gesucht werden 
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muß, sondern darüber hinaus friedensfördernde Bemühungen um 
eine politische Ordnung im Zusammenleben der Völker das Ziel der 
neuen Friedensdiskussion sein sollten, auf die sich alle Anstrengun­
gen richten müssen. Auch die innerkirchlichen Auseinandersetzun­
gen und gegensätzlichen Positionen müssen im Lichte dieser Aufga­
be kritisch überprüft werden. 
Die Kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland für Öffentli­
che Verantwortung ist sich wohl bewußt, daß sie für die von ihr 
gesehene Aufgabe nur Anregungen und Perspektiven formulieren 
kann; sie stellt mit ihrer Ausarbeitung Fragen an die Politiker, deren 
Beantwortung noch offen ist, und nimmt Erwartungen auf, denen 
sie nicht voll befriedigend genügen kann. Sie konnte und wollte es 
nicht als ihre Aufgabe ansehen, durch eine Stellungnahme zur aktu­
ellen, hochspezialisierten Diskussion um das militärische Gleichge­
wicht und die Notwendigkeit von Modernisierungen der Rüstung 
der Blickverengung auf die militärische Dimension der Kriegsver­
hinderung und Friedenssicherung weiteren Vorschub zu leisten. So 
notwendig diese Diskussion auch ist, so sah die Kammer ihre vor­
dringliche Aufgabe doch darin, eine erneute und hoffentlich weiter­
führende Diskussion der politischen Verantwortung für den Frieden 
anzuregen. Sie legt deshalb dem Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland eine Denkschrift im eigentliche Sinne vor: eine Ausar­
beitung, die den Christen und Gemeinden und der Öffentlichkeit 
Hilfe und Anstoß zum Bedenken, zur Urteilsbildung und zur Klä­
rung der Verantwortung für den Frieden geben soll sowie bestimmte 
Anregungen, was Kirchen und Christen jetzt für den Frieden tun 
können. 
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TEILA 

1. Akute Gefahren für den Frieden 

I. Die Verschärfung der Lage 

Die Furcht vor einem Krieg ist in West und Ost mit dem Beginn der 
achtziger Jahre rasch gewachsen. Das zeigen nicht nur Meinungsbe­
fragungen, es schlägt sich auch in der iritensiven, zum Teil polarisier­
ten Diskussion, auch in großen Demonstrationen nieder. Eine Pro­
testbewegung gegen die ungebrochene Fortsetzung der bisherigen 
Sicherheitspolitik hat sich formiert. Aktuelle Ereignisse haben län­
gerfristige Entwicklungen, die den Frieden bedrohen, deutlicher als 
zuvor öffentlich bewußt gemacht, und zwar nicht nur in der Bun­
desrepublik Deutschland, sondern auch in den westeuropäischen 
Nachbarstaaten, nicht zuletzt auch in der Deutschen Demokrati­
schen Republik. Die Rüstung hat weltweit in den vergangenen J ah­
ren ungeheuer zugenommen. Bemühungen, die Eskalation der Rü­
stung durch politische Vertrauens bildung, Offenlegung der Waffen­
potentiale und vereinbarte Kontrollmechanismen zu verhindern, 
sind bisher gescheitert. 
Das Mißtrauen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Sowjetunion hat sich in den letzten Jahren wieder vertieft. Im 
Westen verstärkt sich der Eindruck, daß die Sowjetunion ihre Rü­
stung in einer Weise weiter ausbaut, die nicht durch ihre Sicherheits­
interessen zu rechtfertigen ist. 
In Moskau wuchs die Angst vor einer Einkreisung durch die vier 
außersowjetischen Mächte: USA, China, Japan und Westeuropa. 
Auch herrscht dort die Befürchtung vor, daß der Westen seinen Vor­
sprung in der Rüstungstechnik weiter auszubauen versucht. 
Im Westen ist die Besorgnis über die Stationierung eines neuen mo­
bilen Raketentyps mit größerer Reichweite (SS 20) in Osteuropa ge­
wachsen. In Westeuropa besteht die Befürchtung, die Sowjetunion 
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betreibe - unterhalb der Schwelle des Risikos eines nuklearen Krieges 
- eine Politik der Verängstigung und Einflußerweiterung. Die So­
wjetführung sieht im N ATO-Beschluß vom 12. Dezember 1979 über 
die Stationierung von neuen Mittelstreckenraketen und Marschflug­
körpern in Europa (Pershing 11 und Cruise missiles), die weite Teile 
der westlichen Sowjetunion einschließlich der sowjetischen Haupt­
stadt vernichten können, und im Beschluß zur Herstellung von N eu­
tronenwaffen neuartige Bedrohungen. In Westeuropa ist die Furcht, 
daß der dadurch beschleunigte Rüstungswettlauf außer Kontrolle 
geraten und zur Vernichtung Europas führen könnte, gewachsen. 
Der Einmarsch sowjetischer Truppen in Afghanistan am 27. Dezem­
ber 1979 schreckte die öffentliche Meinung nicht nur bei den West­
mächten, sondern weltweit auf. In den USA diente er den Kräften als 
Bestätigung, die schon vorher auf verstärkte Rüstungsanstrengungen 
gedrängt hatten. Das Gefühl nationaler Demütigung durch die lang­
andauernde Geiselnahme im Iran gab dem Verlangen nach einer Poli­
tik der Stärke zusätzlich Auftrieb. 
Die wirtschaftliche Krise und die Durchsetzung freier Gewerkschaf­
ten in Polen haben die innere Stabilität des Ostblocks verringert und 
seine Sensibilität nach außen dementsprechend erhöht. Dadurch ver­
engt sich auch der Handlungsspielraum der Deutschen Demokrati­
schen Republik gegenüber der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Entspannung gerät in eine Krise. 

2. Die Krise der Entspannung 

a) Die Phase der Entspannung 
Die Politik zwischen den Weltmächten und ihren Verbündeten stand 
seit Mitte der sechziger Jahre im Zeichen der Entspannung. Auch in 
diesen Jahren hat es eine lange Reihe blutiger Kriege und Völkertnor­
de gegeben, vor allem im Vorderen Orient, in Südostasien und in 
Afrika. In vielen Ländern Asiens, Lateinamerikas und Afrikas hat 
nicht zuletzt der Zusammenstoß von repressiver und revolutionärer 
Gewalt die Form von Bürgerkriegen angenommen. 
Trotzdem schienen die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion ent­
schlossen, miteinander im Gespräch zu bleiben, um ihre widerstrei-



tenden Interessen auszugleichen und ihre gemeinsamen Interessen 
durchzusetzen. 
Auch der Krieg in Vietnam hat diesen Prozeß nicht aufhalten kön­
nen: Während dort die Kämpfe tobten, kam es in Europa zu Verträ­
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland auf der einen, der 
Sowjetunion, Polen und der Deutschen Demokratischen Republik 
auf der anderen Seite, die zu einer deutlichen Vermehrung von Kon­
takten, einem Wandel in den Beziehungen und einem Abbau von 
Ängsten führten. Dies gilt in noch höherem Maße für das Viermäch­
te-Abkommen über Berlin vom 3. September I97I. Am 26. Mai 
I972 wurde das Abkommen zur Begrenzung atomarer Interkonti­
nentalraketen (SALT I) geschlossen. Das I979 unterzeichnete wei­
terführende Abkommen SALT 11 ist zwar in den USA nicht ratifi­
ziert worden, seine Bestimmungen wurden aber bisher beiderseits 
eingehalten. 

b) In Richtung auf Konfrontation 
Viele Erwartungen, die an eine auf Entspannung gerichtete Politik 
geknüpft waren, haben sich nicht erfüllt. Einzelne Schritte und Me­
thoden einer solchen Politik blieben, wie auch die Frage nach den 
Ursachen der Spannung, umstritten. Aus der weltpolitischen Ge­
samtszene wirken neue Spannungen auf unsere Region zurück, in 
der die beiden Weltmächte einander am unmittelbarsten konfron­
tiert sind. Entspannungspolitik wird in Zukunft noch schwieriger 
sein als seither. 
Die Bilanz der vergangenen Jahre der Entspannungspolitik ergibt 
für die USA und ihre Verbündeten einen weitgehenden Mißerfolg in 
den Bemühungen um Rüstungskontrolle. Die Europäer jedoch ha­
ben gute Erfolge in der wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und 
technischen Zusammenarbeit sowie in der Intensivierung der Kon­
takte und des kulturellen Austauschs mit den Ostblockstaaten zu 
verzeichnen. Besonders wir Deutschen verdanken diesen Erfolgen 
Verbesserungen in der Situation West-Berlins und im Verkehr mit 
den Menschen in der Deutschen Demokratischen Republik. Die un­
terschiedliche Bilanz begründet jedoch verschiedene Zukunfts per­
spektiven von Europäern und Amerikanern. 
Enttäuschung über die Stagnation des Entspannungsprozesses ist in 



unserem Land weit verbreitet. Sie unterstützt die Kriegsfurcht und 
verstärkt die Suche nach anderen politischen Wegen. 
In der Sowjetunion und in anderen Staaten des Ostblocks werden 
auch von der dortigen Bevölkerung zunehmend die Schwierigkeiten 
des herrschenden Systems wahrgenommen, mit grundlegenden 
Aufgaben einer modemen Industriegesellschaft fertigzuwerden. Ein 
Hauptproblem besteht in der Versorgung mit Gütern und Dienstlei­
stungen des täglichen Bedarfs. Mißerfolge in der Wirtschaft, so vor 
allem in der Landwirtschaft der Sowjetunion und anderer Ostblock­
staaten wie Polen und Rumänien, machen das politische und wirt­
schaftliche System offenbar instabil. 
Die auf Entspannung gerichtete Politik hat nicht nur das Netz ge­
meinsamer Interessen von Ost und West enger geknüpft. Sie hat zu­
gleich die gesellschaftliche Ordnung von Staaten des Ostblocks auf­
gelockert. Bürger vertreten mit neuem Selbstbewußtsein ihre Inter­
essen gegenüber der politischen Führung, fordern mehr Freiheit und 
klagen - unter Berufung auf die Schlußakte der Konferenz für Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa von 1975 in Helsinki - Ver­
stöße gegen Menschenrechte an. 
Die politischen Erschütterungen in Staaten des Warschauer Paktes 
verstärken die Gefahr, daß politische und wirtschaftliche Schwierig­
keiten kompensiert werden durch militärische Stärke, militärische 
Präsenz oder auch militärische Aktion. 

Die Sowjetunion hat die Phase der Entspannungspolitik auch zu Rü­
stungsanstrengungen genutzt, durch die sie ihre militärische Macht­
position gegenüber dem Westen verstärkt hat. Dazu kommt, daß die 
Sowjetunion den Vereinigten Staaten in Ländern der Dritten Welt in 
einer Reihe gewichtiger Fälle wie Kuba, Angola, Mosambik, Südje­
men, Äthiopien und Südvietnam den Rang ablief, wobei sie sich teil­
weise Fehler der westlichen Politik zunutze machte. Freilich wurde 
dafür in anderen Fällen, so in China, Nordkorea, Ägypten, Somalia, 
Mali, die sowjetische Position entscheidend geschwächt. 
Durch die politischen Mißerfolge in Südostasien, Zentralamerika 
und Afrika und die nationale Demütigung im Iran, durch wirt­
schaftliche Rückschläge und hohe Arbeitslosigkeit wurde das 
Selbstbewußtsein der USA als westliche Führungsmacht verletzt. 



Die USA haben sich unter dem Eindruck der Möglichkeit, politisch 
gedemütigt und militärisch überholt zu werden, zu größeren militä­
rischen Anstrengungen und zu einer Politik der militärischen Stärke 
entschlossen, die sich auch in der Haushaltspolitik niederschlägt. 
Dabei dürfen die Stimmen, die nicht mehr nur militärisches Gleich­
gewicht, sondern militärische Überlegenheit fordern, nicht unter­
schätzt werden, auch wenn deren Einfluß auf die derzeitige amtliche 
Politik unterschiedlich beurteilt wird. Es kommt darauf an, daß die­
se Zielsetzung die praktische Politik nicht bestimmt, sondern daß 
durch die fest zugesagten Verhandlungen eine andere Entwicklung 
eingeleitet wird. Sonst erscheint ein beschleunigter Rüstungswett­
lauf als unvermeidlich. 

c) Die Rüstungsspirale 
Während in den siebziger Jahren der Gedanke an begrenzte atomare 
Auseinandersetzungen wegen der unübersehbaren Vernichtungs be­
drohung nahezu vollkommen ausgeschlossen wurde, gewinnt er als 
Option in strategischen Überlegungen aufgrund der verfeinerten 
Waffentechnik neuerdings an Boden. Die inzwischen verfügbaren 
Atomwaffen lassen sich zielgenau und in ihrer Wirkung eingegrenzt 
auf Punktziele von strategischer Bedeutung richten. Doch nicht nur 
die größere Zielgenauigkeit der atomaren Waffen, sondern auch der 
erhöhte Wirkungsgrad konventioneller Waffen lassen die Schwelle 
zum Einsatz der Waffen niedriger werden. Dies kann einerseits die 
Abschreckungswirkung gegenüber konventionellen Angriffen er­
höhen, verstärkt aber andererseits die Gefahr der Eskalation. In die­
ser Situation wird die Funktion dieser Waffen für die Abschreckung 
wie auch das Konzept der Abschreckung selbst problematisch. 
Trotz des rationalen Interesses, das beide Seiten nicht nur an Begren­
zung und kooperativer Steuerung der Rüstung, sondern auch an ef­
fektiver Abrüstung zur Verminderung der durch die Hochrüstung 
verursachten Kosten und Gefahren haben müßten, ist bisher die Rü­
stungsschraube immer höher gedreht worden. Weltweit liegen die 
Rüstungsausgaben über 1000 Milliarden DM im Jahr. Beide Seiten 
verfügen über ein Vielfaches des zur Vernichtung des Gegners genü­

genden Waffenpotentials. Unsicherheit über unaufgeklärte Kapazi­
täten des Gegners hat stets das ihre dazu beigetragen, das Bemühen 
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um Erweiterung der eigenen Bedrohungs- und Vernichtungsmög­
lichkeiten in Gang zu halten. 
Ein wesentlicher Grund für die Rüstungsspirale ist, daß auf beiden 
Seiten das jeweilige Bedrohtheitsgefühl von historischen und ideolo­
gischen Bewertungen abhängt, die einen rationalen Dialog erschwe­
ren. Die Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges haben das Sicher­
heitsbedürfnis der Sowjetunion, die Erfahrungen der Nachkriegs­
jahre das tiefsitzende Mißtrauen gegen den Kommunismus im We­
sten verstärkt. 
Für die Staaten des Ostblocks gilt es ebenso als Tatsache, daß der 
Westen seinen gegenwärtigen Einfluß in der Welt sichern und nach 
Möglichkeit ausbauen will, wie die westlichen Staaten davon über­
zeugt sind, daß "friedliche Koexistenz« für kommunistische Regie­
rungen die Unterstützung nationaler Befreiungsbewegungen in aller 
Welt und damit die Erweiterung ihrer Machtsphäre vorsieht. 
Die unterschiedlichen politischen Strukturen bedingen auch unter­
schiedliche Formen der Information der Öffentlichkeit, der Mei­
nungsbildung und der Entscheidungsprozesse. Mit diesen Unter­
schieden ist eine Erschwerung rationaler Wahrnehmung der Interes­
sen und Absichten der jeweils anderen Seite verbunden. 

3. Weltweite Risiken 

a) Verschuldung der rohstoff armen Länder, Hunger und Arbeitslo-
sigkeit 

Die meisten Völker im südlichen Teil der Erde haben dieses Jahr­
zehnt mit weniger Hoffnungen begonnen als das letzte. Die Ver­
schuldung fast aller Länder, die ihren Ölbedarf nicht aus eigener 
Produktion decken können, nimmt rapide zu und hat sich seit Mitte 
der siebziger Jahre vervielfacht. 
Die Ölrechnung der Entwicklungsländer beträgt heute schon ein 
Mehrfaches dessen, was an Entwicklungshilfe (meist in Form billi­
ger Kredite) in diese Länder fließt. Immer größere Teile der Export­
erlöse müssen zur Bedienung von Schulden verwandt werden, im­
mer größere Teile der neu und teuer aufgenommenen Kredite wer­
den zur Verzinsung und Amortisation alter Schulden verwendet. 
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Auch Aufschub der Rückzahlungsverpflichtungen und Erlaß be­
stimmter Schulden für die ärmsten Länder entlasten diese kaum. Der 
Zeitpunkt ist abzusehen, in dem zahlreiche Länder ihre gesamten 
Exporterlöse für den Schuldendienst brauchen. Dies führt u. a. auch 
dazu, daß bei Umschuldungs aktionen der Internationale Währungs­
fonds drastische Auflagen für die Innen- und Wirtschaftspolitik be­
schließt und damit tief in die staatliche Selbständigkeit dieser Länder 
eingreift. Dies alles kann zu verzweifelten Reaktionen führen. 
Hunger und Arbeitslosigkeit in der Dritten Welt dürften in diesem 
Jahrzehnt eher zunehmen als abnehmen. Die oft vertrösteten Men­
schen werden aber immer weniger bereit sein, dieses Elend hinzuneh­
men. Auch wenn sich schwer einschätzen läßt, wann und in welcher 
Form dieses Elendspotential Konflikte auslösen wird, stellt es doch 
eine ständige Bedrohung des inneren und äußeren Friedens dar. 

b) Die Situation der Schwellenländer 
Es sind nicht nur die ärmsten Länder, deren Zahlungs bilanzen immer 
hoffnungsloser werden. Die Länder, die schon in einem beträchtli­
chen Maß industrialisiert und motorisiert sind (Brasilien, Türkei, 
Indien, Pakistan, Thailand, Südkorea u. a.), leiden relativ noch stär­
ker unter der Ölpreisexplosion. In jenen Ländern, die reichliche Ein­
nahmen aus dem Öl zu überstürzter Industrialisierung genutzt ha­
ben, sind schwere Konflikte entstanden, die sich teils schon entladen 
haben (Iran), teils erst innere Erschütterungen erwarten lassen. 
Hinzu kommt, daß viele Länder der Dritten Welt immer höhere 
Rüstungsausgaben haben. Kein Land der Dritten oder Vierten Welt 
hat zwar vorläufig die militärische Macht, einen Staat der großen 
Bündnissysteme anzugreifen. Das dürfte noch auf lange Zeit so blei­
ben. Der Rüstungsstand dieser Länder bedeutet in sich keine Gefähr­
dung des Weltfriedens. Doch ist ein Grund zur Sorge der unverhält­
nismäßig hohe Anteil, den auch bescheidene Rüstungen an den natio­
nalen Haushalten beanspruchen. Internationale Kontrolle von Waf­
fenlieferungen scheint kaum verwirklich bar zu sein. Sie setzt eine 
Verständigung sämtlicher Lieferländer einschließlich der Sowjetuni­
on und neutraler Staaten voraus. Zudem würden die Länder Latein­
amerikas, Asiens und Afrikas allgemeine Liefereinschränkungen als 
eine Bedrohung ihrer Unabhängigkeit empfinden. 



Auch wenn von den meisten dieser Länder keine direkte Bedrohung 
des Westens oder des Ostens ausgeht, gehört doch wenig militäri­
sche Macht dazu, eine Weltmacht herauszufordern und zu demüti­
gen (Vietnam, Iran). Hervorgehobene Spannungsherde wie im Na­
hen und Mittleren Osten bergen hohe Risiken militärischer Eskala­
tion. 
Die Weltmächte werden zunehmend vor Konflikten stehen, in de­
nen sie ihre militärische Überlegenheit überhaupt nicht, wie z. B. bei 
der Geiselnahme im Iran, oder aber nur unter unannehmbaren Risi­
ken ausspielen können. Dabei können Belastungsproben für Füh­
rung und Öffentlichkeit entstehen, die schwer durchzuhalten sind. 
Die Gefahr, daß das Eingreifen einer Weltmacht die andere auf den 
Plan ruft, hat zugenommen und könnte sich weiter steigern. 
Niemand kann vorhersehen, ob nicht gerade da der Konflikt eska­
liert, wo er am wenigsten erwartet wird. Vorhersehbar aber ist, daß 
die Probleme der internationalen Verteilung von Wirtschaftsgütern 
sich verdichten und daß die unterschiedliche Stärke der am Wirt­
schaftskampf Beteiligten ein latentes Konfliktpotential enthält. Um 
die Sicherung von Energiequellen, Öl, Uran und einigen anderen 
Rohstoffen befinden sich die Mächte schon jetzt in einem Wettlauf. 
Die öffentliche Diskussion darüber, ob die USA gut daran täten, die 
Ölquellen des Vorderen Orients zu besetzen, auch die Besorgnisse, 
die Sowjetunion könne von Afghanistan aus dorthin durchstoßen, 
zeigen, welche Gefahren hieraus für den Frieden entstehen können. 

c) Der Nahost-Konflikt 
Eine besondere Gefahr für den Frieden ergibt sich aus dem Konflikt 
zwischen Israel und der arabischen Welt. Dieser Konflikt wird von 
zwei Seiten her gefährlicher. Einerseits wächst das Selbstbewußtsein 
der arabischen Völker, steigt die Macht der Ölländer, erneuert sich 
das islamische Bewußtsein, andererseits verhärtet sich die israelische 
Haltung, wie die Verschleppung der Autonomieregelung für das pa­
lästinensische Volk, die Siedlungs politik, das Gesetz über Gesamt­
Jerusalern als »ewige Hauptstadt« zeigen. Auch die Verstärkung der 
innerislamischen und innerarabischen Differenzen behindert nicht 
nur die Handlungsfähigkeit der arabischen Staaten gegenüber Israel, 
sondern kann auch die ganze Region in einen Strudel ziehen. 
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d) Verschärfung der öffentlichen Auseinandersetzung in Westeuropa 
Die Art und Weise, in der viele Menschen die politische Situation in 
Westeuropa wahrnehmen, hat sich in den letzten Jahren deutlich 
verändert. Eine neue Bewegung für den Frieden hat sich formiert. In 
ihr drückt sich zugleich Unmut innerhalb der jungen Generation 
über Mangel an Perspektiven für die Zukunft aus. Die Identifikation 
mit unserem Staatswesen erweist sich als abhängig von positiver Zu­
kunftserwartung. Wirtschaftliche Krise, Bildungsmisere, Arbeitslo­
sigkeit - besonders unter Jugendlichen -, Inflation erzeugen ein kri­
tisches Potential. Die Unüberschaubarkeit technischer, wirtschaftli­
cher und politischer Zusammenhänge, die bei den Problemen der 
Energieversorgung, des Umweltschutzes oder der Abrüstung er­
kennbar wird, verstärkt vielfach das Mißtrauen gegen und die Ab­
lehnung von Grundlinien unserer gesellschaftlichen Entwicklung 
auf allen Gebieten. Die Berufung auf Sachzwänge nimmt überdies 
vielen Menschen die Hoffnung, durch eigene Aktivität etwas bes­
sern zu können. Der NATO-Beschluß vom 12. Dezember 1979 

über die Rüstung mit neuen eurostrategischen Waffen führte zu ei­
ner scharfen innenpolitischen Konfrontation: während die Frie­
densbewegung den in der geplanten Stationierung atomarer Mittel­
streckenraketen in Westeuropa fortgesetzten Prozeß von Drohung 
und Gegendrohung als Risiko für unsere eigene Sicherheit einstuft, 
das eine qualitativ neue Situation schaffen und eine akute Bedrohung 
des Weltfriedens darstellen würde, schätzen andere die militärische 
Lage als weniger dramatisch ein und befürchten vor allem einen Ver­
lust an politischer Handlungsfähigkeit nach innen und außen. 

4. Rüstung und Sicherheit 

a)Kein Durchbruch zur Abrüstung 
Rüstung wird vorläufig als unverzichtbares Element der Sicherheits­
politik angesehen. Ein Durchbruch zu alternativen Sicherheitsvor­
kehrungen läßt sich angesichts des tief verwurzelten beidseitigen 
Mißtrauens nur in langsamen Schritten und wegen der beiderseitigen 
Bündnisverpflichtungen nur multilateral vorstellen. Dennoch wird 
mit den gestiegenen Risiken der Rüstung das Bemühen um Abrü-
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stung ebenfalls ein unverzichtbares Element der Sicherheitspolitik. 
Vertrauensbildende Maßnahmen im außermilitärischen Bereich 
können und müssen solche Schritte vorbereiten. Sicherheit ist of­
fenbar noch nicht ohne, aber auch keinesfalls mehr allein durch 
Rüstung herzustellen. Neben die Aufgabe der militärischen tritt 
zunehmend die der politischen Sicherheitsgarantie. 
Überblickt man das ausgedehnte Feld der Bemühungen um Be­
grenzung des Rüstungsstandes, so kann zwar eine Stärkung des all­
gemeinen Bewußtseins von der Notwendigkeit und Dringlichkeit 
des Hinwirkens auf Rüstungsbegrenzung festgestellt werden. Eine 
grundlegende Umkehr des allgemeinen Trends zur weiteren Rü­
stungssteigerung ist aber noch nicht erreicht worden. Hierzu wür­
de es der Mitwirkung aller Mächte bedürfen, vor allem auch der 
Supermächte. 
Auch wenn ein Durchbruch zu einer entscheidenden Begrenzung 
des Rüstungsstandes nicht erreicht worden ist, so gibt doch die Ab­
sicht zur Fortführung von Verhandlungen eine Möglichkeit zur 
Weiterführung der Entspannung. 

b) Gleichgewicht 
Ein stabiles Verhältnis zwischen Machtblöcken läßt sich im allge­
meinen nur unter der Bedingung eines ungefähren Gleichgewichts 
halten, sofern Stabilität nicht durch Unterordnung erreicht werden 
soll. Deshalb soll die beiderseitige Abschreckung vor militärischen 
Aktionen der Stabilität dienen. Sie soll diesen Dienst so lange lei­
sten, bis sich auf andere Weise ein Gleichgewicht sicherstellen läßt, 
das Stabilität gewährleistet. 
Unter dem Gesichtspunkt militärischer Sicherheit ist ein Gleichge­
wicht dann gegeben, wenn jeder der Gegner über ausreichende Fä­
higkeit zur Abschreckung verfügt. Die Abschreckung ist glaub­
würdig, wenn militärische Mittel gegeben sind, einem Angreifer so 
schweren Schaden zuzufügen, daß er ihn nicht in Kauf nehmen 
kann, und die Bereitschaft überzeugend ist, daß sie gegebenenfalls 
eingesetzt werden. Es geht also beim militärischen Gleichgewicht 
nicht so sehr um die gleiche Zahl oder um die Gleichartigkeit von 
Waffen, sondern darum, daß die erzielbaren Wirkungen gleichwer­
tig sind. 
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Aber die Beurteilung militärischen Gleichgewichts steht vor unge­
heuren Schwierigkeiten. Art und Menge der Waffen müssen auf die 
jeweilige strategische Lage und das militärische Konzept des Geg­
ners, seine innere Stabilität und die Verläßlichkeit seiner Verbünde­
ten bezogen werden. Schon die Beurteilung des militärischen 
Gleichgewichts in Europa verlangt, daß eine Vielzahl nicht quantita­
tiv erfaßbarer Faktoren einbezogen werden, so vor allem die unter­
schiedlichen strategischen Ziele von NATO und Warschauer Pakt, 
die unterschiedliche Rolle der eurostrategischen Waffen in der stra­
tegischen Gesamtplanung, das Zusammenspiel von konventionellen 
und nuklearen Streitkräften, aber auch die Unverletzlichkeit der 
Waffen vor dem Einsatz, ihre Eindringfähigkeit ins gegnerische 
Zielgebiet, die Flexibilität ihres Einsatzes und vieles andere. 
Bei einem globalen geostrategischen Gleichgewicht muß sich West­
europa im Nachteil befinden; soll aber in Europa ein regionales 
Gleichgewicht bestehen, sieht sich die Sowjetunion neben einem 
gleich starken Westeuropa zusätzlich noch den Kräften der USA, 
Japans und Chinas gegenüber. 
Aus diesen Gründen hat es sich schon in den siebziger Jahren als 
unerhört schwierig erwiesen, die Vorstellungen beider Seiten von 
militärischem Gleichgewicht in Einklang zu bringen. Dies wird in 
diesem Jahrzehnt noch schwieriger werden, wenn die Sowjetunion 
die immer stärker werdenden ostasiatischen Kräfte China und Japan 
in ihre Rechnung einbezieht. 
Außerdem ist das durch Hochrüstung bewirkte Gleichgewicht stets 
gefährdet, durch technische Entwicklungen nicht weniger als durch 
politische Veränderungen. Die Logik der Abschreckung, die auf der 
glaubwürdigen Bedrohung des Gegners beruht, verlangt deshalb 
immer neue Rüstungsanstrengungen und erzeugt so die Spirale von 
Rüstung und Gegenrüstung. 

Sicherheit ist auch nicht allein eme Funktion des militärischen 
Gleichgewichts, sondern ebenso der sozialen, politischen und öko­
nomischen Gewichte. Die innere Stabilität läßt sich in den totalitä­
ren Staaten und im Bündnis des Ostens ungleich schwerer abschät­
zen als in westlichen Demokratien. Eine Schwierigkeit liegt zweifel­
los in der Unverrechenbarkeit militärischer Stärke mit sozialen, po-



litischen und ökonomischen Faktoren. Trotzdem dürfen sie nicht 
vernachlässigt werden. 
Kann auch die militärische Sicherheit Westeuropas im Sinne der Ab­
schreckungsfähigkeit zur Zeit als gewährleistet gelten, so unterlie­
gen doch die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zwi­
schen den Staaten des Ostblocks und denen Westeuropas neben ih­
ren politischen Effekten erheblichen Risiken; sie fallen zusätzlich zu 
denen der Hochrüstung und des Rüstungswettlaufs ins Gewicht, 
solange die Konfrontation andauert. 

c) Vertrauensbildende Maßnahmen 
Schon für eine vorwiegend an Kategorien militärischer Sicherheit 
orientierte kooperative Rüstungssteuerung führt kein Weg an Ver­
handlungen zwischen den beiden großen Bündnissystemen vorbei. 
Das gilt erst recht, wenn man vermeiden will, daß sich das Wettrü­
sten in sogenannte Grauzonen verlagert, d. h. in Rüstungsmaßnah­
men, die in die kooperative Steuerung nicht einbezogen sind, und zu 
einer wirklichen Reduktion der Rüstung kommen will. 
Der Erfolg solcher Verhandlungen wird begünstigt, wenn es gelingt, 
Mißtrauen und andere irrationale Widerstände zu verringern und 
die Sicherheitsvorkehrungen auf ein breiteres als das militärische 
Fundament zu stellen. Die Durchflechtung gegenseitiger Interessen 
im sozialen, politischen und ökonomischen Bereich ist nicht nur ge­
eignet, Mißtrauen und Ängste zu beseitigen. Auch wenn sie gegen­
seitige Abhängigkeiten schafft und Pressionen möglich macht, ist 
der langfristige Nutzen für eine politische Sicherung des Friedens 
wesentlich höher als die überschaubaren Risiken. 
Zu vertrauensbildenden Maßnahmen können, neben den heute 
praktizierten, auch einseitige Vorleistungen wie die Zurückstellung 
von Modernisierungsmaßnahmen mit dem Ziel von Verhandlun­
gen zählen, wenn sie das Gleichgewicht in dem beschriebenen um­
fassenderen Sinn nicht außer Kraft setzen. Allerdings muß dabei 
vermieden werden, daß mangelhafte Abstimmung solcher Vor­
leistungen mit dem Stand der Verhandlungen deren Erfolg gefähr­
det. 
Im Rahmen vertrauensbildender Maßnahmen gewinnt auch die Prü­
fung der Möglichkeit einer allmählichen Umrüstung auf Waffen Ge-



wicht, die typisch defensiven Charakter haben, also für die Führung 
von Angriffskriegen ungeeignet sind. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat wegen ihrer Position an der 
Nahtstelle der beiden Systeme, wegen der Erinnerung an die beiden 
Weltkriege und der schmerzlichen Teilung Deutschlands in zwei 
Staaten ein besonderes Interesse an der Minderung der Spannungen 
zwischen den Machtblöcken und an einer Verringerung der durch 
das Wettrüsten gegebenen Gefahren. Die Sicherheit der Bundesre­
publik Deutschland ist eingebettet in das westliche Bündnis. Des­
halb kann diese nur in Abstimmung mit ihren Partnern handeln. 
Aber sie kann im Rahmen dieser Partnerschaft auch ihren Einfluß 
geltend machen, daß alle Möglichkeiten genutzt werden, effektive 
Rüstungsbegrenzung zu erreichen und zugleich den Kurs von blo­
ßer Rüstungsbegrenzung auf wirkliche Abrüstung zu lenken. 
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II. Politische Bemühungen um Sicherung 
des Friedens nach 1945 

1. Für eine internationale Friedensordnung 

a) Rechtliche Voraussetzungen 
Einen Ausgangspunkt für die Sicherung des Friedens stellt die seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges vollzogene grundsätzliche ethi­
sche Verurteilung der Mittel des Krieges und der Gewalt in der inter­
nationalen Politik dar. Im Unterschied zu früheren Epochen, die 
den Krieg als ein mögliches Instrument der Machtausübung aner­
kannten und dem Frieden keinen absoluten Wert beimaßen, erschei­
nen der Angriffskrieg und die Anwendung von Gewalt gegen andere 
Völker in der Gegenwart als verwerflich und unrechtmäßig. 
Die Erhaltung und Sicherung des Friedens ist ein Hauptgebiet der 
internationalen Zusammenarbeit geworden. Die Vereinten Natio­
nen haben dem Frieden einen großen Teil ihrer Tätigkeit gewidmet. 
Grundlage dieser Bemühung ist das in der Charta der Vereinten Na­
tionen ausgesprochene Verbot von Krieg und Gewalt und die Ver­
pflichtung der Mitgliedsstaaten zur friedlichen Lösung ihrer Strei­
tigkeiten (Art. 2,4 der Charta). Auch wird heute allgemein aner­
kannt, daß der Gedanke des Friedens weit über die Nichtanwen­
dung von Gewalt hinausreicht, daß er notwendig das Bestreben ein­
schließen muß, vorhandene Spannungen und Interessengegensätze 
zu erkennen und an ihrer Überwindung zu arbeiten. 
Freilich, ein übergeordnetes, wirksames System der Friedenssiche­
rung ist daraus nicht entstanden. Denn die Staaten sind souverän 
und unabhängig geblieben, und die Eingriffsmöglichkeiten der Ver­
einten Nationen sind begrenzt. Die Tatsache, daß sich keine kriege­
rische Auseinandersetzung rechtfertigen läßt, hat noch keinen 
rechtlichen Ausdruck finden können. Die Staaten haben für ihre Si­
cherheit vielmehr das in der Charta der Vereinten Nationen aner­
kannte Recht der Selbstverteidigung (Art. 5 I) aufrecht erhalten und 
ihren Schutz im Aufbau eigener Streitkräfte und in Allianzen 
gesucht. 



Eine internationale Friedensordnung, die Bedingungen des Zusam­
menlebens von Menschen und Staaten herbeiführt, welche Gewalt­
anwendung abnehmen und Gerechtigkeit zunehmen lassen, er­
scheint vorläufig außer Reichweite. Durch sie würden alle Probleme 
sich radikal verändern, wenn auch nicht gelöst sein. 

b) Blockbildung und Hochrüstung 
Die Länder Westeuropas haben gegenüber der überwältigenden 
Macht der Sowjetunion ihre Sicherheit in der Verbindung mit den 
Vereinigten Staaten gesucht; diese Allianz hat zum Aufbau starker 
militärischer Kräfte an der quer durch Europa verlaufenden Grenz­
linie geführt. Das Vertrauen in solche Vorkehrungen bleibt aber an 
die unbestimmte Vorstellung eines Gleichgewichts der Kräfte und 
an die unsichere Wirksamkeit der Abschreckung gebunden. Manche 
Staaten verfolgen demgegenüber eine Politik der Blockfreiheit, des 
Fernbleibens von Allianzen. Doch auch hier spielt der Aufbau einer 
Verteidigung für die Erhaltung der Unabhängigkeit eine wichtige 
Rolle. 

2. Die Bestrebungen der Rüstungskontrolle 

Die Gefahren und Unsicherheiten einer internationalen Lage, in der 
Frieden und Sicherheit auf der Vorstellung des Gleichgewichts der 
Macht und auf einem hohen Rüstungsstand beruhen, haben seit den 
sechziger Jahren zu Bemühungen um Begrenzung der Rüstungsan­
strengungen und Verminderung von Spannungen durch den Ausbau 
internationaler Zusammenarbeit geführt. Es ist in der Tat gelungen, 
auf diesem Wege einen gewissen Abbau der Gegensätze zu bewirken 
und in einer Reihe von Vereinbarungen Fortschritte in der Begren­
zung der Rüstungen zu erzielen. 

a) Aktionen der Vereinten Nationen 
Den universellen Rahmen verkörpern zunächst die Aktionen der 
Vereinten Nationen. Sie erhielten 1962 einen Mittelpunkt in der Ab­
rüstungskommission, die seit 1978 reorganisiert wurde und der sich 
seitdem auch das bisher fernstehende Frankreich angeschlossen hat. 



Das wichtigste Resultat dieser Arbeiten ist die Konvention gegen die 
Verwendung bakteriologischer Waffen vom 10. April 1972. Eine 
gleiche Abrede über die Ausschaltung chemischer Waffen steht seit 
Jahren aus. Von der Genfer Kommission sind auch Anregungen zu 
den Abkommen gegen die Verwendung des Meeresbodens für nu­
kleare Waffen (vom I I. Februar 1971) und für die Neutralisierung 
des Weltraums (vom 27. Januar 1967) ausgegangen. 
Im Jahre 1978 haben die Vereinten Nationen als 10. Sonder-Gene­
ralversammlung eine Konferenz über Abrüstung abgehalten, deren 
Schlußbericht die drohende Gefahr zunehmender Rüstung und die 
Notwendigkeit einer Beschränkung der militärischen Ausgaben im 
Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung der Welt hervorhebt; die 
Verantwortung der Vereinten Nationen für diese Aufgabe wird un­
terstrichen. Ausschüsse befassen sich mit den Folgerungen der Kon­
ferenz. Zu ihnen gehört das Verlangen nach vollständiger Einstel­
lung von Atomwaffenversuchen sowie die Errichtung kernwaffen­
freier Zonen. Insgesamt haben freilich diese Bemühungen der Ver­
einten Nationen um Rüstungsbegrenzung nur beschränkte Ergeb­
nisse erzielt. 

b) Nichtverbreitung von Atomwaffen 
Von grundlegender Bedeutung für die Sicherung des Friedens sind 
die Bestrebungen, die - außerhalb des Rahmens der Vereinten Na­
tionen - von führenden Mächten zur Beschränkung der Ausbreitung 
nuklearer Waffen unternommen worden sind. Sie haben zwar nicht 
den Grundsatz der vollen Abschaffung nuklearer Waffen aufgegrif­
fen, sondern erkennen den in den fünfziger Jahren erreichten Stand 
der Ausbreitung nuklearer Waffen an, suchen aber durch rechtliche 
Verpflichtungen und durch Maßnahmen zur Überwachung der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie die Erweiterung des Kreises 
der nuklearen Mächte zu verhindern. 
Nach dem Vertrag vom 5. August 1963, der oberirdische Testversu­
che verbietet (dem sich freilich weder Frankreich noch China noch 
einige andere technisch fortgeschrittene Länder angeschlossen ha­
ben) war der entscheidende Ausdruck dieser Absicht der Nichtver­
breitungsvertrag vom I. Juli 1968, der den Unterzeichnern, die kei­
ne atomaren Waffen besitzen, deren Herstellung oder Erwerb und 



den Atommächten die Weitergabe ihrer Kenntnisse und Technik un­
tersagt. Die Ausdehnung des Besitzes nuklearer Waffen auf weitere 
Staaten würde die Gefahr eines Einsatzes dieser Waffen oder einer 
ungewollten Eskalation sehr vergrößern. Die Ergänzung dieses Ver­
trages bildet das Netz der Kontrolle der Anlagen für friedliche 
Atomenergie, das in Zusammenarbeit mit der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEA) und der Europäischen Gemeinschaft 
(EURATOM) aufgerichtet und durch ergänzende Abkommen ver­
feinert worden ist. Dieser Vertrag ist weder von Frankreich noch 
von China noch von einer Reihe anderer Staaten angenommen wor­
den. Die Bundesrepublik Deutschland hatte bereits am 23. Oktober 
I954 gegenüber den westlichen Alliierten ihre Verpflichtung bestä­
tigt, nicht nach atomarer Bewaffnung zu streben; sie hat sich dem 
Nichtverbreitungsvertrag angeschlossen. Dieser Vertrag kann aller­
dings keine wirkliche Sicherheit gegen die Ausbreitung der Kern­
waffen gewährleisten. 
I974 hat Indien einen atomaren Sprengsatz gezündet. Bei anderen 
Ländern wie Israel und der Republik von Südafrika wird vermutet, 
daß sie diese Waffen besitzen oder jedenfalls rasch produzieren 
könnten. Weitere Länder, wie etwa Pakistan, streben ersichtlich 
nach dem Besitz von Atomwaffen. Der Vertrag von Tlatelolco vom 
14. Februar I967, der Lateinamerika zur kernwaffenfreien Zone er­
klärt und von den Atommächten die Achtung dieser Bestimmung 
fordert, ist nur von einer begrenzten Zahl lateinamerikanischer Staa­
ten unterzeichnet worden. Die Bestrebungen, Afrika südlich der Sa­
hara zur kernwaffenfreien Zone zu erklären, sowie neuere Bemü­
hungen, den Indischen Ozean zu einem Bereich des Friedens zu de­
klarieren, haben trotz Unterstützung durch Resolutionen der Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen bis jetzt zu keinem Ergeb­
nis geführt. Auch das Bemühen, durch eine Resolution der General­
versammlung der Vereinten Nationen Kernwaffen aus Afrika fern­
zuhalten, hat bis jetzt keine entsprechende Vereinbarung erbracht. 
Zu verhindern, daß Kernwaffen breit über die Welt gestreut werden, 
ist sicherlich ein wesentlicher Beitrag zur Erhaltung des Friedens. 
Aber wenn die großen Mächte die nuklearen Waffen beibehalten, so 
bleibt das Risiko ihres Einsatzes fortbestehen; mit der technischen 
Weiterentwicklung dieser Waffen wächst dieses Risiko. Das Leben 
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auf der Erde ist dadurch bedroht. Zugleich bringt die zunehmende 
Anwendung der nuklearen Technik für die Energieerzeugung die 
Gefahr mit sich, ~aß die Überwachung angereicherter Uranstoffe 
verletzt wird und Staaten solche beiseite bringen, um damit Kern­
waffen zu bauen. An diesem Punkt verschränken sich die Bestre­
bungen um weltweite und effektive Kontrolle nuklearer Anlagen 
wegen ihrer Gefahren für Umwelt und Leben mit den Bemühungen 
um Rüstungskontrolle. 

c) Rüstungsbegrenzung 
Die zwischen den beiden Supermächten wiederholt aufgenomme­
nen Verhandlungen um die Begrenzung der beiderseitigen atomaren 
Rüstung sollten eine weltweite Verständigung über Rüstungssteue­
rung einleiten. Sie fand ihren ersten Ausdruck im Abkommen über 
Rüstungsbegrenzung (SALT I) vom 26. Mai 1972, dem das seit 1973 
verhandelte zweite Abkommen vom 18. Juni 1979 (SALT 11) gefolgt 
ist. Das erste Abkommen begrenzte die Zahl der von beiden Seiten 
unterhaltenen atomaren Geschosse zu Land und zur See sowie eini­
ger Trägerwaffen. Auf die Aufstellung von Abwehrsystemen gegen 
ballistische Raketensysteme (ABM) wurde verzichtet. Die zweite 
Vereinbarung legt erneut einen Maximalbetrag der beiderseitigen In­
terkontinentalwaffen und zugehörigen Träger fest und fügt einige 
weitere Beschränkungen hinzu. Offen bleibt in diesen Verträgen der 
Bereich der nuklearen Waffen mit mittlerer (europäischer) Reich­
weite. Die Beratungen über die Annahme der zweiten Vereinbarung 
im amerikanischen Senat wurden nach der Invasion der Sowjetunion 
in Afghanistan ausgesetzt. Der Präsident der USA, Ronald Reagan, 
hat sich darauf festgelegt, zwar das Abkommen in seiner jetzigen 
Form nicht zu ratifizieren, aber neue Verhandlungen anzustreben 
und den SAL T -Prozeß insgesamt weiter zu verfolgen. 
Eng mit der Beziehung der Supermächte sind die 1973 in Wien eröff­
neten Verhandlungen zwischen Staaten der NATO und den Mäch­
ten des Warschauer Paktes über Rüstungsbegrenzung im Bereich 
konventioneller Waffen verknüpft (beiderseitige ausgewogene 
Truppenverminderung: MBFR). Hier sind wiederholt Vorschläge 
unterbreitet worden, doch kam es bisher wegen der fehlenden Eini­
gung über die ausschlaggebenden militärischen Daten und über die 
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Struktur des Reduzierungsabkommens zu keinem greifbaren Ergeb­
niS. 

d) Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Endlich ist eine neue Ebene rüstungsbegrenzender Vereinbarungen 
eröffnet worden, indem die Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (KSZE) in Helsinki in ihrer Schlußakte vom I. 

August 1975 sich für die Einsetzung vertrauensbildender Maßnah­
men aussprach, die vor allem in der gegenseitigen Benachrichtigung 
über größere Truppenbewegungen und Manöver bestehen. Die 
Schlußakte von Helsinki, die keine völkerrechtlich verbindliche 
Vereinbarung, wohl aber eine praktisch-moralische Verpflichtung 
darstellt, ist im Bereich der vertrauensbildenden Maßnahmen militä­
rischer Art beachtet worden. Solche vertrauensbildenden Maßnah­
men spielen auch auf der im Oktober 1980 in Madrid eröffneten 
zweiten Folgekonferenz für Helsinki eine erhebliche Rolle. 



III. Kirchliche Stimmen zur 
Friedensdiskussion 

I. Die Kontroversen um den kirchlichen Beitrag zum Frieden 

In der heutigen Friedensdiskussion ist es wichtig, sich die Kontro­
versen zu vergegenwärtigen, die in Deutschland in den Jahrzehnten 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges über die Wiederbewaffnung 
und über die nuklearen Waffen stattgefunden haben. Die große Lei­
denschaft, mit der dieser Streit ausgetragen wurde, beruhte zum ei­
nen auf der Veränderung, die militärische Gewalt im Atomzeitalter 
durch die neuen Waffensysteme erfahren hat. Zum anderen war vie­
len Menschen bewußt, daß die deutsche Wiederbewaffnung im Wi­
derspruch zu der Hoffnung auf die Wiedervereinigung Deutsch­
lands stand. Schließlich empfanden viele die Spannung zwischen der 
erneuten Aufstellung militärischer Streitkräfte und der Aufgabe ei­
ner geistigen und sittlichen Selbstbesinnung des deutschen Volkes. 
Solche Fragen wirken bis heute nach. Die Probleme militärischer 
Rüstung und die Stellung der deutschen Staaten zwischen den Welt­
mächten sind in der gegenwärtigen Situation erneut heftig umstrit­
ten. 
Seit 1945 hat die Evangelische Kirche in Deutschland, die über die 
sich herausbildenden Grenzen hinweg weiterhin organisatorische 
Gemeinschaft behielt, die Aufgabe des Friedens als eine besondere 
Herausforderung anerkannt. Die Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland in Berlin-Weißensee 1950 sagte: 
» Ungezählte geängstete Menschen in der ganzen Weh schreien heute 
nach Frieden; sie leben in der ständigen Angst und Sorge, es möchte 
abermals zum Kriege kommen. Noch ist der letzte Krieg nicht been­
det, und schon wird wieder zum Krieg gerüstet. Unser eigenes Volk 
ist wehrlos in die Hände der Mächte gegeben, die sich voll Mißtrau­
en gegenüberstehen. Der »Eiserne Vorhang« zerschneidet den Leib 
unseres Volkes, und jeden Augenblick können hier Konflikte größ­
ten Ausmaßes entstehen. Dabei weiß niemand, was mit der Mensch­
heit wird, wenn die modernen Vernichtungswaffen zur Anwendung 
kommen in einem Kriege, den dann niemand in der Hand hat«. 
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Im Blick auf die heutige Diskussion beschränken wir uns darauf, an 
drei markante Äußerungen zu erinnern, die in der kirchlichen Dis­
kussion bis heute nachwirken. 

a) Die »Heidelberger Thesen« über »Krieg und Frieden im Atom-
zeitalter« von 1959 

Der für die weitere Diskussion wichtigste Beitrag aus der evangeli­
schen Kirche zur Auseinandersetzung um die nuklearen Waffen wa­
ren die »Heidelberger Thesen« über »Krieg und Frieden im Atom­
zeitalter« von 1959. 
Sie beginnen mit der Aussage, daß der Weltfriede zur Lebensbedin­
gung des technischen Zeitalters wird und daß der Krieg in einer an­
dauernden und fortschreitenden Anstrengung abgeschafft werden 
muß. Obwohl die Notwendigkeit des Weltfriedens eine allen zu­
gängliche Einsicht der Vernunft ist, haben die Christen auf dem Weg 
zu ihm die besondere Aufgabe, zu Schritten beizutragen, die nicht 
von der Angst bestimmt sind. Die tätige Teilnahme an der Arbeit für 
den Frieden ist ihre einfachste und selbstverständlichste Pflicht. Die 
Wege zum Weltfrieden führen durch eine Zone äußerster Gefähr­
dung des Rechts und der Freiheit. Die Kriterien der überlieferten 
Lehre vom gerechten Krieg sind auf den Atomkrieg nicht mehr an­
wendbar. Die Voraussetzungen, unter denen die Regeln des Kriegs­
völkerrechts in diesem Jahrhundert entwickelt wurden, haben sich 
so verändert, daß die Befolgung dieser Regeln nicht mehr zu erwar­
ten ist. 
Die Bürger der westlichen Welt stehen vor dem Dilemma, »ob sie die 
Rechtsordnung der bürgerlichen Freiheit durch Atomwaffen schüt­
zen oder ungeschützt dem Gegner preisgeben wollen«. Die ange­
sichts der Atomwaffen getroffenen, einander entgegengesetzten Ge­
wissens entscheidungen müssen als komplementäres Handeln ver­
standen werden. Ihr gemeinsamer Grund muß das Ziel der Vermei­
dung des Atomkrieges und der Herstellung des Weltfriedens sein. 
»Keine Handlungsweise, die nicht auf diesem Grund ruht, scheint 
uns für einen Christen möglich«. 
In ihrem Grund gehören die einander entgegengesetzten Entschei­
dungen zusammen - in ihrem Inhalt schließen sie einander aus. Jede 
dieser Entscheidungen beschwört je für sich das Risiko herauf, das 
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die jeweils andere Haltung vermeiden will. »Es kann sein, daß der 
eine seinen Weg nur verfolgen kann, weil jemand da ist, der den 
anderen Weg geht« (Zu These VI). 
Aus diesen Einsichten wird gefolgert: ),Die Kirche muß den Waffen­
verzicht als eine christliche Handlungsweise anerkennen« (These 
VII), »die Kirche muß die Beteiligung an dem Versuch, durch das 
Dasein von Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als 
eine heute noch mögliche christliche Handlungsweise anerkennen« 
(These VIII). 

b) Die Formel »Friedensdienst mit und ohne Waffen« vom Deut-
schen Evangelischen Kirchentag 1967 

Der Gedanke der Komplementarität wurde in der anschließenden 
kirchlichen Diskussion ausgeweitet auf die Frage nach dem Verhält­
nis von Wehrdienst und Kriegsdienstverweigerung. Für dieses Ver­
hältnis wurde aus Anlaß des Deutschen Evangelischen Kirchentages 
1967 die Formel geprägt: »Friedensdienst mit und ohne Waffen«. 
Sie sollte dazu beitragen, daß die Anerkennung derer, die das grund­
gesetzliehe Recht der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissens­
gründen in Anspruch nehmen, und die Leistung der Wehrpflicht auf 
derselben Ebene diskutiert werden konnten. Diese Formel entfernt 
sich insofern von der Fragestellung der Heidelberger Thesen, als sie 
weder die Risiken sowohl des Waffendienstes wie des Waffenver­
zichtes noch die Vorläufigkeit des Versuchs, durch das Dasein von 
Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, zum Ausdruck 
bringt. Dieses ist einer der Gesichtspunkte, unter denen heute die 
Frage wieder aufgenommen werden muß, ob die Formel vom »Frie­
densdienst mit und ohne Waffen« noch tragfähig ist; ebenso muß 
gefragt werden, was die Vorläufigkeit, von der die Heidelberger 
Thesen sprechen, für uns heute bedeutet. Diese Fragen werden in 
Teil V wieder aufzunehmen sein. 

c) Die Denkschrift »Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis 
des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn« 1965 

Die evangelische Kirche mußte ihre Bereitschaft, zur Förderung des 
Friedens beizutragen, auf die politischen Konflikte der jeweiligen 
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Zeit beziehen. Hierfür ist das bekannteste Beispiel aus den letzten 
Jahrzehnten die Denkschrift »Die Lage der Vertriebenen und das 
Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn« von 

I965· 
Ziel dieser Denkschrift war es, »im deutschen Volk Verständnis und 
Zustimmung zu einem Schritt im Geist der Versöhnung gegenüber 
unseren östlichen N achbarvölkern zu finden«. Hier handelte es sich 
»um politische Entscheidungen, die in vernünftiger Einschätzung 
der Situation und in verantwortungsvoller Mitarbeit an einer dauer­
haften Friedensordnung zwischen den Völkern getroffen werden 
müssen. Die in dieser Denkschrift dazu aufgeführten rechtlichen, 
ethischen und theologischen Überlegungen, die auch in ein politi­
sches Handeln eingehen müssen, sollen dahin wirken, eine neue Be­
wegung in die politischen Vorstellungen des deutschen Volkes hin­
einzubringen und auch den Nachbarn im Osten einen Dialog auf 
neuer Ebene anzubieten.« 

d) Weitere Äußerungen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Über die drei genannten Beispiele hinaus hat die Bemühung der 
evangelischen Kirchen und kirchlicher Gruppen - auch in Verbin­
dung mit ökumenischen Bemühungen in West und Ost - in sehr 
vielfältigen Formen Ausdruck gefunden. Von den Äußerungen der 
Evangelischen Kirche in Deutschland seien folgende genannt: 
- der Beschluß der Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch­

land zu Atomfragen von I958 
- der Zwischenbericht des vom Rat der Evangelischen Kirche in 

Deutschland eingesetzten Ausschusses für Atomfragen und der 
Ergänzende Bericht des AusschußvorsitzendenProf. Dr. L. Raiser 
für die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland von I960 

- die Handreichung »Die christliche Friedensbotschaft, die weltli­
chen Friedensprogramme und die politische Arbeit. für den Frie­
den« von I962 

- die Studie »Friedens aufgaben der Deutschen« von I968 
- Die Thesenreihe »Der Friedensdienst der Christen« von I969 
- die Denkschrift »Der Entwicklungsdienst der Kirche - ein Beitrag 

für Frieden und Gerechtigkeit in der Welt« von I973. 
(Quellennachweis im Anhang) 

35 



Statt diesen Diskussionsgang im einzelnen darzustellen, konzentrie­
ren wir uns im folgenden darauf, die gegenwärtige Diskussion über 
Probleme der Friedenssicherung im deutschen Protestantismus zu 
beschreiben. 

2. Die gegenwärtige Friedensdiskussion in der Kirche 

Die Zuspitzung der politischen Situation, in der wir uns befinden, 
hat dazu geführt, daß die Frage nach der Stellung von Christen zur 
militärischen Rüstung in den letzten] ahren auch innerhalb der evan­
gelischen Kirche wieder mit neuer Intensität geführt worden ist. Zu 
den wichtigen inner kirchlichen Aufgaben, die sich in dieser Lage 
stellen, gehört es, die unterschiedlichen Positionen, die in der Dis­
kussion auftreten, miteinander im Gespräch zu halten. 

a)Anstöße des Ökumenischen Rates der Kirchen 
Die Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Nai­
robi im Dezember 1975 hat dem neuen Friedensgespräch wichtige 
Impulse gegeben. Sie befaßte sich in einer Erklärung mit der Weltrü­
stungssituation und richtete einen Appell an die Kirchen, in dem es 
heißt: 
»Die Christen müssen der Versuchung widerstehen, sich mit einem 
falschen Gefühl von Machtlosigkeit oder Sicherheit abzufinden. Die 
Kirche sollte ihre Bereitschaft betonen, ohne den Schutz von Waffen 
zu leben und bedeutsame Initiativen ergreifen, um auf eine wirksa­
me Abrüstung zu drängen. Die Kirchen, die einzelnen Christen und 
die Mitglieder der Öffentlichkeit aller Länder sollten bei ihren Re­
gierungen darauf drängen, daß die nationale Sicherheit ohne den 
Einsatz massiver Zerstörungswaffen gewährleistet wird« (Quellen­
nachweis im Anhang). 
Mit den Entschließungen von Nairobi wurde eine Periode verstärk­
ter Arbeit an der Friedensfrage im ökumenischen Bereich und auch 
im Raum der EKD eröffnet. Exekutivausschuß und Zentralaus­
schuß des ÖRK richteten ein »Studienprogramm über Militarismus 
und Wettrüsten« ein (später umbenannt in »Programm für Abrü-



stung und gegen Militarismus und Wettrüsten«) und veranlaßten je 
eine Konsultation über Militarismus (Glion I, November 1977) und 
über Abrüstung (Glion 11, April 1978). Mit den Ergebnissen dieser 
Studienarbeit befaßten sich regelmäßig die Leitungsorgane des ÖRK, 
besonders ausführlich der Zentralausschuß auf seiner Sitzung in 
Kingston Gamaika) im Januar 1979. Auch die Konstiltationen, die 
von der Konferenz der Europäischen Kirchen (KEK) zu den Folge­
konferenzen der KSZE-Schlußakte von Helsinki 1975 in Belgrad und 
Madrid gehalten wurden, gehören in diesen Zusammenhangderöku­
menischen Bemühungen um die Friedensfrage. Die KEK hat bisher 
insgesamt vier derartiger Nach-Helsinki-Konsultationen gehalten, 
zuletzt vom 29. Mai bis 3. Juni 1980 in EI Escorial (bei Madrid). 

b) Friedensbemühungen der deutschen Kirchen in West und Ost 
Die EKD hat die Initiativen des Ökumenischen Rates der Kirchen 
(ÖRK) aufgegriffen und sich an der Weiterarbeit beteiligt, unter an­
derem durch eine Expertenkonsultation im März 1979 in Bonn, zu 
deren Ergebnissen die Deutsche Arbeitsgruppe der Kommission der 
Kirchen für Internationale Angelegenheiten im September 1979 eine 
»zusammenfassende Stellungnahme« vorlegte (vgl. Anhang). 
Der Rat der EKD und der Bund der Evangelischen Kirchen in der 
DDR bemühen sich um gemeinsame Aussagen und Schritte in der 
Friedensfrage. Beide veröffentlichten zum 40. Jahrestag des Beginns 
des Zweiten Weltkrieges am I. September 1979 ein gemeinsames Wort 
zum Frieden. Darin heißt es: 
»Auf mehr als dreißig Jahre Frieden in Europa blicken wir zurück. 
Wir wissen aber, wie zerbrechlich der Friedenist. 1945 haben Unzäh­
lige geschworen: Nie wieder Krieg! Heute muß dieser Ruf bekräftigt 
werden, nicht nur mit leidenschaftlichem Herzen, auch mit besonne­
nem Verstand. Die Arbeit für eine Friedensordnung, die Vertrauen 
wachsen läßt und den Völkern Sicherheit gewährt, in der Konflikte 
zwischen den Staaten ohne militärische Drohung und ohne Anwen­
dung von Gewalt ausgetragen werden, erfordert Nüchternheit, Ge­
duld und Mut. Den Christen und Kirchen in den beiden deutschen 
Staaten ist es besonders aufgetragen, an der Vertiefung der Entspan­
nungspolitik mitzuarbeiten, für die die Schlußakte von Helsinki ein 
Zeichen der Hoffnung ist. 
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Wir wissen: Lange bevor ein Krieg ausbricht, hat er in den Gedan­
ken und Herzen der Menschen schon begonnen. Mißtrauen und 
Angst und das Gefühl der Bedrohung löschen alle anderen Hoffnun­
gen aus. Darum haben wir jetzt für eine konsequente Erziehung 
zum Frieden zu sorgen. 
Diese Erziehung wird sich darauf richten müssen, dem Gefühl der 
Ohnmacht entgegenzuwirken und zur friedlichen Lösung von Kon­
flikten zu befähigen, im persönlichen Bereich ebenso wie im Um­
gang der Staaten miteinander. Die Erfahrungen des Zweiten Welt­
krieges haben das Sicherheits streben der Völker verstärkt. Der ge­
genwärtige Rüstungswettlauf verschlingt unvorstellbare Energien 
und Mittel. Ständige Ermutigung brauchen die Politiker, die in zä­
hen Verhandlungen darum ringen, diese Entwicklung zu bremsen. 
Dazu gehört unser aller Bereitschaft, eigene Interessen in das Inter­
esse des Friedens für alle Völker einzuordnen und den eigenen 
Reichtum mehr und mehr für den gerechten Ausgleich zwischen den 
Völkern einzusetzen. 
Christus ist unser Friede. Friede mit Gott und Friede auf Erden sind 
nicht dasselbe. In der Gewißheit des Friedens, den Gott selbst ver­
heißen hat und der mit seiner Herrschaft auf uns zukommt, sind wir 
gewarnt vor Illusionen und falschem Optimismus in unserem Han­
deln. Noch mehr aber verbietet uns diese Gewißheit jede Gleichgül­
tigkeit angesichts der Gefährdung unserer Welt. 
Laßt uns für den Frieden in der Welt denken, arbeiten und beten! 
Laßt uns für alle Taten des Friedens danken! 
Laßt uns danken für den Frieden mit Gott, den wir heute durch den 
Glauben an Christus haben«. 
Beide Kirchen haben angeregt, daß in allen Gemeinden beider Kir­
chengebiete nach einer gemeinsamen Ordnung »Bittgottesdienste 
für den Frieden in der Welt« gehalten werden. 
Auch in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
wird eine breite Friedensdiskussion geführt. Es gibt kaum eine Lan­
dessynode, in der nicht die Friedensfrage ausführlich behandelt 
wird. In einer Reihe von Gliedkirchen werden landes kirchliche 
Friedenswochen durchgeführt. Viele Ausschüsse arbeiten an Hand­
reichungen für die Gemeinden zur gründlichen Befassung mit den 
Friedensfragen. Es gehört in diesen Zusammenhang, daß gegen En-



de des Kirchenjahres in einer wachsenden Zahl von Gemeinden 
Friedenswochen veranstaltet werden. 

3. Vier innerkirchliche Initiativen 

Die krisenhafte Zuspitzung der weltpolitischen Lage hat dazu beige­
tragen, daß sich seit 1978 im deutschen Protestantismus eine Reihe 
von Gruppierungen gebildet hat, die unterschiedliche Auffassungen 
vom Friedensbeit~ag der Christen öffentlich vertreten. Diese Posi­
tionen seien beispielhaft erläutert: 

a) "Ohne Rüstung leben« 
Die im Jahre 1978 entstandene Aktion »Ohne Rüstung leben« zieht 
aus der biblischen Friedensbotschaft die Konsequenz der uneinge­
schränkten Verwerfung jeglicher Rüstung und jeglichen Waffen­
dienstes. Ihr Stichwort hat diese Aktion der Botschaft der Vollver­
sammlung des ÖRK in Nairobi 1975 entnommen, indem sie eine 
Selbstverpflichtung formulierte und ihrer Sammlung von Unter­
schriften zugrunde legte: 
»Ich bin bereit, ohne den Schutz militärischer Rüstung zu leben. Ich 
will in unserem Staat dafür eintreten, daß Frieden ohne Waffen poli­
tisch entwickelt wird«. 
In der Begründung dieser Selbstverpflichtung heißt es u. a.: »Ange­
sichts einer drohenden militärischen Selbstvernichtung ist die Be­
reitschaft zum Verzicht auf kriegerische Gewalt der spezielle politi­
sche Beitrag der einzelnen Christen und der christlichen Kirchen«. 
Von dieser Basis aus spricht sich die Aktion »Ohne Rüstung leben« 
dafür aus, zum Risiko einseitiger Abrüstungsschritte bereit zu sein. 
In der Aktion befinden sich sowohl Menschen, die sich einem prin­
zipiellen Pazifismus verpflichtet wissen, wie er von den klassischen 
Friedenskirchen vertreten wird, als auch solche, die ihre Ablehnung 
der Rüstung mit einer Analyse der gegenwärtigen Rüstungssituation 
begründen. 
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b) »Frieden schaffen ohne Waffen« 
Die Aktion »Sühnezeichen/Friedensdienste« hat in Verbindung mit 
anderen Friedensdiensten, die in der »Aktionsgemeinschaft Dienst 
für den Frieden« zusammengeschlossen sind, zum ersten Mal 1980 
unter der Losung »Frieden schaffen ohne Waffen« zu einer bundes­
weiten Friedenswoche aufgerufen. Die Besonderheit dieser Aktion 
liegt darin, daß sie nicht ausschließlich auf den Waffen- und Rü­
stungskomplex fixiert ist: 
»Unfrieden bedroht andere und uns ständig in vielerlei Gestalt. Der 
Frieden, für den wir arbeiten, kommt nicht über Nacht. Frieden 
wächst in einem langjährigen Prozeß, wenn wir uns gemeinsam mit 
Beharrlichkeit, Liebe, Phantasie und kritischer Kleinarbeit engagie­
ren. Rückschläge bleiben nicht aus. Unsere kleinen und großen Op­
fer sind Schritte auf dem Weg des Friedens«. 
Diese Aktionsgemeinschaft vertritt die Forderung nach schrittwei­
ser Abschaffung der modernen Massenvernichtungsmittel und lehnt 
die Formel »Friedensdienst mit und ohne Waffen« ab. Andererseits 
wird die Auffassung vertreten, daß das"angestrebte Ziel nur in einem 
langwierigen Prozeß Schritt für Schritt erreichbar ist. Die Aktion 
spricht sich daher für erste konkrete Schritte in der Abrüstung aus in 
der Erwartung, daß die UdSSR ihrerseits mit wirksamen Schritten 
zur Abrüstung antwortet. Die Verpflichtung, zu deren Annahme sie 
die Bürger der Bundesrepublik aufruft, lautet: 
»Ich werde nach meinen Kräften und Möglichkeiten dazu beitragen, 
die Stationierung neuer US-Mittelstreckenraketen in unserem Lan­
de zu verhindern. Ich bin bereit, überall in meiner Umgebung die 
Frage der Atomwaffe zur Diskussion zu stellen. Ich will mich über 
diesen ersten Schritt für weitere kalkulierte einseitige Abrüstungs­
schritte einsetzen auf dem Weg zur Abschaffung aller Atomwaffen.« 

c) »Sicherung des Friedens« 
Eine Gegenbewegung gegen diese Position formierte sich im Som­
mer 1980 in dem Arbeitskreis »Sicherung des Friedens«. Er hat sei­
nerseits zur Unterzeichnung folgender Erklärung aufgefordert: 
»Jedes Staatswesen ist verpflichtet, nach Kräften das Leben seiner 
Bürger und deren grundlegende Menschenrechte zu schützen. Die­
ser Schutz ist nicht nur gegenüber kriminellen Handlungen im Inne-



ren, sondern auch gegen auswärtige Mächte erforderlich, die mit 
äußerer Gewalt die Freiheit und die Menschenrechte gefährden. Die 
Erhaltung und Wiederherstellung des Friedens muß dabei der leiten­
de Gesichtspunkt sein. Soweit dafür eine militärische Sicherung nö­
tig ist, bejahe ich sie. Ich bejahe vor allem jede Bemühung um Abrü­
stung auf der Basis eines ausgewogenen Kräfteverhältnisses«. 
Die Erklärung wird in 10 Thesen erläutert, die sich zugleich mit der 
Parole »Ohne Rüstung leben« auseinandersetzen. Die Thesen gehen 
von der allgemein in der Christenheit akzeptierten Überzeugung 
aus, daß der Krieg nicht mehr als ein legitimes Mittel der Politik 
gelten darf und daß darum auch eine Lehre vom gerechten Krieg der 
heutigen Situation nicht mehr entspricht; vielmehr sei es heute ein 
grundlegender Auftrag der Christen, an der Erhaltung des Friedens 
und an der Eindämmung von Entwicklungen, die zu Kriegen füh­
ren, mitzuwirken. Auf der anderen Seite sprechen sich die Thesen 
aus christlicher Verpflichtung dafür aus, dem Staat die Machtmittel 
bereitzustellen, »durch die Gewaltakte einzelner Menschen oder 
ganzer Staaten verhindert werden können«. 

d) »Schritte zur Abrüstung« 
Eine andere Position vertritt die Evangelisch-Katholische Arbeits­
gruppe »Schritte zur Abrüstung«, die unter diesem Titel im Mai 
1981 ein Memorandum vorgelegt hat. Die Gruppe will dem Frie­
densmandat der Kirchen Rechnung tragen und ihnen helfen, ein 
exemplarisches innerkirchliches Gespräch über Abrüstung und Si­
cherheit zu führen, natürlich mit dem Ziel einer Einwirkung auf po­
litische Entscheidungen. Dazu sollen die einander ausschließenden 
Positionen in der gegenwärtigen kirchlich-theologischen Diskus­
sion zu einem Handlungskonsensus in ihrem Einsatz für Abrüstung 
geführt werden, ohne daß vorher eine Übereinstimmung in den 
Ausgangspositionen erreicht ist. 
Die Arbeitsgruppe legt dazu das Konzept einer »gradualistischen 
Abrüstungsstrategie« vor. Die Verfasser beschreiben ihren Vor­
schlag wie folgt: 
»Die ,gradualistische Strategie< beginnt mit einseitigen Schritten, 
zielt mit ihnen aber gerade auf erhoffte Reaktionen des Gegners und 
kommt ohne solche Reaktionen der anderen Seite nach einiger Zeit 
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zum Erliegen. Sie hat als ihr Fundament die Bewahrung einer ausrei­
chenden, zur Zeit auch noch nuklearen Abschreckungskapazität, 
die so groß sein muß, daß ein Angriff des Gegners zu einem nicht 
kalkulierbaren Risiko für ihn wird. Auf dieser Grundlage verzichtet 
eine gradualistische Abrüstungsstrategie freilich auf militärisches 
Gleichgewicht, beginnt vielmehr mit genau durchdachten, einseiti­
gen Abrüstungsschritten. Sie kündigt diese Schritte dem Gegner an 
und erklärt sie als Maßnahmen, mit denen die defensive Absicht der 
eigenen Militärrnacht und der Wunsch nach Verständigung und Ent­
spannung glaubhaft gemacht wird. Sie fordert den Gegner zu ent­
sprechenden Schritten auf, setzt aber die eigenen Abrüstungsschritte 
über einen beträchtlichen Zeitraum hin fort, selbst wenn die Reak­
tionen der Gegenseite unbefriedigend sind oder sogar ausbleiben.« 
Ängste und Mißtrauen sollen dadurch abgebaut werden. Kein Land 
und Bündnissystem werde sich auf Dauer einer erkennbar veränder­
ten GrundeinsteIlung seines Gegners entziehen können: 
»Gradualismus ist also, kurz gesagt, eine Strategie einseitiger, kal­
kulierter Abrüstungsschritte, um so die Basis für aussichtsreichere 
zweiseitige Verhandlungen zu schaffen«. Dazu werden drei Schritte 
vorgeschlagen: 
I. Verzicht auf neue Atomwaffen und Verminderung der vorhande­
nen Potentiale. 
2. Umrüstung der Bundeswehr, so daß diese zwar zu einem wirksa­
men Schutz des eigenen Territoriums fähig, aber zu einem Angriff 
über unsere Grenzen hinaus strukturell unfähig ist. 
3. Verbot von Rüstungsexporten in Gebiete außerhalb der NATO, 
und zwar aus ethischen wie aus Gründen der eigenen Sicherheitsin­
teressen. 



TEIL B 

IV. Zur christlichen Orientierung 
in der Friedensaufgabe 

I. Das christliche Gebet um den Frieden und die Hoffnung 
des Glaubens 

Die christliche Kirche hat die Aufgabe, die Hoffnung des Glau­
bens zu stärken angesichts der Ängste, die in der heutigen weltpo­
litischen Lage überall aufbrechen. Als Christen verschließen wir 
nicht die Augen vor den Verletzungen und Gefährdungen des 
Friedens. Aber wir verlassen uns darauf, daß die Erfahrungen der 
Gewalt, die diese Hoffnung zu widerlegen scheinen, nicht das 
letzte Wort behalten werden. Nur wer Hoffnung hat, hat auch 
Zeit für konsensfähige Lösungen der Probleme, die uns heute 
ängstigen. 
Frieden zu wahren, zu fördern und zu erneuern ist die von Chri­
sten geforderte Antwort auf den Frieden, den Gott in Jesus Chri­
stus verheißen hat. Auf seine gnädige Zusage hin antworten wir mit 
dem Zeugnis des Glaubens an die Versöhnung Gottes mit seiner 
Welt. 

a) Der Friede Gottes 
Die christliche Kirche bezeugt den Frieden Gottes in der Versöh­
nung durch Jesus Christus. 
Die christliche Kirche bezeugt Frieden vor allem anderen als den 
"Frieden von Gott, unserem Vater, und dem Herrn Jesus Christus«, 
als die Versöhnung mit Gott, der »die Welt mit ihm selber versöhn­
te« und »unter uns aufgerichtet hat das Wort von der Versöhnung« 
(2. Kor. 5,19). Die Antwort des Glaubens auf diese Versöhnungstat 
Gottes ist darum die Bitte: »Lasset euch versöhnen mit Gott!« (2. 
Kor. 5,20). Diese Bitte beruft sich auf das biblische Zeugnis vom 
Frieden Gottes: »Der Friede Gottes, welcher höher ist als alle Ver­
nunft, bewahre eure Herzen und Sinne in Christus Jesus« (Phi!. 
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4,7). Im Glauben vertrauen wir darauf, daß wir selbst in Gottes Frie­
den bewahrt sind. Dieses Vertrauen ist das Fundament für die Ge­
wißheit des Glaubens, daß »der Gott des Friedens mit euch sein« 
wird (Phi!. 4,9). Dieses Bekenntnis des Glaubens nimmt unsere Ver­
nunft hinein in die Gemeinschaft mit Gott und befreit sie von hoff­
nungsloser Angst zu der Zuversicht, daß Gott im Regimente sitzt. 
Dieses Bekenntnis ist der Rückhalt in aller Sorge um den Frieden der 
Welt und in der Suche nach den richtigen Wegen, ihn zu bewahren, 
zu fördern und zu erneuern. Diese Hoffnung und Zuversicht be­
kennt die Kirche in ihrem Gebet: »Verleih uns Frieden gnädiglich, 
Herr Gott, zu unsern Zeiten. Es ist doch ja kein andrer nicht, der für 
uns könnte streiten, denn du unser Gott alleine«. 

b) Die Versöhnungsbedürftigkeit der Welt 
Die christliche Kirche richtet ihr Zeugnis aus in Solidarität mit der 
unerlösten Welt, die der Versöhnung Gottes bedürftig ist. 
Die christliche Kirche weiß im Gebet um den Frieden, daß unsere 
Welt immer noch der Versöhnung bedürftig ist. Die Verkündigung 
der Kirche bezeugt die Zusage und die Gabe des Friedens Gottes, 
auf den sich der Glaube verläßt, in einer unerlösten Welt, die des 
Beistandes Gottes bedarf. Der Friede in der Welt, unter Menschen 
und Völkern, ist seit jeher durch Sünde und Feindschaft bedroht. 
Die Kirche nimmt an der Sorge um den Frieden teil, nicht aus einer 
Position der Überlegenheit, sondern solidarisch mit der Welt, in die 
sie verflochten ist, und im Vertrauen darauf, daß Gott die Zusage 
seines Friedens einhalte. 
Das Gebet um den Frieden und die Verkündigung des Glaubens gel­
ten darum allen Menschen, Christen wie Nichtchristen. Aber als 
Christen dürfen wir uns zuerst darauf besinnen, daß wir in der Frie­
densaufgabe von der Gabe des Friedens Gottes leben. So können wir 
uns untereinander vor einem hoffnungslosen Streit in der Friedens­
frage bewahren und durch unsere eigene Haltung zu einem friedli­
chen Umgang mit den Problemen des Friedens in der Welt beitra­
gen. Als Christen sind wir zu einem dem Glauben gemäßen Umgang 
mit den politischen Fragen des Friedens in unserem Land und über 
die Grenzen politischer Systeme hinweg aufgerufen. 
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c) Der Dank für Gottes Barmherzigkeit 
Die christliche Kirche bezeugt den Dank für Gottes Barmherzig­
keit, indem sie die Zeichen der Ermutigung zum Frieden in einer 
friedlosen Welt stärkt und fördert. 
Zum christlichen Gebet um den Frieden gehört der Dank dafür, daß 
Gott in Christus am Leiden der Welt teilnimmt, in ihm den Tod 
überwindet und uns von der Furcht vor diesem Tode befreit. »Gott 
sei Dank, der uns den Sieg gibt durch unsern Herrn Jesus Christus« 
(1. Kor. 15,57). Der Glaube daran, daß Gott am Ende aller Zeiten 
Herr bleibt über alle Mächte und Gewalten dieser Erde, läßt uns 
dankbar auf alle Zeichen der Ermutigung in der Welt achten, sie 
aufnehmen und unterstützen. Der Dank für Gottes Barmherzigkeit 
wehrt der Resignation und dem Fatalismus und ruft dazu auf, die 
guten Kräfte zu stärken und dem nachzudenken, was dem gemeinsa­
men Leben vor Gott förderlich ist und dient (Phi!. 4,8). Damit ist die 
Kirche auch in die Verantwortung hineingestellt, zu prüfen, welche 
Kräfte sie unterstützt und wo sie, gerade in der politischen Wirklich­
keit, Zeichen der Ermutigung findet. Sie kann um des Glaubens wil­
len dem Lauf der Welt nicht uninteressiert gegenüberstehen. Diese 
Haltung des Dankes leitet auch die christliche Erziehung als einen 
Beitrag zum Frieden in der Welt. 

d) Die Vergebung als Kraft des Friedens 
Die christliche Kirche bringt die Klage über Schuld und Leiden in 
der Welt vor Gott im Vertrauen auf Gottes Vergebung. 
Das christliche Gebet umschließt auch die Klage über die eigene Un­
fähigkeit zum Guten und über die Leiden und Konflikte in der Welt. 
Die Freiheit, Gott im Gebet unsere Klagen vorlegen zu dürfen und 
sie ihm anzuvertrauen, muß sich in einer Haltung des Glaubens be­
währen, die von Schuldvorwurf und von Schuldzuweisungen an an­
dere befreit. Die Klage vor Gott mündet im christlichen Gebet in die 
Bitte um Vergebung, wie sie im Gebet des Herrn ausgesprochen 
wird: »Vergib uns unsere Schuld, wie auch wir vergeben unsern 
Schuldigern«. Die Vergebung, die wir von Gott erbitten und emp­
fangen, schulden wir uns auch untereinander. Nur so werden wir 
frei dazu, in Konflikten zusammenzubleiben und das gemeinsame 
Leben nicht aufzukündigen. 
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Das Vertrauen und die Hoffnung auf die Kraft der Vergebung sind 
keine Entschuldigung vor der Verantwortung, die uns als Menschen 
in dieser Welt und für diese Welt übertragen ist. Darum verbindet sich 
mit dem Klagegebet für die Christen die Mahnung, nicht nachzulas­
sen, das Gebot Gottes zu erfüllen. »Darum richtet auf die lässigen 
Hände und die müden Knie«. »Jaget dem Frieden nach gegen jeder­
mann und der Heiligung, ohne die niemand den Herrn sehen wird« 
(Hebr. 12,12.14). Die Vergebung unserer Schwäche und unserer 
Schuld befreit uns zur Umkehr und zur Änderung unseres Lebens, 
das sich auch im Versagen in Gott geborgen weiß. Dieses gemeinsame 
Vertrauen ist das Fundament der Solidarität in den Konflikten der 
Welt und bindet uns in der oft widersprüchlichen Suche nach dem 
richtigen Handeln aneinander. 

e) Die Fürbittefür alle Menschen 
Die christliche Kirche schließt in ihr Fürbittengebet alle Menschen 
ein, besonders diejenigen, die für andere Verantwortung tragen, so­
wie diejenigen, die Opfer von Unfrieden und Gewalt sind. 
Zum christlichen Gebet gehört die Fürbittefür alle Menschen, beson­
ders die Fürbitte für diejenigen, die stellvertretend Verantwortung in 
der Welt tragen. »So ermahne ich nun, daß man vor allen Dingen 
zuerst tue Bitte, Gebet, Fürbitte und Danksagung für alle Menschen, 
für die Könige und für alle Obrigkeit« (I. Tim. 2, I). Das Fürbittenge­
bet hat im Gottesdienst der Kirche einen festen Ort, weil die Kirche 
die von Gott Menschen anvertraute Verantwortung unterstützt und 
mit ihrem Zuspruch stärkt. Wenn die Kirche die besondere Verant­
wortung der Politiker anerkennt, bedeutet das nicht, deren Handeln 
unkritisch zu bestätigen. 
Das gemeinsame Leben der Menschen auf dieser Erde ist vor Gott zu 
verantworten und darf nicht der Selbstsucht und Selbstdurchsetzung 
unterworfen werden. Darum gilt die Fürbitte der Kirche den Leiden­
den, besonders denjenigen, die von Mißbrauch und Irrtum politi­
scher Macht betroffen sind und unter deren Folgen leiden. Gegen­
über einem solchen Mißbrauch der Verantwortung ist jedermann zur 
Mitverantwortung gerufen. Die Bewahrung vor der Zerstörung des 
Lebens, vor den Mächten des Bösen, ist ein Dienst, den Gott von uns 
fordert und für den wir darum seine Hilfe anrufen dürfen und sollen. 



So umfaßt die Fürbitte auch das Gebet für die Feinde, wie es in der 
Bergpredigt gelehrt wird: »Bittet für die, die euch beleidigen und 
verfolgen« (Matth. 5,44). Denn auch unsere Feinde sind aus der Ver­
antwortung für das gemeinsame Leben nicht entlassen, auf die wir 
uns gegenseitig, bei aller Gegensätzlichkeit, immer ansprechen kön­
nen und müssen. Deshalb enthält das Gebet für die Feinde immer 
den Aufruf, der Feindschaft und der Trennung nicht das letzte Wort 
zu lassen, nach ihrer Überwindung zu trachten, die gegenseitige An­
nahme zu sehen und Wege ihrer Realisierung zu stärken, um den 
feindlichen Beziehungen unter Menschen nicht das Feld verant­
wortlichen Handelns einzuräumen. 

f) Die Gemeinschaft Gottes mit den Menschen 
Die ~irche bezeugt im Gottesdienst die Gemeinschaft Gottes mit 
den Menschen, die zur Gemeinschaft der Menschen untereinander 
und zur Ordnung des Friedens führen will. 
Im Friedensgruß »Friede sei mit euch« bezeugt die Kirche im Got­
tesdienst, vor allem in der Feier des Abendmahls, die Gemeinschaft 
untereinander. Sie gründet in dem neuen Bund, den Gott mit den 
Menschen geschlossen hat und in Jesus Christus besiegelt hat. Diese 
Gemeinschaft nimmt den Glauben in Anspruch für Gottes Bündnis 
mit der Welt. Sie ruft dazu auf, auch in der Welt Verbindungen zu 
schaffen, die auf beständige Gemeinschaften zielen, die Verträglich­
keit unter den Menschen, auch durch Verträge, zu befördern und an 
einer umfassenden Ordnung des Friedens mitzuwirken. Die Ge­
meinschaft des Abendmahls ist auch die vorläufige Darstellung der 
Gemeinschaft mit Gott und bezeugt, daß auch die christliche Ge­
meinschaft offen ist für die endgültige Verwirklichung der Gemein­
schaft mit Gott. Wir können die endgültige Gemeinschaft mit Gott 
in der weltlichen Verantwortung nicht vorwegnehmen. Aber sie gibt 
uns im Glauben den Richtungssinn und enthält die Weisung und 
Orientierung, die uns allen widerstreitenden Kräften zum Trotz lei­
ten soll. 
Die Hoffnung des Glaubens, von der wir bisher gesprochen haben, 
gründet in Gottes Friedensangebot und nicht in menschlicher 
Selbstsicherheit. Der Glaube weist der Verantwortung für den Frie­
den in der Welt eine bestimmte Richtung. Das Gebot Jesu in der 
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Bergpredigt »Ich aber sage euch: Liebet eure Feinde« (Matth. 5,44) 
und die Verheißung der Seligpreisung »Selig sind die Friedfertigen; 
denn sie werden Kinder Gottes heißen« (Matth. 5,9) gelten allen, die 
die Botschaft Jesu hören; sie sind grundlegend für das Zeugnis und 
das Handeln der Christen in der Welt. Das Gebot der Feindesliebe 
fordert nicht, daß wir uns unterwerfen oder anbiedern, sondern daß 
wir auch den Gegner annehmen als einen - wie wir selbst - sündigen, 
von Hoffnungen, Ängsten und Aggressionen getriebenen Men­
schen. Als Christen wissen wir, daß das Gebot der Feindesliebe 
nicht als Forderung an andere gehandhabt werden darf, um ihnen 
vorzuschreiben, was sie tun sollen, oder um sie zu verurteilen; es 
stellt die Christen unter die Pflicht, den Geist der Feindschaft zu 
überwinden und nach Wegen zu suchen, wie in allen Bereichen -
gerade auch in der Politik - an die Stelle von Feindschaft neue For­
men des gemeinsamen Lebens und der Zusammenarbeit treten kön­
nen. Die Verheißung der Seligpreisung ermutigt dazu, in den Aus­
einandersetzungen und Leiden dieser Welt dem Friedenswillen Got­
tes zu folgen, unser Handeln vom Ziel des Friedens prägen zu lassen 
und das eigene Handeln nicht von Feindschaft oder von den Feinden 
diktieren zu lassen. Die Kirche lehrt mit den Worten Jesu aus der 
Bergpredigt gerade nicht den Verzicht auf verantwortliches Han­
deln; sondern sie lehrt die Christen, in welche Richtung die Verant­
wortung vom Willen Gottes gewiesen ist. 

2. Verantwortung für den Frieden 

Frieden zu wahren, zu fördern und zu erneuern ist das Gebot, dem 
jede politische Verantwortung zu folgen hat. Diesem Friedensgebot 
sind alle politischen Aufgaben zugeordnet. In der Zielrichtung 
christlicher Ethik liegt nur der Frieden, nicht der Krieg. Das Frie­
densgebot ruft auf zur Bejahung des Lebens auch und gerade in Si­
tuationen des Konfliktes. Das Amt der politischen Verantwortung 
ist deswegen eine gnädige Anordnung Gottes, in der Gott den Men­
schen seine Liebe zuwendet, weil es im Dienst dieses Friedensgebo­
tes steht, um der Gewalt und dem Unrecht zu wehren. Von diesem 
Friedensgebot her empfängt die besondere politische Verantwor-



tung ihren Auftrag, in dem sie gestärkt, von dem her sie aber auch 
kritisch beurteilt werden muß. Die Aufgabe, das anvertraute ge­
meinsame Leben vor innerer und äußerer Bedrohung zu schützen, 
muß in der Art und Weise, wie sie wahrgenommen wird, selbst dem 
Frieden dienen und darf nicht zur Quelle von Gewalt und Krieg 
werden. Die politische Verantwortung für den Frieden gerät immer 
dann in Gefahr, wenn sie sich allein von militärischen Vorstellungen 
und Mitteln der Friedenssicherung bestimmen läßt und an sie die 
Initiative in der Friedensaufgabe abgibt. Angesichts der Übermacht 
militärischer Gewaltpotentiale in den politischen Gegensätzen der 
heutigen Welt geht es deswegen darum, diesen politischen Auftrag 
aus den Zwängen allein militärischer Sicherheitsvorkehrungen zu 
befreien. 
Heute erscheint es als vorrangige Aufgabe, zunächst einmal die Ab­
wendung eines Krieges zu erreichen und einer Kriegsgefahr, wie sie 
sich aus dem Stande der Rüstung zwischen den großen Machtblök­
ken erzeugt, entgegenzutreten. Aber der Friede ist heute nicht allein 
von Waffen bedroht, sondern auch durch soziale und ökonomische 
Spannungen und weltweite Ungerechtigkeiten. Auch wo die Ge­
fährdung des Friedens heute unterschiedlich beurteilt wird, ist das 
Friedensgebot das Ziel, das von verschiedenen Positionen aus ge­
meinsam bejaht wird. 

a) Friede als Bejahung des gemeinsamen Lebens 
Der politische Sinn der Friedensaufgabe liegt in der Bejahung des 
gemeinsamen Lebens unter den Menschen und Völkern. Die politi­
sche Verantwortung hat diese Bejahung auf friedliche und lebens­
dienliche Weise zu gestalten. 
Wo es um politische Verantwortung für den Frieden geht, geht es 
innerhalb einer Gesellschaft immer auch um Verbindungen und 
Ordnungen, die der sozialen Verträglichkeit der Menschen unter­
einander dienen. So ist gerade ein demokratisches Gemeinwesen, 
das in einer offenen Auseinandersetzung von verschiedenen Mei­
nungen, Interessen und Parteien lebt, auf Ordnungen und Verträge 
angewiesen, die in allen Auseinandersetzungen den »inneren« Frie­
den gewährleisten. Wichtige Elemente dieser inneren Ordnung des 
Friedens sind die rechtsstaatliche Ordnung, die Leistungen der So-
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zialpolitik, die Erziehung der heranwachsenden Bürger sowie die 
offene und freie Meinungsbildung. In diesen Kontext ist auch die 
freie Mitwirkung der Kirchen für den inneren Frieden eingebunden. 
Friede als Bejahung des gemeinsamen Lebens nimmt darum alle 
Menschen eines Gemeinwesens in Anspruch. Das Bewußtsein von 
der Gemeinsamkeit der politischen Verantwortung für den Frieden 
muß immer neu gestärkt und aufgebaut werden. Politische Verant­
wortung und Friedensbereitschaft gehören insofern unlöslich zu­
sammen, weil eine gute Ordnung des Friedens auf die freie Mitwir­
kung aller Bürger angewiesen ist und nicht Friedensvorstellungen 
ausgeliefert sein darf, die sich einer gemeinsamen und konsensfähi­
gen Verantwortung entziehen. Das besondere politische Amt in Re­
gierung und Politik ist nur in dieser Stellvertretung für das gemeinsa­
me Leben gerechtfertigt. Der Schutz des gemeinsamen Lebens vor 
Kräften der Zerstörung und der Gewalt ist in diese Verantwortung 
für den Frieden eingebunden. Er bildet für sich allein aber nicht das 
Fundament für die politische Erfüllung des Friedensgebotes. Inne­
rer Friede ist zuerst Aufgabe politischer Gestaltung und erst dann 
staatlicher Ordnungsmacht. Sie kann daher auch nicht einfach der 
Polizei aufgebürdet werden. 
Entsprechendes gilt nun auch von der politischen Verantwortung 
für den Frieden zwischen den Staaten. Der »äußere« Friede wird 
durch Vereinbarungen, Zusammenschlüsse und Unionen und durch 
deren Fortentwicklung gefördert. Auch der »äußere« Friede kann 
nicht allein und nicht einmal in erster Linie durch militärische Kräfte 
und Potentiale gewährleistet und bewahrt werden. Darum wäre es 
auch ganz unzureichend, wenn die politische Friedensaufgabe zwi­
schen den Völkern allein in Kategorien der gegenseitigen Bedrohung 
mit militärischer Gewalt konzipiert wird. Die Erneuerung des poli­
tischen Auftrages, wie er dem theologischen Grundsinn des politi­
schen Amtes entspricht, muß deswegen heute vor allem darauf ab­
zielen, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Kooperation als die 
bessere und langfristig hoffnungsvollere Weise des gemeinsamen Le­
bens unter den Völkern zu stärken und mit neuem Nachdruck für 
die politische Aufgabe, Frieden zu bewahren, ins Spiel zu bringen. 
Insofern stehen wir in einer kritischen Phase der Friedensdiskus­
sion. Auch die Friedensdiskussion in der Kirche darf sich nicht allein 
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auf die Problematik der Waffen und auf Fragen der Rüstung der 
großen Machtblöcke konzentrieren, sie würde sonst den besonde­
ren politischen Gehalt der Verantwortung für den Frieden nur unzu­
reichend erfassen. Das theologische Verständnis der Verantwortung 
für den Frieden und des politischen Amtes muß davor warnen, die 
Friedensfrage allein in militärischen Kategorien zu sehen, so wichtig 
diese als Symptome einer ernsthaften Gefährdung der spezifisch po­
litischen Verantwortung sind. 

b) Einstellungen zum Frieden 
Die Mitwirkung an der Friedensaufgabe verlangt von allen, die sich 
an ihr beteiligen, daß sie sich der politischen Reichweite des Frie­
densgebotes bewußt werden und auch bei tiefgreifenden Unter­
schieden und Gegensätzen das Recht des anderen anerkennen. 
Wer an der politischen Friedensaufgabe mitwirken will, kann sich 
nicht mit dem Bekenntnis begnügen, Frieden zu wollen, d. h. seine 
Friedensgesinnung und Friedenseinstellung zu bezeugen. Er muß 
sich auf die politischen Konflikte einlassen, die heute zu den frie­
densgefährdenden Gegensätzen führen (vgl. Teil I). Die Konflikte 
und tiefgreifenden Spannungen unter den Völkern, die es gibt und 
die den Frieden immer wieder gefährden, sind mit der eigenen Ge­
wissensentscheidung und mit der eigenen Gesinnung allein nicht zu­
reichend erfaßt. Will man dem Frieden wirklich - und das heißt 
praktisch - dienen, so ist die eigene Gewissensentscheidung zu über­
führen in die Wahrnehmung praktischer politischer Verantwortung. 
An dieser Stelle muß die Friedensdiskussion, die wir in Kirche und 
Gesellschaft führen, ansetzen und fortgeführt werden. Die Konflik­
te unter den Völkern beruhen auf sozialen Spannungen und ökono­
mischen Interessen, auf der U nterschiedlichkeit und Gegensätzlich­
keit moralischer, religiöser und vor allem politischer Überzeugung. 
Die Friedensdiskussion wird erst dort verantwortlich geführt, wo 
die Existenz dieser Konflikte und Gegensätze anerkannt wird. Frie­
densaufgabe heißt: Bejahung des Lebens in Konflikten. Diese Kon­
flikte müssen in die Erörterung der Friedensaufgabe mit einbezogen 
werden. Durch die Erklärung eigener Überzeugungen allein werden 
solche Konflikte nicht aus der Welt geschafft, sondern unter Um­
ständen eher verschärft. 
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Auch vom theologischen Verständnis der politischen Verantwor­
tung her ist es darum geboten, die politischen Probleme selbst zu 
erkennen, die den Konflikten zugrunde liegen und die deswegen ei­
ner friedlichen Lösung bedürfen, weil wir sie nicht einfach aus der 
Welt schaffen können, sondern mit ihnen leben müssen. Die Frie­
densaufgabe zielt darauf ab, Frieden auch in Konflikten zu bewäh­
ren, d. h. ihn politisch zu gestalten in Schritten, die gemeinsames 
Leben ermöglichen. Die politische Verantwortung für den Frieden 
unter den Völkern muß sich - jedenfalls noch heute (vgl. Teil V, 3 b) 
- an der gegenseitigen Anerkennung von unausweichlichen Unter­
schieden und Differenzen orientieren. Eine solche Verantwortung 
unterscheidet sich deutlich von der Vorstellung, man könnte Gegen­
sätze und Konflikte durch die einseitige Unterwerfung des einen un­
ter den anderen beseitigen. Genauso unangemessen ist es dann aber 
auch, wenn die Einstellung zur Friedensaufgabe allein an militäri­
schen Gewaltmitteln orientiert ist, mit denen sich Konfliktgegner 
gegenseitig bedrohen. Denn auch in diesem Falle wird dem politi­
schen Auftrag zum Frieden nicht mehr genügend und selbständig 
Raum gegeben. Von diesem Problem wird darum im folgenden Ab­
schnitt gesprochen. 

c) Die politische Sicherung des Friedens 
Die Sicherung und Erneuerung des Friedens unter den Völkern kann 
nicht allein und nicht auf Dauer durch militärische Gewaltmittel ge­
lingen. Darum gebietet es die heutige weltpolitische Situation, den 
Vorrang einer umfassenden politischen Sicherung des Friedens vor 
der militärischen Rüstung wiederzugewinnen. 
Von den Voraussetzungen her, unter denen wir bisher von der Frie­
densaufgabe gesprochen haben, ist die heutige Auseinandersetzung 
um militärische Rüstung zwischen den großen Machtblöcken zu be­
urteilen. Das christliche Verständnis des politischen Auftrages muß 
dazu veranlassen, die Vorherrschaft militärischer Rüstung in den 
Beziehungen der Großmächte kritisch ins Auge zu fassen und zu 
einer umfassenden, spezifisch politischen Verantwortung in den Be­
ziehungen der Völker untereinander aufzurufen. 
Für die Probleme von Gewalt und Krieg ist allein Friede der Maß­
stab. Krieg kann heutzutage nicht mehr als Fortsetzung der Politik 



mit anderen Mitteln ausgegeben werden. Krieg bedeutet, prägnant 
und ohne Abstriche, das Scheitern von Politik. Das Drohen mit Krieg 
ist keine verantwortbare Politik. Die politische Aufgabe ist es, Ge­
waltdrohung durch Friedenspolitik zu überwinden. In dieser Per­
spektive stehen die Probleme der heutigen Friedensdiskussion. 
Die dringendste Frage an die Politiker ist heute, ob der Stand der 
Rüstung und der Waffenentwicklung nicht einem Punkte zustrebt, 
an dem die Waffentechnik von sich aus das Scheitern der Politik im 
Spannungsfeld der großen Machtblöcke wahrscheinlich macht. Die 
Sorge um den Frieden schlägt deshalb in eine neue Stufe der Besorg­
nis um, wo sich die Gefahr abzeichnet, daß die politisch Verant­
wortlichen nicht mehr Herr der militärischen Mittel sind, deren sie 
sich zur Sicherung des Friedens bedienen. Wenn diese Frage aufge­
worfen wird, so wird damit nicht unterstellt, daß Politiker in beiden 
Lagern etwas anderes wollen als den Frieden. Das Risiko politisch 
nicht beabsichtigter kriegerischer Auseinandersetzungen wird je­
doch durch die Waffenentwicklung objektiv erhöht. Die Rüstung ist 
(wie in Teil I, 2 C dargelegt) aus militärtechnischen Gründen in ein 
höchst brisantes und gefährliches Stadium getreten. Mit der zuneh­
menden waffentechnischen Verfeinerung wird die Gefahr akut, daß 
Rüstung und militärisches Kalkül sich gegenüber der politischen 
Zielsetzung selbständig machen. Für die politisch Verantwortlichen 
wird es immer schwieriger, sich den Forderungen und Zwängen der 
Rüstungstechnik zu entziehen, obwohl Neuerungen in der Rü­
stungstechnik einschneidende politische Folgen haben. Die neuen 
atomaren Waffen können präziser eingesetzt werden, und die sog. 
konventionellen Waffen können in ihrer Wirksamkeit bis an die 
Schwelle der Wirkung atomarer Waffen verstärkt werden, so daß 
partielle militärische Vorteile wieder kalkulierbar zu werden schei­
nen. Einer Kriegsführungsfähigkeit als Bestandteil des Sicherheits­
konzepts der militärischen Rüstung bieten sich damit Wege, wie das 
im bisherigen globalen System des Gleichgewichts des Schreckens 
nicht der Fall war. Die Diskussion über atomares Gleichgewicht 
zeigt zudem, heute vielleicht deutlicher als früher, daß es kein ein­
deutiges materielles Gleichgewicht der militärischen Kräftepo­
tentiale gibt (vgl. Teil I, 4 b), das gleichsam mit militärischer 
Automatik den Krieg verhindert. Die militärische Rüstung mußte 
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und muß immer politisch verstanden werden, d. h. mit gegenseitig 
klar erkennbaren politischen Zielen der Friedenssicherung verbun­
den sein. Die Entwicklung der militärischen Rüstung darf nicht ein­
seitig die Richtung der Politik bestimmen. 
In dieser Situation muß heute eine Stärkung der politischen Verant­
wortung für den Frieden gefordert werden. Diese Verantwortung 
kann nicht an Waffen abgegeben werden. Die Befürchtung, daß Rü­
stung und militärische Maßnahmen der Kriegsverhinderung sich ge­
genüber dieser politischen Aufgabe verselbständigen, entzieht sonst 
der Politik das Vertrauen. 
Darum muß nach neuen Wegen gesucht werden, um die politischen 
Wege der Konfliktbewältigung gegenüber der militärischen Verfesti­
gung des Weltkonfliktes zu stärken und zu erneuern. Diese Bemü­
hungen können sicher nicht in einem einzelnen Akt bestehen. Dazu 
ist Verhandlungsbereitschaft und eine erneute Diskussion der politi­
schen Ziele der Friedenssicherung vonnöten, in der die schrittweise 
Abkehr von den dominierenden militärischen Vorstellungen des 
Gleichgewichts und der Konfliktbewältigung hin zu neuen und an­
deren Formen gegenseitiger Anerkennung im Konflikt und inner­
halb des Gleichgewichts der Kräfte vorbereitet werden. Das Ziel 
muß die Ausbildung einer politischen Friedensordnung sein, die den 
Abbau militärischer Gewaltmittel möglich macht. Auf dem Wege 
dahin bleibt es die erste Aufgabe, Krieg zu verhüten. 
In Zusammenfassung aller dieser Argumente gilt: Die Friedensdis­
kussion muß den Weg zu einer den neuen Aufgaben gemäßen Frie­
denspolitik unterstützen. Dabei dürfen Christen nicht abseits stehen 
oder sich verweigern, sondern sie müssen geduldig und aktiv ihren 
Beitrag leisten. 

d) Der Krieg und der Wille Gottes 
Wenn wir von der Friedensaufgabe sprechen, sprechen wir von der 
menschlichen Verantwortung für den Frieden in der Welt. Auch das 
Vertrauen auf Gott als den Herrn der Geschichte erlaubt es nicht, 
Krieg als einen von Gott eröffneten Weg des politischen Handeins 
anzusehen. 
In den Gemeinden wird auch die Frage gestellt, ob es nicht nach 
biblischem Zeugnis zu Gottes Plan mit der Welt gehört, daß es bis 
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ans Ende in der Welt Krieg geben wird, ja daß Kriege auch Anzei­
chen des bevorstehenden Endes und des kommenden Weltgerichts 
Gottes sein könnten. Diese Rückfrage, die sich an das Friedensbe­
wußtsein unserer Tage richtet, erinnert mit Recht daran, daß die 
Menschen nicht letztlich Herr der Geschichte sind. Aber diese Erin­
nerung an die eschatologische Dimension von Krieg und Leiden wä­
re doch gründlich mißverstanden, wenn aus diesem göttlichen Vor­
behalt gegenüber den Planungen von Menschen in irgendeinem Sin­
ne abgeleitet werden könnte und sollte, daß Menschen deswegen die 
Führung von Kriegen von sich aus planen oder beabsichtigen dürf­
ten und nicht alles tun müßten, um Kriege zu verhindern. Es kann 
niemals darum gehen, daß wir meinen sollten, wir würden Gottes 
Plan besser gerecht, wenn wir uns auch auf die Führung von Kriegen 
einstellten. Das ist mit dieser Rückfrage auch nicht gemeint. Sie erin­
nert daran, daß für den Glauben ein Krieg, den zu verhindern von 
menschlicher und christlicher Vernunft verlangt ist, zwar die Ver­
borgenheit Gottes, nicht aber dessen Abwesenheit von seiner Welt 
aufweist. Der Glaube, daß Gott in jedem Falle im Regimente sitzt, 
stärkt aber, über alle Möglichkeiten politischen Kalküls hinaus, das 
Gebot, daß für menschliches Handeln allein Friede der Maßstab ist 
und nicht der Krieg. 
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V. Die Friedensaufgabe der Kirche-jetzt 

I. Unsere kirchlichen Spannungen fruchtbar machen 

a) Die heutige Geltung der »Heidelberger Thesen« 
Als die Gründungsversammlung des Ökumenischen Rates der Kir­
chen 1948 in Amsterdam feststellte: »Krieg soll nach Gottes Willen 
nicht sein«, legte sie damit ein Zeugnis für den Frieden ab. Dieses 
kann die Evangelische Kirche in Deutschland angesichts der heuti­
gen Spannungen in der Welt nur unterstreichen und bekräftigen. 
Auf dieses Zeugnis muß jeder Dienst, den die Christen für den Frie­
den leisten können, bezogen sein. Die »Heidelberger Thesen« su­
chen 1959 diesen Dienst zu leisten, indem sie die Unmöglichkeit 
einer gru~dsätzlichen Rechtfertigung des Atomkriegs nach der Leh­
re vom gerechten Krieg hervorheben, jedoch die Beteiligung an dem 
Versuch, durch Atomrüstung »einen Frieden in Freiheit zu sichern, 
als eine heute noch mögliche christliche Handlungsweise anerken­
nen« (These VIII). Diese Anerkennung als »heute noch möglich« 
bedeutet, daß sie nicht unbefristet gilt, sondern daß sie an eine be­
stimmte weltpolitische Situation gebunden ist und daher durch die 
Entwicklung überholt werden kann; in ihr drückt sich das Bewußt­
sein aus, daß dieser Versuch mißlingen kann. Menschen, die an sie 
die Erwartung knüpften, daß der Versuch einer Kriegsverhinderung 
durch atomare Abschreckung mit der Zeit durch andere Formen, 
einen Frieden in Freiheit zu sichern, abgelöst werden würde, sehen 
sich heute enttäuscht. Nicht nur wurden keine entscheidenden Fort­
schritte in der Ablösung der militärischen Kriegsverhütung durch 
nichtmilitärische Friedenssicherung erzielt. Darüber hinaus wird 
auch die Gefahr ihres Mißlingens immer deutlicher. Darum sehen es 
viele Christen als überholt an, die Beteiligung am Versuch der 
Kriegsverhütung durch militärische Abschreckung noch als mög­
liche christliche Handlungsweise anzuerkennen. Sie erwarten als 
Friedensdienst der Kirche heute, daß die Kirche die Beteiligung am 
Versuch, einen Frieden in Freiheit durch atomare Abschreckung zu 
sichern, nicht mehr als christliche Handlungsmöglichkeit aner­
kenne. 



1959 stellten die »Heidelberger Thesen« die Kirche vor die Aufgabe, 
»das Bewußtsein wachsen zu lassen, daß der heutige Zustand nicht 
dauern darf« (zu These X). Es trifft zu, daß dieser Zustand auch 1981 

noch dauert. Deshalb müssen unsere Kirchen und Gemeinden zu­
erst sich selbst betroffen der Frage aussetzen, ob sie nicht mehr für 
seine Überwindung hätten tun können und was sie heute dafür tun 
kannen. Auch die Christen haben sich in den letzten zweiJahrzehn­
ten an den brisanten Zustand gegenseitiger atomarer Vernichtungs­
drohung bei stetig wachsenden Rüstungspotentialen gewöhnt, und 
wo die Beunruhigung darüber wachgehalten oder geweckt wurde, 
hat sie keinen Umschwung bewirken können. 
Zwar gab es, wie gezeigt wurde (Teile II und III), Bemühungen um 
Rüstungsbegrenzung und politische Entspannung, die auch von 
der Kirche unterstützt worden sind. Aber über die Schwierigkeit 
dieser Bemühungen ist das Ziel, Kriegsverhütung durch militäri­
sche Abschreckung effektiv durch eine politische Friedensordnung 
zu ersetzen, in den Hintergrund getreten. Die Rüstungsspirale 
konnte weitergedreht werden, ohne daß die Kirche und andere 
Kräfte der Öffentlichkeit dagegen vernehmlich und durchdringend 
ihre warnende Stimme erhoben. Stattdessen hat sich das Gefühl 
verbreitet, daß sich der Zustand der Atomrüstung nicht grundle­
gend ändern lasse. 
Wenn heute eine so engagierte politische Bewegung gegen den Be­
schluß der NATO vom 12. Dezember 1979 Widerstand leistet, so 
liegt das nicht zuletzt daran, daß viele Menschen im Handeln der 
Politiker, die diesen Beschluß tragen, keine überzeugte und über­
zeugende Perspektive auf eine effektive Überwindung des atomaren 
Wettrüstens erkennen. Die Aufgabe, das Bewußtsein dafür wachsen 
zu lassen, daß der heutige Zustand nicht dauern darf, besteht heute 
dringender als vor 22 Jahren. Deshalb wächst gerade auch in der 
Kirche die Zahl derer, die keine Geduld mehr haben und den Zu­
stand der atomaren Konfrontation und des Wettrüstens nicht mehr 
erträglich finden. Die Kirche hat für sie Achtung und Verständnis. 
Gerade auch in der heutigen Situation muß die Kirche deswegen den 
Waffenverzicht als eine christliche Handlungsweise anerkennen 
(vgl. Heidelberger These VII). 
Das atomare Zeitalter fordert von uns außerordentliche moralische 
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Anstrengungen. Zu ihnen gehört nicht nur, sich mit der Tatsache 
atomarer Rüstung nicht abzufinden, sondern vor allem gilt es auch, 
die Erkenntnis auszuhalten, daß es für einen Frieden in Freiheit we­
der durch atomare Rüstung noch durch den Verzicht auf sie eine 
Garantie gibt. Beide Optionen sind mit hohen Risiken verbunden, 
die sich schwer gegeneinander abwägen lassen. Sie werden auch von 
Christen aufgrund unterschiedlicher Analysen unterschiedlich ein­
geschätzt. Inzwischen ist kein wesentlicher Fortschritt zu einer 
Friedensordnung erzielt worden, die sich nicht auf atomare Ab­
schreckung gründet. Die Kirche muß auch heute, 22 Jahre nach den 
»Heidelberger Thesen«, die Beteiligung am Versuch, einen Frieden 
in Freiheit durch Atomwaffen zu sichern, weiterhin als eine für 
Christen noch mögliche Handlungsweise anerkennen (vgl. Heidel­
berger These VIII). Deshalb hat die Kirche Achtung und Verständ­
nis für diejenigen, die in der Bundeswehr Dienst leisten. Allein, die­
se Handlungsweise ist nur in einem Rahmen ethisch vertretbar, in 
welchem alle politischen Anstrengungen darauf gerichtet sind, 
Kriegsursachen zu verringern, Möglichkeiten gewaltfreier Konflikt­
bewältigung auszubauen und wirksame Schritte zur Senkung des 
Rüstungsniveaus zu unternehmen. 
Indem die Kirche diese Anerkennung unter der genannten Voraus­
setzung aufrechterhält, setzt sie sich dem Einwand aus, aufs Neue zu 
vertrösten. Sie kann das nur mit einer verstärkten Verpflichtung für 
sich selbst verbinden, alles in ihren Kräften Stehende für einen Ab­
bau der Rüstung und für den Aufbau einer den Frieden auf andere 
Weise sichernden Ordnung des Zusammenlebens der Völker zu tun. 

b) Der Sinn der Formel »Friedensdienst mit und ohne Waffen« 
Die evangelische Kirche begleitet die politische Diskussion um Si­
cherheit und Frieden mit einer eigenen, oft leidenschaftlich geführ­
ten Diskussion. Die gegensätzlichen Entscheidungen, denen ver­
schiedene Gruppen dabei folgen, haben sich seit dem Kirchentag 
1967 in der Formel »Friedensdienst mit und ohne Waffen« niederge­
schlagen. 
Die evangelische Kirche ist immer wieder und mit Nachdruck für 
das Recht der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen ein­
getreten. Sie hat dazu beigetragen, die Probleme offenzuhalten, die 



im Gegensatz der Gewissensentscheidungen auftreten, und vor al­
lem den Respekt der Christen voreinander in ihren gegensätzlichen 
Entscheidungen gefördert. 
Die Formel wird inzwischen über die grundsätzliche Gewissensfra­
ge hinaus zur Beschreibung alternativer politischer Optionen in der 
Friedenspolitik verwandt. Deswegen muß neu geprüft werden, ob 
die Formel »Friedensdienst mit oder ohne Waffen« nach ihrem sach­
lichen Gehalt und ihrem ethischen Recht auch ein Gleichgewicht 
politischer Entscheidungen bezeichnen kann. Dafür wird das Fol­
gende zu bedenken sein: 
»Friedensdienst mit Waffen« ist nur im Rahmen einer allgemeinen 
Friedenspolitik ethisch begründbar; die Formel soll nicht sagen, daß 
durch Waffengebrauch, also z. B. durch Kriegsführungsabsicht und 
deren Verwirklichung, die Friedensaufgabe erfüllt würde. Vielmehr 
ist eindeutig festzuhalten, daß die Formel »Friedensdienst mit Waf­
fen« ihren Ort nur im Rahmen einer Politik des Friedens, der Ver­
handlungen, der vertraglichen Bindungen, der Entwicklungspolitik 
hat. So ist sie auch weithin vertreten worden. 
Im Verhältnis dazu betont die Formulierung »Friedensdienst ohne 
Waffen« entschieden den Verzicht auf Waffen; sie bezeichnet vor­
wiegend die Ablehnung militärischer Bewaffnung überhaupt und 
der Beteiligung daran. 
Mit dieser Ablehnung wird die Intention des Friedensbegriffs nicht 
schon erfüllt, obwohl diese Meinung vielfach vertreten wird. Wer 
über seine Gewissensgründe hinaus dem Frieden ohne Waffen die­
nen will, kann das nur mit politischen Mitteln tun und muß sich 
darum an der Konzipierung von Friedenspolitik beteiligen. Dies ist 
mit der Formel »Friedensdienst ohne Waffen« weder inhaltlich noch 
von ihrem Entstehen her zureichend ausgedrückt. Doch viele, die 
sich zur Friedensbewegung bekennen, tun das nicht allein um ihres 
eigenen Gewissens willen, sondern um ein politisches Zeichen zu 
setzen. So wendet man sich in der gegenwärtigen Diskussion über 
Friedensdienst ohne Waffen immer stärker der Frage nach alternati­
ven Strategien der Verteidigung zu. Diese Frage aber betrifft eine 
Ebene, die durch die Formel »ohne Waffen« noch nicht abgedeckt 
ist. 
Friedensdienst »ohne Waffen« oder- noch zugespitzter-die Parole 
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"Ohne Rüstung leben« steht darum heute neu zur Diskussion in der 
Kirche. Denn in einer Beziehung ist diese Parole alles andere als eine 
Utopie, sondern eine höchst reale Möglichkeit und Chance der Frie­
denspolitik. Es ist ja nicht so, als ob die Parole »Ohne Rüstung le­
ben« in dieser Welt keinen Ort hätte. Sie hat vielmehr einen klar 
erkennbaren Ort und eine uns durchaus bekannte Realität. Überall 
dort, wo Vereinbarungen und Bündnisse gelingen, sei es im Sinne 
der Rechtsordnung des einzelnen Staates (innerer Frieden), sei es im 
Sinne gelingender Staatenbündnisse, gibt es die uns bekannte und zu 
fördernde Wirklichkeit, daß Menschen und Staaten ohne Rüstung 
miteinander leben können. Es ist möglich, kraft ernsthafter Politik 
der gegenseitigen Anerkennung von Recht und Interessen, Situatio­
nen zu befördern, in denen ohne Rüstung gelebt werden kann. Et­
was plakativ ausgedrückt: Wir brauchen keine Rüstung gegenüber 
den USA, Frankreich, England, Holland, Belgien usw. ; das ist kei­
neswegs immer so gewesen, heute aber gilt es. Insofern kommt alles 
darauf an, in welcher Beziehung die Formel »Ohne Rüstung leben« 
aufgenommen und mit Leben erfüllt wird. 
Auch die Formel »Friedensdienst ohne Waffen« hat darum ihr 
Rechts Sie gilt in einer bestimmten Beziehung: Sie muß sich nämlich 
über die Bedingungen erklären, die erreicht und gewahrt werden 
müssen, damit die Situation eines Friedens ohne Rüstung sich halten 
kann. Sie kann nicht als »absolute« Formel, ohne diesen politischen 
Zusammenhang vertreten werden. Darum wäre sie auch in der 
kirchlichen Diskussion mißbraucht, wenn man so tun wollte, als ob 
es einen Verzicht auf Waffen aus christlichen Gründen »unbedingt« 
geben müsse, d. h. ohne die von uns geforderte Beteiligung an realer 
Friedenspolitik. Wenn sie nicht mit der Annahme einhergeht, wir 
lebten in einer Welt, die keine politische Sicherung des Friedens 
mehr nötig hätte, ist sie eine wichtige und konstruktive Formel zur 
Bestimmung und Erneuerung der Aufgabe, die mit dem Frieden ge­
stellt ist. 
Nur wenn man den politisch-ethischen Gehalt dieser beiden Posi­
tionen auseinanderhält, besteht Aussicht darauf, daß die Friedens­
diskussion in der Kirche sich auf sachhaltige Problemfelderder Frie­
densaufgabe bezieht und nicht in dem Gegeneinander von Gesin­
nungsposition endet. Wer den Frieden durch Waffen sichern will, 
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muß auch nach neuen Wegen suchen, einen friedlichen Umgang mit 
politischen Konflikten durch Vereinbarungen zu gestalten. Ohne 
Rüstung leben zu wollen, entbindet nicht von der Aufgabe, an neu­
en Wegen der politischen Sicherung des Friedens durch Verbindun­
gen, Vereinbarungen und Verträge mit politischen Gegnern mitzu­
wirken. 
Die Kirchen müssen sich sowohl in der Bundesrepublik wie in der 
Ökumene fragen, ob und inwieweit sie gut daran tun, sich in eine 
detaillierte Erörterung der Beschaffenheit und der Qualität von ato­
maren und konventionellen Waffensystemen und militärischen Stra­
tegiekonzeptionen zu verwickeln. Es gibt Gründe, die dafur spre­
chen. Aber wenn sich die Debatte an Fragen des Waffen gebrauchs 
und der Weise der Beschaffenheit der Waffen festbeißt, werden auch 
Kräfte gebunden, die notwendig wären, um die politische Grundla­
gendebatte neu in Gang zu bringen bzw. diejenigen zu unterstützen, 
die dies zu tun versuchen. 
Es ist alles andere als nebensächlich, worin die Kirche selbst das 
Schwergewicht der Entscheidungsfragen sieht, um die es heute geht. 
Ein Defizit an politischem Gehalt der kirchlichen Diskussion ist 
in dieser Hinsicht nicht zu übersehen. Was also kann die Kirche 
im Rahmen der neu in Gang gekommenen Friedensdiskussion 
tun? 

2. Für den Frieden bilden 

a) Friede als Lebensbedingung des technischen Zeitalters 
Der Friede ist eine umfassende politische Aufgabe. Aber die politi­
schen Handlungsmöglichkeiten stehen in engem Zusammenhang 
mit dem politischen Bewußtsein der Gesellschaft, in einer freiheit­
lich-demokratischen Gesellschaftsordnung noch mehr als in einer 
staatssozialistischen. Die Kirche muß durch ihr öffentliches Wort 
das ihre dazu beitragen, der notwendigen Einsicht zum Durchbruch 
zu verhelfen, daß der Friede Lebensbedingung des technischen Zeit­
alters und Krieg unter keinen Umständen ethisch zu rechtfertigen 
ist. Krieg muß als politisches Mittel überwunden werden. Dies setzt 
voraus, daß eine neue Ordnung für das Zusammenleben der Völker 



geschaffen wird - eine durchsetzbare internationale Friedensord­
nung. Die Rüstungstechnik hat sich dahin entwickelt, daß militäri­
sche Aktionen technisch wieder exakter eingegrenzt werden kön­
nen. Dies könnte die Versuchung zur kriegerischen Konfliktaustra­
gung befördern. Dadurch gewinnt die Aussage an Gewicht, daß 
durch keine Absicht oder Begründung eine kriegerische Aktion -
gleich welchen Ausmaßes - jemals gerechtfertigt werden kann. 
Freilich gibt es auch zwischen Nationen wie innerhalb der Staaten 
Fälle, in denen der Gewalt nur durch Gewalt begegnet werden kann. 
Die grundsätzliche Verwerfung des Krieges als Mittel zur Lösung 
von Konflikten steht in einer Spannung zum Recht auf nationale 
Selbstverteidigung und zum Schutz der Menschenrechte. Diese 
Spannung läßt sich ohne eine internationale Friedensordnung, in de­
ren Rahmen das Recht gewahrt und dem Unrecht gewehrt werden 
kann, nicht auflösen. 

b) Gewöhnung an den Zustand atomarer Bedrohung verhindern 
Die Kirche muß mehr als bisher dazu beitragen, daß der Versuch, 
Krieg durch atomare Abschreckung und militärisches Gleichge­
wicht zu verhüten, von jedermann als schwer erträgliches Proviso­
rium verstanden wird, das mit dem hohen Risiko behaftet ist, Krieg 
herbeizuführen, statt ihn zu verhindern. Es ist zwar richtig: Weder 
eine Politik militärischen Gleichgewichts noch die bewußte Verrin­
gerung der Bedrohung des Gegners kann den Krieg ausschließen. 
Aber bei dieser lähmenden Feststellung darf es nicht bleiben. Die 
Kirche muß deshalb dafür sorgen, daß keine Gewöhnung an dieses 
Provisorium einer Kriegsverhütung durch atomare Bedrohung ein­
tritt. Stattdessen muß sie auf Überwindung dieses Zustands drängen 
und konstruktiven Vorschlägen dazu in der öffentlichen Diskussion 
Raum schaffen. 

c) Zu bewußtem und verständigem Umgang mit Bedrohtheitsvor-
stellungen anleiten 

Bedrohtheitsvorstellungen sind auch dann ein Stück politischer 
Wirklichkeit, wenn objektive Gründe für sie nicht erkennbar sind. 
Sie können den Frieden zusätzlich gefährden. Bildung für den Frie­
den muß deshalb zu bewußtem und verständigem Umgang mit Be-
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drohtheitsvorstellungen anleiten. Dabei geht es um die Änderung 
von Einstellungen und um praktisches Verhalten, das geeignet ist, 
Ängste zu mindern und Feindschaft zu überwinden. Auf solches 
Verhalten zielt das Gebot der Feindesliebe. 
Zu einem bewußten und verständigen Umgang mit Bedrohtheits­
vorstellungen gehört, daß man das Schlechte nicht nur im Gegner 
und im Gegner nicht nur das Schlechte sieht. Wie man den Konflikt­
partner sieht, ist selbst ein Element des Konflikts. Den Frieden för­
dern kann nur eine Sichtweise und Wahrnehmung, die nicht sich 
selbst idealisiert und den Gegner dämonisiert, sondern das Augen­
merk auf die realen beiderseitigen Ansprüche und Interessen richtet, 
die dem Konflikt zugrunde liegen; das erfordert nicht, daß die Un­
terschiede zwischen Gesellschaftsformen verwischt werden. Dies 
führt zur Aufgabe für die Politik, Klarheit darüber zu schaffen, wel­
ches die eigentlichen globalen Interessenkonflikte sind, und alle 
Möglichkeiten zu diskutieren, wie ihnen mit anderen als militäri­
schen Mitteln gerecht zu werden ist. 
Zu einem bewußten und verständigen Umgang mit Bedrohtheits­
vorstellungen gehört weiter, daß man die Sicherheit des Gegners 
mitbedenkt und versucht, sich in seine Vorstellung von Bedrohtheit 
hineinzuversetzen. Die Bildung von Vertrauen hängt wesentlich 
auch davon ab, daß man die eigene Sicherheit nicht auf Kosten der 
Sicherheit des Gegners sucht und daß das Bemühen erkennbar und 
glaubwürdig wird, die gegnerische Sicherheit mitzubedenken. Das 
führt zur Frage an die Politik, auf welchem Wege dem gegenseitigen 
Sicherheits bedürfnis Rechnung getragen werden kann. 
Es gehört zu einem bewußten und verständigen Umgang mit Be­
drohtheitsvorstellungen auch, sich selbst dem Gegner in den Ab­
sichten und Handlungskonzepten bestmöglich durchschaubar zu 
machen. Offenheit der politischen Gegner macht sie einander in ih­
rem Tun kalkulierbar und kann Verunsicherung abbauen. Wir leben 
allerdings in unterschiedlichen gesellschaftlichen Systemen mit un­
terschiedlichen Informationsmöglichkeiten. Dadurch wird die 
Kenntnis und das Verständnis für die jeweils andere Position einge­
schränkt; es gibt keine grenzenlose Offenheit. 
Die Politik muß sich darum der Frage stellen, welche Schritte getan 
werden können, damit die Auseinandersetzungen über die ver-



schiedenen politischen Zielsetzungen in Ost und West frei von Ver­
zerrungen geführt werden. Wie läßt sich die Festigkeit der eigenen 
Grundsätze auch jenseits militärischer Gebärden so überzeugend 
darstellen, daß Gegner sich in ihren wirklichen Absichten verstehen? 
Notwendiger als die Glaubwürdigkeit der Abschreckung ist die 
Glaubwürdigkeit des eigenen Friedenswillens. Schließlich verlangt 
ein bewußter und verständiger Umgang mit Bedrohtheitsvorstellun­
gen, sich die eigene Aggressivität klarzumachen und Projektionen 
aufzudecken, mit denen man vom Gegner möglicherweise ein Feind­
bild aufbaut. Innere Schwierigkeiten werden häufig nach außen ge­
wendet und produzieren Konflikte, die mit realen Interessengegen­
sätzen nicht viel zu tun haben. Ausweglosigkeiten im Innern können 
Menschen so in Verzweiflung treiben, daß sie die Flucht in den Krieg 
suchen. Daraus ergibt sich an die Politik die Aufforderung, die Wur­
zeln der Schwierigkeiten im eigenen Bereich aufzudecken und jede 
Genugtuung über Schwierigkeiten des Gegners zu vermeiden. 

d) Die Erfüllung der staatlichen Friedensaufgabe kritisch und kon-
struktiv begleiten 

Die erhöhten Risiken der Weltlage, insbesondere durch das hohe 
Rüstungsniveau, bestimmen das Bewußtsein vieler Menschen in ei­
ner Weise, daß sie zunehmend am Sinn militärischer Rüstung und an 
der Möglichkeit militärischer Verteidigung zweifeln und verzwei­
feln. Die Kirche sollte das Bewußtsein dafür stärken, wie riskant 
militärische Rüstung ist. Die Sachdiskussion über Möglichkeiten 
zur Abrüstung ist eine dringende politische Notwendigkeit. 
Die Kirche kann auch zur Versachlichung der Diskussion um den 
Frieden beitragen, indem sie den notwendigen Zusammenhang von 
Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit begreiflich macht. Aus diesem 
Zusammenhang ergeben sich viele der Auseinandersetzungen, in de­
nen wir stehen. Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit lassen sich stets 
nur relativ verwirklichen. Vielfach läßt sich Krieg nur vermeiden um 
den Preis von Ungerechtigkeit oder durch einen Verzicht auf Frei­
heit. Verteidigungsbereitschaft jedoch verliert ihren Sinn, sobald sie 
die Funktion der Abschreckung nicht mehr erfüllen kann, und ein 
Atomkrieg auch zerstört, was verteidigt werden sollte. Die Wahl 
zwischen Frieden einerseits und Wahrung von Menschenrechten 



und Freiheit andererseits darf nicht als politische Alternative hinge­
nommen werden. Wer Menschenrechte und die Freiheit will, muß 
alle Anstrengungen auf die Kriegsverhütung konzentrieren. Wird 
dies im Meinungsstreit um die Wege, wie beide zu fördern sind, 
beachtet, so wird auch keine Position falschen Verdächtigungen 
ausgesetzt werden. 

e) Bereitschaft zu Kompromissen wecken 
Die politische Auseinandersetzung ist in den letzten Jahren immer 
schwieriger geworden. Der Graben zwischen politischen Stand­
punkten wird immer tiefer; politische Begriffe und Positionen wer­
den gleichsam religiös aufgeladen. Der Kompromiß wird diffa­
miert, als würden durch Kompromisse in jedem Falle wirkliche 
Lösungen vertagt oder verhindert. In der Bereitschaft zum Kom­
promiß zeigt sich jedoch der Wille, miteinander und füreinander zu 
leben. 
Die Kirche hat einen Beitrag dafür zu leisten, daß die Bereitschaft 
zum geduldigen Zuhören gefördert wird und eine den eigenen 
Standpunkt verabsolutierende Haltung, die sich nur auf alles oder 
nichts einläßt und die politische Auseinandersetzung polarisiert, 
nicht um sich greift. Diesem Gebot unterliegt auch die politische 
Predigt. So kann sich Bereitschaft zur Übereinkunft und zu politi­
schen Kompromissen öffnen. Unterschiede und Gegensätze müs­
sen ohne gegenseitige Diffamierung ausgetragen werden. 
Weil der Christ auch als Gerechtfertigter ein Sünder bleibt, kennt 
er nicht nur die Möglichkeit des Irrtums und die Relativität aller 
menschlichen Problemlösungen, sondern auch die Möglichkeit ei­
genen Vers agens und eigener Schuldverstrickung. Weil der Erfolg 
seiner Bemühungen letztlich unverfügbar bleibt, sind ihm Verbes­
serungen und Reformen wichtig, auch wenn er davon nicht die 
Auflösung aller Widersprüche und Konflikte erhoffen kann. Aus­
einandersetzungen um den richtigen Weg zur Verhütung eines 
Krieges und zur Sicherung des Friedens sind nur so lange sinnvoll, 
als sie mit dem Ziel geführt werden, daß politische Gegner zu prak­
tischen Vereinbarungen kommen, die sie gemeinsam tragen kön­
nen. 
Dabei ist immer zu bedenken, daß jede Ethik auf Verantwortung 



bezogen ist. Die Frage ist nicht, ob wir aus Gesinnung oder aus 
Verantwortung handeln, sondern welche Verantwortung wir aus 
welcher Gesinnung heraus wahrnehmen. 

f) Öffentliche Darstellung von Gewalt unterbinden 
Die Kirche muß ihren Einfluß dahin geltend machen, daß öffentli­
che Verharmlosung des Krieges, Darstellung oder Verherrlichung 
von Gewalt in unserer Gesellschaft unterbunden werden. 
Presse, Film, Funk und Fernsehen nehmen hierbei eine Schlüssel­
stellung ein. Aber auch im Schausport, in der politischen Auseinan­
dersetzung, beim Spielzeug der Kinder sollte eine kritische Emp­
findlichkeit gegenüber jeder Art von Gewaltanwendung geweckt 
und unterstützt werden. Damit sollte jeder Christ zunächst in seiner 
persönlichen Lebensgestaltung und in seiner Familie beginnen. 

g) Lerngelegenheiten für den Frieden nutzen 
Der Ausgangspunkt für alles, was die Kirche tun kann, um für den 
Frieden zu bilden, ist das Gebet für den Frieden und die lebendige 
Verkündigung des Evangeliums. Der Geist Gottes bringt als seine 
Früchte Liebe, Freude, Friede, Geduld, Freundlichkeit, Güte, 
Glaube, Sanftmut, Selbstbeherrschung hervor (Gal. 5,22). Jeder 
Gottesdienst kann und soll zum Frieden bilden. Glaube und Hoff­
nung bringen den Menschen auf den Weg der Liebe. 
Erziehung zu Friedensbereitschaft und Friedensfähigkeit, gerade im 
Umgang mit Konflikten, geschieht in allen Lebensbereichen, in Fa­
milie, Schule, Arbeits- und Freizeitwelt, in der Politik. In alle diese 
Bereiche reichen Verkündigung und Dienst der Kirche hinein. Diese 
können das Verständnis für die Notwendigkeit bewußter Friedens­
erziehung fördern sowie die dafür erforderlichen Fähigkeiten ver­
mitteln und einüben. Insbesondere geht es dabei um das Erkennen 
von Konfliktursachen, Kontrolle der eigenen Emotionen, Erlernen 
von Verfahren zur Regelung von Konflikten. 
Erziehung zu Friedensbereitschaft und Friedensfähigkeit vollzieht 
sich vor allem im Gespräch zwischen den verschiedenen Überzeu­
gungen, Positionen und Generationen. Dazu ist die Klärung von 
Meinungen und Sachverhalten erforderlich. Dem können Informa-
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tionen, Kundgebungen und Denkschriften, Studien und Arbeitshil­
fen dienen. Der Schwund an Vertrauen in die Politik und die politi­
sche Polarisierung gehen einher mit einem Schwund an Vertrauen in 
die veröffentlichte Meinung. Von dem verbreiteten Gefühl, im Wi­
derstreit der Meinungen nicht zu einer einigermaßen unabhängigen 
Information über politische Sachverhalte kommen zu können, geht 
eine eigene Dynamik der Ve~eigerung gegenüber dem politischen 
Geschehen aus. 
Deshalb ist es als eine sinnvolle Aufgabe für die Kirche anzusehen, 
politische Sachverhalte sorgfältig und verläßlich darzustellen, unter­
schiedliche Positionen auf ihre ideologischen Hintergründe und po­
litischen Konsequenzen hin zu prüfen und Schritte zur politischen 
Sicherung des Friedens und militärischen Entschärfung zu empfeh­
len. 
Spezielle Friedensaktivitäten, Versöhnungsdienste, Partnerschaf­
ten, Friedenswochen, Kirchentage sind wichtige Felder der Bildung 
für den Frieden in der Kirche. In diesen Feldern hat die Initiative 
Einzelner, diejenige von Gruppen und Gemeinden, freien kirchli­
chen Werken und Verbänden, die Zusammenarbeit mit anderen ge­
sellschaftlichen Kräften und die Mitarbeit von Christen in Parteien 
großes Gewicht. 

3. Den Sinn für Näherungslösungen stärken 

a) Internationale Friedensordnung 
Die Kirche hat zuerst und vor allem anderen die Aufgabe, zu bezeu­
gen, daß Frieden für die Welt nur in Christus Jesus gegeben ist. Das 
politische Zeugnis und der politische Dienst der Kirche für den Frie­
den können nicht davon absehen, daß jede Ordnung, die dem Frie­
den dient, nur von relativer Tragweite sein kann und stets überhol­
bar bleibt. 
Verhütung kriegerischer Auseinandersetzung ist ein erster Schritt 
zum Frieden. Aber die Abwesenheit von Krieg macht noch keinen 
Frieden. Frieden ist überhaupt nicht als politischer Zustand zu be­
greifen, sondern viel eher als ein Prozeß schrittweiser Verbreiterung 
jener sozialen Bedingungen, die die Qualität des Friedens ausma-



chen: Verzicht auf gewaltsame Lösung zwischenstaatlicher Konflik­
te, Beseitigung von Not und Elend, Gewährleistung von Freiheit 
und Selbstbestimmung für alle Völker, Aufhebung rassischer oder 
sozialer Unterdrückung und Diskriminierung, Gewährleistung der 
Menschenrechte, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in der 
Umwelt. Ein solcher Friede kann nur auf enge Verflechtung ver­
schiedener Interessen und systematischen Ausbau von Regelungen 
gegründet werden, die allen so große Vorteile bringen, daß sie die 
unvermeidlichen Nachteile überwiegen. Eine solche Ordnung wäre 
die Übertragung rechts- und sozialstaatlicher Grundgedanken auf 
die internationale Ebene, der Versuch, unvermeidliche Konflikte 
aufgrund international vereinbarter Regeln auszutragen. Eine inter­
nationale Friedensordnung muß die individuellen und sozialen 
Menschenrechte verwirklichen, ein gemeinsames Konzept von Si­
cherheit einschließen und die Durchsetzung von Interessen mit ge­
waltsamen Mitteln verhindern; sie hat die Selbständigkeit der Völker 
zu achten und soll die regionale und weltweite Zusammenarbeit för­
dern. 
Ein politischer Weg zu einer solchen Ordnung ist gegenwärtig 
kaum in Sicht, das Konzept einer die Welt umgreifenden Friedens­
ordnung, die Gerechtigkeit und Freiheit für alle ermöglicht, vor­
läufig offenkundig nicht realisierbar. Um so zwingender ist es, den 
Sinn für die erreichbaren Näherungslösungen zu stärken, sie weder 
wegen weiterreichender Zielvorstellungen vom Frieden gering zu 
schätzen oder zu desavouieren, noch auch die Näherungslösungen 
selbst mit den weitergesteckten Zielen zu verwechseln. Es geht 
nicht darum, den heutigen Weltzustand zu bewahren; in ihm ist der 
Friede nicht gesichert. Es geht um - wenn auch noch so bescheide­
ne - Schritte in Richtung auf eine internationale Friedensord­
nung. 
Aber die vordringlichste Aufgabe ist die Verhütung eines Krieges 
zwischen den großen Bündnissystemen. Auch wenn die Meinungen 
darüber geteilt sind, ob er sich wirklich verhüten lasse, muß sinnvol­
les politisches Handeln davon ausgehen, daß dies möglich ist. Daß 
dabei die Rüstung qualitativ und quantitativ immer höher ge­
schraubt wurde und wird, hat den Charakter des Gleichgewichts 
verändert und Risiken eigener Art geschaffen, so daß zunehmend 
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die Möglichkeit eines Umschlagens seiner kriegsverhütenden Funk­
tion in eine kriegsauslösende in Blick kommt. Seit Anfang der sech­
ziger Jahre gibt es darum Bemühungen um Rüstungsbeschränkung, 
die der erste Schritt auf dem Wege zur Abrüstung sein muß. Aller­
dings sind die meisten Erwartungen in Rüstungsbeschränkung bis­
her enttäuscht worden. 
Der Erfolg solcher Bemühungen hängt in hohem Maße davon ab, 
daß beide großen Machtblöcke davon größeren Nutzen erwarten 
können als von fortgesetzter Rüstung. Aber wir befinden uns in ei­
ner Situation, in der die Konfrontation zwischen den beiden Super­
mächten gewachsen ist. Wir Europäer, besonders wir Deutschen, 
sind zur Zeit diejenigen, denen eine Politik der Konfrontation am 
meisten Nachteile bringen würde. Sie würde die größere Bewe­
gungsfreiheit im Verhältnis der beiden deutschen Staaten wieder ein­
engen und den Spielraum eigenständiger politischer Gestaltung, die 
in Richtung enger Verzahnung der beiderseitigen Interessen geht, 
vernngern. 
Europa in Ost und West hat eigenständige Interessen, die nicht dek­
kungsgleich sind mit denjenigen der beiderseitigen Führungsrnäch­
te. Andererseits ist Europa in weltweite Interessengegensätze einge­
spannt, aus denen es sich nicht lösen kann und deren Verschärfung 
auf Europa zurückzuschlagen und die Erfolge der Entspannung zu­
nichte zu machen drohten. Deshalb muß Europa an der Entwick­
lung eines langfristigen Entspannungskonzepts unter Einschluß der 
Führungsrnächte gelegen sein. Auch wenn Europa, speziell die bei­
den Staaten in Deutschland, nur im bescheidenen Maß als eigene 
Kraft zwischen den Supermächten wirken kann, hat es einen Beitrag 
für eine neue weltpolitische Perspektive zu leisten: nicht durch Iso­
lierung, sondern indem es sein Gewicht jeweils neu in die Waagscha­
le des Friedens wirft, um den Spielraum für die Suche nach politi­
schen Konzeptionen frei zu halten, welche die positiven Erfahrun­
gen mit der Entspannung in Europa umsetzen auf andere Span­
nungsherde in der Welt und zu Schritten in die notwendige Richtung 
einer internationalen Friedensordnung ermutigen. 
Der Dienst der Kirche kann in dieser Lage nicht darin bestehen, 
Aussagen darüber zu machen, wie sich ein solches Konzept verwirk­
lichen läßt. Aber sie kann Anfragen an die Politik richten, die die 



Besorgnisse vieler Menschen in unserm Land und die dringende Er­
wartung einer neuen politischen Perspektive aufnehmen. 
Vor allem geht es dabei um drei Fragestellungen: nach umfassender 
Kooperation, nach einem typisch defensiven Verteidigungs konzept, 
nach effektiver Abrüstung. 

b) In Richtung auf umfassende Kooperation 
Im Vordergrund der gegenwärtigen Diskussion stehen Rüstungs­
kontrolle und Rüstungsbegrenzung. Das sind sinnvolle und ange­
messene Ziele, wenn sie eingebettet sind in eine weiterreichende Per­
spektive. 
Welche Möglichkeiten hat die gegenwärtige Politik für die Erarbei­
tung eines Konzepts blockübergreifender und umfassender Koope­
ration, die über die Verengung auf Rüstungskontrolle und Rüstungs­
begrenzung hinausführt? 
Da Gleichgewicht nicht allein und nicht zureichend durch militäri­
sche Faktoren definiert werden kann und da nur Konzepte erfolgver­
sprechend sind, die den Interessen beider Machtblöcke Rechnung 
tragen und von denen beide genug Nutzen erwarten können, muß ein 
solches Konzept Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie ein­
schließen. Der Vorrang der militärischen Konfrontation muß ersetzt 
werden durch den einer politischen Kooperation. Nur dadurch wird 
auch der Anreiz an Wirtschaft und technologische Forschung zur 
Rüstungsproduktion verringert und auf andere Bereiche industrieller 
Produktion verlagert werden können. Technologische und ökono­
mische Zwänge sind keine unabhängigen Größen: Wie sie sich gegen­
über der Politik verselbständigen und dann auch auf diese einwirken 
können, kann eine veränderte Politik auch auf die Rüstungs-Indu­
strie Einfluß nehmen und Technologie und Produktion neue Ziele 
geben. 
Um die militärische Konfrontation zugunsten einer politischen Ko­
operation zu überwinden, muß eS der Westen möglichst vermeiden, 
die Schwachstellen des Ostens in einer Weise auszunutzen, die ihn zu 
einer Überreaktion mit militärischen Mitteln verleiten könnte. Frei­
lich darf dies nicht ausschließen, in die politische Kooperation insbe­
sondere auch den Schutz der Menschenrechte einzubeziehen. 
Für ein solches Konzept umfassender Kooperation bedarf es politi-



scher Phantasie, die wiederum den Spielraum einer offenen, unver­
härteten und verdächtigungsfreien politischen Diskussion braucht. 

c) In Richtung auf ein typisch defensives Verteidigungskonzept 
Welche Möglichkeiten sind gegeben, den ausschließlich defensiven 
Charakter des Verteidungskonzepts des atlantischen Bündnisses 
deutlicher zu machen und die Rüstung mit Waffen, die auch offensiv 
verwendet werden können, schrittweise durch eine andere zu erset­
zen? Da Bedrohtheitsvorstellungen die Kriegsgefahr auch erhöhen 
können, würde ein Verteidigungskonzept, das vorläufig eine atoma­
re Mindestabschreckung gewährleistet, aber seinen Schwerpunkt in 
typischen Defensiv-Waffen hätte, die Kriegsgefahr mindern. Dazu 
bedarf es der Erarbeitung von Kriterien dafür, was zur Abschrek­
kung unerläßlich ist und was über dieses Minimum hinausgeht und 
verzichtbar wäre. 
Die Diskussion dieser und anderer alternativer Verteidigungskon­
zepte muß in unserem Land und im Bündnis ernsthaft geführt wer­
den. Auch hier gilt, daß nur in einem Klima unvergifteter öffentli­
cher Diskussion neue Wege gefunden werden können. 

d) In Richtung auf effektive Abrüstung 
Welche Perspektive kann die gegenwärtige Politik bieten, im Rah­
men von Verhandlungen über die beunruhigend bescheidene Ziel­
setzung einer kooperativen Rüstungssteuerung hinaus zu einer ef­
fektiven Rüstungsminderung zu kommen? 
Da das gegenwärtige Niveau und die Qualität der Rüstung hohe Ri­
siken für die Verhütung eines Krieges beinhalten, kann von den dar­
über besorgten Menschen Geduld für die lange dauernden und bis­
her nur in geringem Maß erfolgreichen Verhandlungen über Rü­
stungsbeschränkung nur in dem Maß erwartet werden, in dem ernst­
hafte Absichten und Aussichten erkennbar sind, zu einer Senkung 
dieser Risiken durch effektive Rüstungsminderung zu kommen. 
Die Kirche hat die Pflicht, die Politiker nachdrücklich zu fragen, wie 
die Kette von Rüstungsmaßnahmen, die jeweils als Nachrüstung zur 
Stabilisierung eines verlorengegangenen Gleichgewichts empfunden 
oder dafür ausgegeben werden, durchbrochen werden kann. Denn 



daß die Bemühungen um Gleichgewicht stets Erhöhung statt Ver­
ringerung der Rüstungspotentiale bewirken, ist zu einer unerträgli­
chen Belastung des Gleichgewichtskonzepts selbst geworden. Wird 
der Spielraum, den die gegenseitige Abschreckung vorläufig noch 
einer politischen Sicherung des Friedens gewährt, nicht dazu ge­
nutzt, die Kette der Rüstungsmaßnahmen zu durchbrechen, so wird 
der Zeitpunkt kommen, wo Skandal und Risiko der Rüstungsspirale 
höher veranschlagt werden müssen als der Nutzen des Abschrek­
kungssystems. 
Auch kalkulierte einseitige Schritte sollten ernsthaft geprüft werden, 
wenn durch sie Abrüstungsverhandlungen gefördert werden kön­
nen; der Umstand, daß in der Vergangenheit einseitige Schritte bei­
der Seiten nicht das erwartete Echo gefunden haben, sollte uns dabei 
nicht entmutigen. 
Ein wirklicher Erfolg wird den Verhandlungen um kooperative Rü­
stungssteuerung, Rüstungsbeschränkung und Abrüstung nur be­
schieden sein, wenn sie auf Vereinbarungen zielen, die auch abseh­
bare Möglichkeiten technischer Fortentwicklung und Modernisie­
rung von Waffensystemen einbeziehen. 
Ein konkreter Beitrag der Kirche, den Sinn für Näherungslösungen 
zu stärken, könnte darin bestehen, daß der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland die Initiative ergreift und sich darum be­
müht, daß regelmäßig Friedensgutachten erstellt werden, die auf­
grund aktueller Analyse eine Empfehlung für den absehbaren näch­
sten möglichen Schritt zur Abrüstung und in Richtung auf politische 
Friedensordnungen geben sollen. Im Zusammenhang damit sollte 
die Aufgabe kontinuierlicher sorgfältiger und verläßlicher Informa­
tion der Öffentlichkeit über grundlegende politische Entwicklun­
gen, Gefahren für den Frieden, Entspannung und Abrüstung durch 
den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland gefördert werden. 



4. Gemeinschaft praktizieren 

a) In unserem eigenen Land 
Christen und Kirchen wirken mit an Aufbau und Gestaltung der 
Gesellschaften, in denen sie leben. Ihre Beteiligung am Leben ihrer 
Gesellschaftssysteme kann ein Dienst am Frieden sein. 
Zunächst ist die Austragung von Konflikten zwischen Gruppen in­
nerhalb der Kirche der Ort, an dem sich die sozialpsychologischen 
Einsichten, die aller Erziehung zum Frieden dienen, bewähren müs­
sen. Die Kirche kann nicht von der Gesellschaft erwarten, was Chri­
sten nicht zunächst von sich selbst erwarten. Wo die Auseinander­
setzung um Kriegsverhütung und Friedenssicherung zum haßerfüll­
ten und menschenverachtenden Kampf entartet, wird das Engage­
ment für den Frieden desavouiert. Die Mittel politischer Auseinan­
dersetzung können den Zweck, auf den sie ausgerichtet sind, in 
Mißkredit bringen. 
Ein konkreter Beitrag zur konstruktiven Auseinandersetzung inner­
halb der Evangelischen Kirche in Deutschland könnte darin beste­
hen, daß die Evangelische Kirche in Deutschland einen Prozeß der 
Zusammenarbeit der kirchlichen Institutionen und der verschiede­
nen in Friedensfragen engagierten Initiativgruppen in Gang bringt, 
wobei es nicht darum gehen sollte, sich des gegenseitigen Friedens­
willens zu versichern, als vielmehr gerade in den kontroversen Posi­
tionen und Meinungen das Maß der gemeinsamen Aussage- und 
Handlungsfähigkeit zu ermitteln und nach Möglichkeit zu vergrö­
ßern. 
Eine besondere Verantwortung fällt dem vielgliedrigen Dienst der 
Gemeinden für die Jugend, in der Gruppenarbeit, in den Akademien 
und der Militärseelsorge zu. Dieser Dienst sollte bewußt auf die 
Friedensaufgabe bezogen werden. Die Zusammenarbeit zwischen 
Militärseelsorge und der Seelsorge an Kriegsdienstverweigerern und 
Zivildienstleistenden sollte intensiviert und wechselseitig hilfreich 
gestaltet werden. Der Dialog zwischen der evangelischen und der 
katholischen Militärseelsorge sollte sorgfältig weiter gepflegt wer­
den. 
Im ganzen könnte zwischen der evangelischen und katholischen 
Kirche die Zusammenarbeit in Friedensfragen, ähnlich wie in ande-
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ren Zukunftsfragen, z. B. der Dritten Welt und der Umwelt, ausge­
baut werden. 

b) In und zwischen den Bündnissystemen 
Innerhalb des westlichen Verteidigungsbündnisses könnten die ge­
meinsamen Beratungen der EKD mit ihren Partnerkirchen intensi­
viert werden, wie dies mit dem Besuch einer Delegation des Rates 
der EKD in den USA begonnen wurde. 
Ein Element weiträumiger Kooperation zwischen den großen 
Machtblöcken kann auch die Pflege und Vertiefung direkter Bezie­
hungen zwischen den Kirchen und Christen in Ost und West sein. In 
solchen Kontakten und den durch sie gegebenen Möglichkeiten der 
Verdeutlichung der beiderseitigen Absichten und Befürchtungen 
läßt sich im Sinne der Schlußakte von Helsinki 197 5 ein spezifischer 
kirchlicher Beitrag zur Entspannung und Vertrauensbildung leisten. 
Diese Funktion hat auch die IV. Nach-Helsinki-Konsultation der 
Konferenz Europäischer Kirchen (29.°5. -°3.06. 1980) in EI Esco­
rial nachdrücklich hervorgehoben und den Kirchen wahrzunehmen 
empfohlen. Die Konferenz Europäischer Kirchen ist ein wichtiges 
Instrument für den Kontakt zwischen den Kirchen und Christen aus 
West und Ost; sie sollte sich verstärkt der Aufgabe widmen, über die 
ideologischen Schranken hinweg Kenntnis und Verständnis der ge­
sellschaftlichen Verhältnisse und Lebensumstände zu vertiefen, die 
wechselseitige Konfliktwahrnehmung zur fördern und an der Ver­
änderung des gegenseitigen Konfliktverständnisses zu arbeiten. Ei­
ne besondere Rolle spielt in diesem Zusammenhang das Verhältnis 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Bund der Evangeli­
schen Kirchen in der DDR. Hier bestehen enge geschichtliche und 
soziale Berührungen auf vielen Ebenen, die der Verständigung und 
Entspannung zwischen Ost und West zugute kommen können. Die 
gemeinsame Erklärung zum 40. Jahrestag des Beginns des Zweiten 
Weltkrieges vom 1. September 1979 und der gemeinsame Bittgottes­
dienst für den Frieden in der Welt, der erstmalig 1980 nach einer 
gemeinsamen Ordnung in Ost und West gefeiert wurde, sind Bei­
spiele für Möglichkeiten, die aus dieser Beziehung erwachsen. 
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c) Im Rahmen des Ökumenischen Rates der Kirchen 
Schließlich wird über den Ökumenischen Rat der Kirchen Partner­
schaft zwischen Kirchen in Staaten, die den beiden großen militäri­
schen Bündnissen angehören, wie auch zwischen Kirchen der Indu­
strieländer und wirtschaftlich schwachen Länder eingeübt. Die Stu­
dienarbeit des ÖRK über Militarismus und Abrüstung zielt direkt 
auf einen Beitrag zur militärischen Entspannung. Die Arbeit füir 
Gerechtigkeit und Ausgleich zwischen armen und reichen Kirchen 
und Völkern ist als Beitrag zur Schaffung von Bedingungen des Frie­
dens zu verstehen. Dieser Ansatz ist ein wichtiger Hinweis auf die 
Zielvorstellung einer internationalen Friedensordnung und sollte 
verbreitert und intensiviert werden. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland sollte diese ökumenischen Aktivitäten tatkräftig unter­
stützen, sich besonders auch in der Vorbereitung auf die Vollver­
sammlung des ÖRK in Vancouver 1983 dafür einsetzen, daß dort 
konkrete Zeichen für den Frieden gesetzt werden. 
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ANHANG 
Vorbemerkung: Der Anhang beschränkt sich auf Dokumente und Quellen, 
auf die im Text der Denkschrift Bezug genommen wird. 

A. Heidelberger Thesen 1959 

These I 
Der Weltfriede wird zur Lebensbedingung des technischen Zeit­
alters. 

In der verworrenen Debatte über das Atomproblem suchen die 
Menschen mit Recht nach einer einfachen Aussage, die zum Leitfa­
den des Handelns werden könnte. Wir glauben, daß diese Einfach­
heit nicht in Regeln gefunden werden kann, welche einzelne Hand­
lungen gebieten oder verbieten, wohl aber im Ziel des HandeIns. 
Dieses Ziel muß die Herstellung eines haltbaren Weltfriedens sein. 
Früheren Zeiten mußte der Weltfriede als ein wahrscheinlich uner­
reichbares Ideal erscheinen. Christen mußten geneigt sein, ihn erst 
mit dem Jüngsten Gericht zu erwarten. Für unser technisches Zeital­
ter aber wird er zur Lebensbedingung. Er beginnt heute genau des­
halb möglich zu werden, weil er notwendig wird. Die Atomwaffe ist 
nur das heute deutlichste Symptom derjenigen Wandlung des 
menschlichen Daseins, die ihn zur Bedingung unseres Lebens 
macht. Das ständige Wachstum der Gebiete, die von einer Zentrale 
aus regiert werden können, die Reduktion der Anzahl wirklich sou­
veräner Staaten, die wachsende wirtschaftliche Verflochtenheit der 
Welt sind ebenso wie die unablässige Weiterentwicklung auch aller 
nicht atomaren Waffen andere Symptome desselben Prozesses. 
Die Notwendigkeit des Weltfriedens ist kein Satz des Christentums 
und erst recht kein schwärmerischer Satz, sondern eine Aussage der 
profanen Vernunft. Der Weltfriede des technischen Zeitalters ist 
nicht das Paradies auf Erden. Es könnte leicht sein, daß wir ihn nur 
um den Preis der staatsbürgerlichen Freiheit erhalten werden, zumal 



wenn er auf dem Wege über einen Dritten Weltkrieg zustande käme. 
Der Friede ist in einer versklavten Welt vielleicht leichter rational zu 
planen als in einer freien. Äußerster Anstrengung wird es vielleicht 
bedürfen, nicht damit er überhaupt kommt, sondern damit er nicht 
über Katastrophen kommt und damit in ihm die Freiheit bewahrt 
bleibt. 

These 11 
Der Christ muß von sich einen besonderen Beitrag zur Herstel­
lung des Friedens verlangen. 

Obwohl die Notwendigkeit des Weltfriedens ein Satz der profanen 
Vernunft ist, hat die Christenheit auf dem Wege zu ihm eine beson­
dere Aufgabe. Der rational geplante Friede hat die Zweideutigkeit, 
die sich zum Beispiel darin zeigt, daß er mit der rational geplanten 
Sklaverei Hand in Hand gehen könnte. Heute ist die Menschheit hin 
und her gerissen zwischen der Angst vor dem Krieg, die sie in Versu­
chung führt, sich der Sklaverei zu ergeben, und der Angst vor der 
Sklaverei, die sie in Versuchung führt, den Krieg, zu dem sie gerüstet 
ist, ausbrechen zu lassen. Die Angst ist der schlechteste Ratgeber. 
Die Angst ist aber ein Attribut der Welt, und die Steigerung der 
technischen Mittel, die uns von der Angst vor so vielen Naturkräften 
befreit hat, hat die Angst vor dem Mitmenschen mit gutem Grund 
erhöht. Gerade unser vom Verstand erhelltes Zeitalter leidet an 
dumpfer Angst vor seiner eigenen Unberechenbarkeit. Den Chri­
sten und durch sie allen ihren Brüdern ist gesagt: In der Welt habt ihr 
Angst, aber seid getrost, ich habe die Welt überwunden. Durch die 
Christen sollte der Friede Gottes in der Welt wirksam werden, der 
allein den Frieden der Welt zum Segen werden lassen kann. 
Wie kann das geschehen? Wir wenden uns zunächst wieder der Auf­
gabe zu, die die profane Vernunft vorschreibt. 
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These III 
Der Krieg muß in einer andauernden und fortschreitenden An­
strengung abgeschafft werden. 

Die Erkenntnis der Notwendigkeit der Abschaffung des Krieges ist 
nicht identisch mit seiner tatsächlichen Abschaffung. Seit 1945 fin­
den ständig begrenzte Waffengänge statt. Daß in zukünftigen be­
grenzten Konflikten Atomwaffen eingesetzt werden, ist möglich, ja 
wachsend wahrscheinlich. Daß ein solcher Kampf in den totalen 
Weltkrieg umschlägt, ist jederzeit möglich. 
Die Fortdauer der Kriege macht es nötig, ständig weiter an der Hu­
manisierung des Krieges zu arbeiten. Hierzu gehört der unerläßliche 
Versuch, auch in Zukunft den Einsatz von Atomwaffen in lokalen 
Konflikten zu verhindern. Wir würden es aber für einen verhängnis­
vollen Irrtum halten, wollte man in der Fortdauer begrenzter Kriege 
einen stabilen Zustand sehen. Nicht die Ausschaltung der Atomwaf­
fen aus dem Krieg, sondern die Ausschaltung des Krieges selbst muß 
unser Ziel sein. 
In den Berichten dieses Bandes sind die realen Ansätze besprochen, 
die hierfür heute bestehen. Die Kapitulation gegenüber einer dik­
tatorischen Weltmacht rechnen wir nicht zu den realen Möglichkei­
ten. Die Menschheit ist heute dazu nicht bereit. Im übrigen würde 
die Kapitulation vor der Gewalt, auch wenn sie zunächst äußere Ru­
he herstellen mag, den Frieden schwerlich dauerhaft sichern, da 
siegreiche Gewalt mit sich selbst und mit den Unterdrückten in 
Konflikt kommen wird. Alle anderen Wege aber sind langwierig, 
und ihr Erfolg ist ungewiß. 
Wir dürfen nicht überrascht sein. Die Gegenwart des Krieges in der 
Menschheit gleicht einer tausendjährigen chronischen Krankheit. 
Zahllose Institutionen und Reaktionsweisen setzen seine Mög­
lichkeit voraus. Das gegenwärtige Gleichgewicht des Schreckens be­
dient sich der fortdauernden Kriegsfähigkeit des Menschen, um den 
Kriegsausbruch hintan zu halten; es gleicht einer gefährlichen 
Schutzimpfung mit dem Krankheitsserum selbst. Was wir als äußer­
stes von ihm erwarten dürfen, ist, daß es uns eine Zeitspanne zur 
konstruktiven Arbeit am Frieden gewährt. 



These IV 
Die tätige Teilnahme an dieser Arbeit für den Frieden ist unsere 
einfachste und selbstverständlichste Pflicht. 

Die größte Gefahr für den Frieden ist, daß die Zeitspanne, die uns 
das gegenwärtige Kräftegleichgewicht läßt, in träger Resignation 
vertan wird. Lähmung ist die schlimmste Wirkung der Angst, Satt­
heit ist meist nur ihr Deckmantel. Weite und Unsicherheit des Wegs 
rechtfertigen nicht den Verzicht auf den ersten Schritt. Über die 
Aufzählung der bestehenden politischen und völkerrechtlichen An­
sätze hinaus ein konkretes Aktionsprogramm zu entwerfen, ist nicht 
die Aufgabe dieses Berichtes; dies würde seine, nicht unter diesem 
Gesichtspunkt ausgesuchten Verfasser überfordern. Wir glauben 
aber, eines sagen zu dürfen: Für jeden Menschen, zumal wenn er im 
Besitz staatsbürgerlicher Freiheit ist, bietet sich wenigstens eine 
Stelle, an der er seinen eigenen Beitrag leisten kann, mag dieser Bei­
trag auch nur in Handlungen individueller praktischer Nächstenlie­
be bestehen. Jede Lösung eines Krampfes trägt zur Ermöglichung 
des Friedens, jeder sinnvolle aktive Gebrauch von Freiheit trägt zur 
Bewahrung der Freiheit bei. Rings um jeden Menschen, der die 
Angst überwunden hat, bildet sich eine Zone, in der die Lähmung 
aufhört. Die Unterschätzung dieser scheinbar kleinen menschlichen 
Schritte ist eine der tödlichsten Gefahren für die großen Ziele. 

These V 
Der Weg zum Weltfrieden führt durch eine Zone der Gefährdung 
des Rechts und der Freiheit, denn die klassische Rechtfertigung 
des Krieges versagt. 

Es ist seit langem die herrschende Lehre der Christenheit gewesen, 
daß der Christ, auch wenn er auf die Gewalt zum Selbstschutz zu 
verzichten bereit ist, ihrer zum Schutz seiner Mitmenschen nicht 
entraten könne. Ihre Anwendung wurde durch Regeln des rechten 
Gebrauchs eingeschränkt. In bezug auf den Krieg waren diese in der 
Lehre vom gerechten Krieg zusammengefaßt, die ja nicht eine 
Rechtfertigung, sondern eine Begrenzung des als unvermeidlich an-

79 



erkannten Übels des Krieges bezweckte. Krieg sollte nur zur Ab­
wehr größeren Übels und nur so geführt werden, daß er nicht selbst 
zum größeren Übel wurde. Niemand kann leugnen, daß dieses Prin­
zip in der Christenheit durch die Jahrhunderte hindurch immer wie­
der flagrant verletzt worden ist. Aber wenigstens war sein prinzi­
pieller Sinn klar; wenigstens die Möglichkeit seiner Anwendung 
bestand. 
Wir sehen nicht, wie dieses Prinzip auf den Atomkrieg noch ange­
wandt werden kann. Er zerstört, was er zu schützen vorgibt. Wie 
können wir die Erhaltungsordnung, die der Schöpfer gewollt hat, 
zur Rechtfertigung atomarer Kriegführung in Anspruch nehmen? 
Wir brauchen die subjektive Aufrichtigkeit derer nicht in Zweifel zu 
ziehen, die von der Entwicklung kleiner und sauberer Atomwaffen 
eine Humanisierung des Atomtodes erhoffen, ebensowenig wie die 
Möglichkeit, daß einmal begrenzte Konflikte mit diesen Waffen aus­
gefochten werden können; aber auch ihre Wirkung ist schlimm ge­
nug, die Gefahr einer Überschreitung so künstlich gezogener Gren­
zen des Einsatzes vorhandener Waffen ist groß genug, um uns die 
Errichtung einer neuen stabilen Ordnung humaner Kriegführung 
mit ihnen als ausgeschlossen erscheinen zu lassen. 
Dies aber bedeutet, daß in unserer Welt Lagen eintreten, in denen 
das Recht keine Waffe mehr hat. Die ultima ratio der kriegerischen 
Selbsthilfe wird durch die Mittel, derer sie sich bedienen müßte, le­
bensgefährlich und moralisch unerträglich; eine Instanz, an die sich 
das bedrängte Recht, die bedrängte Freiheit mit Aussicht auf Erfolg 
wenden könnte, besteht aber für viele Fälle nicht. Einzelne Völker 
und Gruppen waren immer in der Geschichte in dieser Lage; heute 
gewinnt sie eine universelle Bedeutung. 
Zusammengefaßt erscheint sie den Bürgern der westlichen Welt in 
dem Dilemma, ob sie die Rechtsordnung der bürgerlichen Freiheit 
durch Atomwaffen schützen oder ungeschützt dem Gegner preisge­
ben sollen. Wir glauben zwar, daß die Berufung auf dieses Dilemma 
in vielen Fällen ein bloßer Vorwand für eine Politik ist, die in Wahr­
heit nationale oder persönliche Macht zum Ziel hat. Auch verken­
nen wir nicht, daß die Bürger kommunistischer Staaten die Über­
zeugung haben können, daß sie sich bezüglich des Schutzes der ih­
nen wichtigen Züge ihrer Gesellschaftsordnung in einem entspre-
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chenden Zwiespalt befinden. Wie aber auch immer das Dilemma 
ausgedrückt oder umgedeutet werden mag - wir können nicht leug­
nen, daß es heute tatsächlich die Weltpolitik überschattet. 
Wir wenden uns nun zu den Entscheidungen, die dieses Dilemma 
von uns fordert. 

These VI 
Wir müssen versuchen, die verschiedenen, im Dilemma der 
Atomwaffen getroffenen Gewissensentscheidungen als komple­
mentäres Handeln zu verstehen. 

Die Spandauer Synode der EKD von 1958 hat zu diesen Entschei­
dungen die Sätze gesagt: 
»Die unter uns bestehenden Gegensätze in der Beurteilung der ato­
maren Waffen sind tief. Sie reichen von der Überzeugung, daß schon 
die Herstellung und Bereithaltung von Massenvernichtungsmitteln 
aller Art Sünde vor Gott ist, bis zu der Überzeugung, daß Situatio­
nen denkbar sind, in denen in der Pflicht zur Verteidigung der Wi­
derstand mit gleichwertigen Waffen vor Gott verantwortet werden 
kann. Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen und mühen 
uns um die Überwindung dieser Gegensätze. Wir bitten Gott, er 
wolle uns durch sein Wort zu gemeinsamer Erkenntnis und Ent­
scheidung führen«. Es ist bisher nicht gelungen, diese Auffassungen 
miteinander auszugleichen, und es hat nicht den Anschein, als ob es 
bald gelingen werde. Die Verfasser des vorliegenden Berichts haben 
in ihre Kommissionsarbeit Überzeugungen mitgebracht, die einen 
erheblichen Teil der Spannweite überdecken, die in dem Wort der 
Synode angedeutet ist. Sie haben an sich selbst erfahren, wie schwer 
es ist, diese Differenzen zu überwinden, und sie haben sich über 
manche wichtigen Punkte nicht geeinigt. Aus der Erfahrung ihres 
zweijährigen ständigen Gesprächs heraus glauben sie jedoch, daß 
der Satz» Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen« eine tiefe­
re Bedeutung hat als die einer bloßen gegenwärtigen Duldung des 
U nversöhnbaren. 
Die Liebe muß uns drängen, die Gründe des Bruders, der sich an­
ders entscheidet als wir, mit besonderer Sorgfalt zu prüfen und sie zu 



verstehen, auch wo wir sie verwerfen. Freilich gibt es Fälle, in denen 
Verstehen nicht zu duldender Anerkennung führen darf. Wir glau­
ben jedoch, daß es für nach außen entgegengesetzte Entscheidungen 
im Atomproblem einen gemeinsamen Grund geben kann, von dem 
aus verstanden sie einander geradezu fordern. 
Der gemeinsame Grund muß das Ziel der Vermeidung des Atom­
krieges und der Herstellung des Weltfriedens sein. Keine Hand­
lungsweise, die nicht auf diesem Grund ruht, scheint uns für einen 
Christen möglich. In der gefährdeten und vorbildlosen Lage unserer 
Welt können aber Menschen von verschiedenem Schicksal und ver­
schiedener Erkenntnis verschiedene Wege zu diesem Ziel geführt 
werden. Es kann sein, daß der eine seinen Weg nur verfolgen kann, 
weil jemand da ist, der den anderen Weg geht (vgl. These II). Mit 
einem aus der Physik entlehnten Wort nennen wir solche Wege kom­
plementär. 
Wir schildern diese Wege und ihre Zusammengehörigkeit so, wie 
wir sie sehen. 

These VII 
Die Kirche muß den Waffenverzicht als eine christliche Hand­
lungsweise anerkennen. 

Der absolute Waffenverzicht der Friedenskirchen ist in früheren 
Zeiten von den herrschenden Kirchen verurteilt worden. Die Über­
zeugung breitet sich heute auch bei denen aus, die nicht Pazifisten 
sind, daß dieser Verzicht als eine den Christen mögliche Haltung 
anerkannt werden muß. Die Schrecken der Atomwaffen sind so 
groß, daß wir es als unbegreiflich empfinden müßten, wenn sich 
ihnen gegenüber ein Christ nicht wenigstens ernstlich prüfe, ob der 
Verzicht auf sie, ohne Rücksicht auf die Folgen, nicht unmittelbar 
verständliches göttliches Gebot ist. 
Die einzige und begreifliche Rechtfertigung des Besitzes von Atom­
waffen ist, daß ihre Anwesenheit heute den Weltfrieden vorläufig 
schützt. Ihre Anwesenheit wirkt aber nur, wenn mit ihrer Anwen­
dung für bestimmte Fälle gedroht wird. Die Drohung wirkt nur, 
wenn die Bereitschaft, ernst zu machen, vorausgesetzt werden kann. 



Eine Rechtfertigung ihres tatsächlichen Einsatzes durch die traditio­
nelle Kriegsethik vermögen wir aber (vgl. These 5) nicht mehr zu 
geben. 
Dieser Gedankengang hat nach unserer Ansicht jedenfalls eine allge­
meine und eine individuelle Konsequenz. 
Die allgemeine Konsequenz ist, daß die Unmöglichkeit einer grund­
sätzlichen Rechtfertigung des Atomkriegs nach der Lehre vom ge­
rechten Krieg ausdrücklich anerkannt werden muß. Über die Frage, 
ob Atomrüstung gleichwohl gerechtfertigt werden kann, siehe The­
se 8. 
Die individuelle Konsequenz ist, daß jeder, den sein Gewissen 
drängt, hieraus die Konsequenz eines vollen freiwilligen Verzichts 
auf jede Beteiligung an diesen Waffen zu ziehen, von der Kirche in 
dieser Haltung anerkannt werden muß. Auch wer die entgegenge­
setzte Entscheidung trifft, weiß nicht, ob nicht jener den Weg ge­
wählt hat, der mehr im Sinne des Evangeliums ist. In Lagen wie 
diesen erschließt oft genug erst das Wagnis die Erkenntnis, zeigt erst 
der getane Schritt den festen Boden, auf den der Fuß beim nächsten 
Schritt gesetzt werden kann. 
Daß diese Entscheidung die einzige dem Christen mögliche sei, be­
haupten wir jedoch nicht. Ob oder unter welchen Umständen sie 
von der des vollen Verzichts auf jeden Kriegsdienst noch getrennt 
werden kann, erörtern wir nicht. 

These VIII 
Die Kirche muß die Beteiligung an dem Versuch, durch das Da­
sein von Atomwaffen einen Frieden in Freiheit zu sichern, als eine 
heute noch mögliche christliche Handlungsweise anerkennen. 

Verzichtete die eine Seite freiwillig auf Atomwaffen, so wäre die to­
tale militärische Überlegenheit der anderen Seite damit besiegelt. 
Wir können nur glauben, daß derjenige, der sich zum persönlichen 
Atomwaffenverzicht entschließt, weiß, was er tut, wenn er sich die­
se Konsequenz eines allgemeinen Verzichts der einen Seite klar­
macht. Voraus wissen kann man die Folgen einer solchen Verschie­
bung der Machtverhältnisse nicht. Aber in dem uns näherliegenden 



Fall, daß es die westliche Welt wäre, die einen solchen Verzicht lei­
stete, kann wenigstens das Risiko nicht geleugnet werden, daß unse­
re Begriffe von Recht und Freiheit für unabsehbare Zeit verlorengin­
gen. Wie weit oder unter welchen Voraussetzungen in der Welt, die 
dann auf uns wartet, christliches Leben möglich wäre, wissen wir 
ebenfalls nicht. 
Die Beibehaltung der westlichen Atomrüstung strebt an, dieses Risi­
ko zu vermeiden. Sie läuft dafür das Risiko des Atomkrieges. Dies 
ist die Haltung, die die westliche Welt tatsächlich einnimmt. Wir 
müssen uns darüber klar sein, daß jeder politische Vorschlag, der in 
der absehbaren Zukunft Aussicht auf Verwirklichung haben soll, die 
Beibehaltung dieser Rüstung zum mindesten seitens Amerika vor­
aussetzen muß. 
Dies allein braucht die Kirche nicht zu bewegen, diese Haltung an­
zuerkennen. Die Kirche kommt in der Geschichte immer wieder in 
Lagen, in denen sie zu der einzigen Politik, die zur Zeit Aussicht auf 
Verwirklichung hat, nein sagen muß. Uns scheint jedoch, daß, da 
auf beiden Seiten Risiken stehen, die wir als nahezu tödlich empfin­
den müssen, der Weg des Friedensschutzes durch Atomrüstung 
heute nicht verworfen werden kann. Es muß nur unbedingt festste­
hen, daß sein einziges Ziel ist, den Frieden zu bewahren und den 
Einsatz dieser Waffen zu vermeiden; und daß nie über seine Vorläu­
figkeit eine Täuschung zugelassen wird. 

These IX 
Für den Soldaten einer atomar bewaffneten Armee gilt: Wer A 
gesagt hat, muß damit rechnen, B sagen zu müssen; aber wehe 
den Leichtfertigen! 

Für den Christen stellt sich die Frage atomarer Bewaffnung oft we­
niger als die ihm praktisch entzogene politische Entscheidung über 
Ja oder Nein solcher Rüstung, sondern als die seines persönlichen 
Wehrdienstes. Wir glauben, daß hier die Entscheidung im wesentli­
chen schon mit seinem Eintritt in den Wehrdienst fällt und daß dies 
öffentlich gesagt werden müßte. Innerhalb einer Armee, die Atom­
waffen besitzt, besondere Gruppen von Atomdienstverweigerern 



zuzulassen, dürfte für eine Wehrmacht kaum möglich sein; die For­
derung danach scheint uns auch die Entscheidung an die falsche Stel­
le zu verlegen. Wir halten es zwar für einen Christen für unmöglich, 
in einer solchen Armee zu dienen, wenn er diesen Dienst anders als 
im Sinne der Friedenserhaltung versteht und wenn er nicht anneh­
men darf, daß seine Regierung ihn ebenso auffaßt. Aber indem er 
sich dem militärischen Gehorsam unterstellt, erklärt er sich bereit, 
die größten vorhandenen Waffen gegebenenfalls auch anzuwenden; 
die Drohung, die ja den Frieden schützen soll, ist sonst illusorisch. 
Wiederum muß zwar in unserer Lage die militärische Führung mit 
der Möglichkeit rechnen, daß ein Soldat gewisse Befehle, vom Ge­
wissen gehindert, nicht ausführen wird; auch darum wehe denen, 
die leichtfertige Befehle geben. Die Maschinerie des Militärs kann 
sich aus der Teilhabe an der unerträglichen Zwiespältigkeit unserer 
Situation nicht ausschließen. Aber dies kann für den Soldaten nicht 
eine grundsätzliche reservatio mentalis rechtfertigen; er kann, so 
scheint uns, nicht den grauen Rock anziehen, wenn er von vornher­
ein entschlossen ist, im Ernstfall dem Befehl nicht zu folgen. 
Wir sprechen hier vom Soldaten, weil sich, zumal für das allgemeine 
Bewußtsein, an' seiner Lage dieses Problem am deutlichsten zeigt. 
Dieselben Gewissensfragen stellen sich in oft unscheinbarer Form 
vielen anderen Menschen, z. B. dem, der Waffen herstellt oder her­
stellen könnte, den Büromitarbeitern und Arbeitskräften in Fabri­
ken und Baustellen und letzten Endes dem Politiker, dem Parlamen­
tarier und dem Wähler. 
Wie fragwürdig diese Lage immer bleibt, zeigt jedoch die folgende 
Überlegung: Sollte es zum Ausbruch eines atomaren Krieges kom­
men, so könnten wir als Rechtfertigung des Einsatzes dieser Waffen 
- da wir traditionelle Rechtfertigung dafür ausdrücklich verworfen 
haben - nur die Feststellung zulassen, daß die Drohung ohne Bereit­
schaft zum Ernstmachen sinnlos gewesen wäre; daß also nun die 
Folgen des Versagens des Friedensschutzes durch diese Drohung 
eingetreten und von uns zu tragen sind. Der Christ wird dies nicht 
anders denn als ein Gericht Gottes über uns alle verstehen können. 



These X 
Wenn die Kirche überhaupt zur großen Politik das Wort nimmt, 
sollte sie den atomar gerüsteten Staaten die Notwendigkeit einer 
Friedensordnung nahebringen und den nicht atomar gerüsteten 
raten, diese Rüstung nicht anzustreben. 

Die politische Wirksamkeit der Kirche scheint uns nicht dort am 
stärksten und heilsamsten zu sein, wo sie direkt zu politischen Ent­
scheidungen das Wort nimmt. Es gibt aber immer wieder Lagen, in 
denen der Verzicht auf eine Stellungnahme selbst eine Stellungnah­
me ist. Nur in diesem Sinne scheint es uns nötig, zu präzisieren, was 
die Kirche gegebenenfalls den Regierungen sagen soll. 
Es schiene uns sinnlos, wenn die Kirche die Weltmächte heute zum 
Verzicht auf die Atomrüstung bereden wollte. Hingegen ist es ihre 
Aufgabe, das Bewußtsein ständig wachsen zu lassen, daß der heutige 
Zustand nicht dauern darf. Ihre Sache war es immer, sich auch dann 
mit einem Zustand nicht zufriedenzugeben, wenn die Welt ihn für 
unabänderlich hielt. Leider sind heute oft die Nichtchristen eher be­
reit, solche Änderungen für möglich zu halten, als die Majorität der 
Christen. 
Den noch nicht atomar gerüsteten Ländern kann die Kirche, so 
scheint uns, vom Streben nach dieser Rüstung nur abraten. Sie muß 
den Blick über die Grenzen der einzelnen Nation auf die Gefahren 
des» Atomaren Chaos« richten. Sie wird das können, ohne in politi­
schen Einzelfragen über das Maß ihrer tatsächlichen Information 
hinaus Partei zu nehmen. 

These XI 
Nicht jeder muß dasselbe tun, aber jeder muß wissen, was er tut. 

Wir sind auf die Kritik gefaßt, das in den obigen Thesen Gesagte sei 
zu wenig und vermeide die Härte der Entscheidung. Einzelne unter 
uns haben sich persönlich weitergehend entschieden, als es in einer 
Formulierung eines mühsam erarbeiteten consensus ausgesprochen 
werden kann. Niemand kann schärfer als wir empfinden, wieviel wir 
unentschieden gelassen haben, vermutlich weil wir es nicht tief nug 
nug erkannt haben. 
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Wir wünschen aber klar zu sagen, daß wir eine bloß äußerliche Ein­
heitlichkeit der Entscheidung für noch schlechter hielten als diver­
gierende Entscheidungen, in denen jeder weiß, was er tut. Faktisch 
stützt heute jede der beiden Haltungen, die wir angedeutet haben, 
die andere. Die atomare Bewaffnung hält auf eine äußerst fragwürdi­
ge Weise immerhin den Raum offen, innerhalb dessen solche Leute 
wie die Verweigerer der Rüstung die staatsbürgerliche Freiheit ge­
nießen, ungestraft ihrer Überzeugung nach zu leben. Diese aber hal­
ten, so glauben wir, in einer verborgenen Weise mit den geistlichen 
Raum offen, in dem neue Entscheidungen vielleicht möglich wer­
den; wer weiß, wie schnell ohne sie die durch die Lüge stets gefähr­
dete Verteidigung der Freiheit in nackten Zynismus umschlüge. 
Solche Erwägungen rechtfertigen den heutigen Zustand nicht anders 
denn als rasch vorübergehenden Übergang. Die Kirche muß sich 
sagen, daß es erschreckend ist, wie wenig sie vermag. Wir tragen die 
Sünden der Vergangenheit an unserem Leib. Das Kollektivbewußt­
sein ist nur zu wenigen und groben Bewegungen fähig. Das Gewis­
sen und die Disziplin einzelner müssen ihm stets vorangehen. Diese 
zu entfalten ist der Sinn unserer letzten These: Jeder muß wissen, 
was er tut. 

Zitat nach: Atomzeitalter - Krieg und Frieden. Herausgegeben von Günter 
Howe, Witten/Berlin 1959, S. 226-236 



B. Zusammenfassende Stellungnahme der 
Deutschen Arbeitsgruppe der Kommission 
der Kirchen für Internationale 
Angelegenheiten (CCIA) zur Bonner 
Konsultation über »Militarismus und 
Wettrüsten« vom 17. September 1979 
I. 
Die Tagung über »Militarismus und Wettrüsten«, die auf Veranlas­
sung des Rates der EKD vom 26. bis 28. März 1979 in Bonn statt­
fand,. ist von der Deutschen Arbeitsgruppe CCIA vorbereitet und 
von ihrem Vorsitzenden geleitet worden. Die Arbeitsgruppe legt 
deshalb, im Anschluß an den von ihr mitberatenen ausführlichen 
Tagungsbericht der Kirchenkanzlei, dem Rat einige Überlegungen 
zu den Ergebnissen der Tagung vor. Allerdings kann der Versuch, 
aus dem Verlauf und den Ergebnissen der Tagung Folgerungen für 
das weitere Vorgehen der Leitungsorganeder EKD in Bezug auf das 
Programm des ÖRK zu ziehen, aus mehreren Gründen nur vorläu­
figen Charakter haben. Zum einen entziehen sich die Tagungsergeb­
nisse angesichts der höchst komplexen Natur der behandelten Pro­
bleme einer raschen und eindeutigen Formulierung und Bewertung. 
Sie ermöglichen es jedoch, eine Anzahl von Fragen präziser als bis­
her zu stellen, aber sie enthalten noch keine fertigen Antworten auf 
alle diese Fragen. Zum anderen wird der Rat der EKD vermutlich zu 
berücksichtigen haben, daß sich auch in den Gliedkirchen eine An­
zahl von Ausschüssen oder sonstigen Beratungsgruppen mit dem 
Programm des ÖRK beschäftigt, zum Teil auch Stellungnahmen 
und Vorschläge dazu ausgearbeitet haben. Mit ihnen sollte, ebenso 
wie mit der Katholischen Kirche und den Friedenskirchen, das Ge­
spräch gesucht und geführt werden. 

11. 
I. Während die beiden, vom ÖRK bisher zu dem Themenkreis ab­
gehaltenen Konsultationen (Glion I und 11) die Vielfalt der Proble­
matik in allen Weltgegenden zu erfassen suchten, galt die Tagung in 
Bonn der Lage der Bundesrepublik in einem durch die beiden poli-
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tisch-militärischen Machtblöcke in zwei gegnerische, militärische 
und ideologische Lager zerteilten Mitteleuropa, dessen Trennungsli­
nie mitten durch Deutschland verläuft. Diese gewollte Beschränkung 
erklärt, warum das in vollem Gang befindliche Wettrüsten in der 
Dritten Welt und die dort den Weltfrieden gefährdenden Konflikte 
und kriegerischen Aktionen im Rahmen der Tagung nicht ausführlich 
besprochen worden sind, auch wenn sie wegen ihrer Rückwirkung 
auf Europa ständig im Blick blieben. Sie macht weiter verständlich, 
warum die Auseinandersetzungmit dem Phänomen des Militarismus 
als solchem die Tagung nur am Rande beschäftigte. Denn es bestand 
Übereinstimmung darüber, daß die anderwärts zu beachtende, in 
Glion I besprochene Gefahr einer Militarisierung des öffentlichen 
Lebens derzeit in der Bundesrepublik in dieser Weise nicht besteht. 
Gewiß ist die Bundesrepublik innerhalb der NATO der militärisch 
wichtigste Partner der Vereinigten Staaten, aber sie ist auch politisch 
und militärisch in der Führungsstruktur der NATO voll eingebun­
den, hat auf eigene Atomwaffen verzichtet und kann sonach nicht als 
in vollem Umfang selbständige Militärmacht gelten. Auch innenpoli­
tisch stellt die unterder Führung eines zivilen Politikers als Kabinetts­
mitglied stehende Bundeswehr weder politisch noch gesellschaftlich 
einen eigenen, den Gangpolitischer Entscheidungen beeinflussenden 
Machtfaktor dar. 

2. Das Studienprogramm des ÖRK hat durch die Umbenennung in 
»Programm für Abrüstung und gegen Militarismus und Wettrüsten« 
einen deutlichen Akzent zur Aktion hin bekommen. Als Ziel gilt in 
den Dokumenten des ÖRK, wie auch in den Entschließungen der 
Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen, die »allgemeine 
und vollständige, kontrollierte Abrüstung«. Auch die Bundesregie­
rung bekennt sich in ihrer Stellungnahme vor dem Bundestagvom 16. 

2. 1979 zudiesemZiel; siefügtaber hinzu, daß es nur langfristig und in 
Teilschritten zu erreichen sei. Man kann fragen, ob nicht selbst dieser 
Zusatz noch zu optimistisch und als bloße Absichtserklärung formu­
liert ist. Denn in den politischen Verhandlungen zwischen den großen 
Machtgruppen geht es praktisch nicht um Wettrüsten, sondern um 
eine - davon klar zu unterscheidende - Rüstungskontrolle (oder, 
noch vorsichtiger, um »Rüstungssteuerung«), d. h. Begrenzung der 



Aufrüstung. Die Berichte der Regierungsvertreter auf der Tagung 
betrafen im wesentlichen die Probleme, Fortschritte und Mißerfolge 
bei den mühsamen Verhandlungen um solche Rüstungskontrolle. 
Dabei wurde ganz deutlich, daß auch von den Erfolgen bestenfalls 
eine partielle Rüstungsbegrenzung, hingegen kein Ende des durch 
den Fortschritt der Rüstungstechnik immer neu einsetzenden Wett­
rüstens zu erwarten ist, geschweige denn eine ins Gewicht fallende 
Abrüstung, etwa im Bereich der Kernwaffen. 
Für den militärischen Laien sind diese Verhandlungen um Rüstungs­
kontrolle wegen der Kompliziertheit der Materie wie des Verfahrens 
und der politischen Rahmenbedingungen schwer durchsichtig; einer 
Öffentlichkeit, die auf erkennbare oder gar spektakuläre Ergebnisse 
im Sinn der Abrüstung hofft, müssen sie immer wieder Enttäu­
schungen bereiten. Es wäre gleichwohl falsch, ihre Bedeutung allein 
deshalb gering zu schätzen; auch wo sie militärisch in ihrem Ergeb­
nis fragwürdig bleiben, haben sie gleichwohl einen politisch-psy­
chologischen Entlastungseffekt, sind also wichtiger Teil der Entspan­
nungspolitik. Auch die Kirche sollte sie darum bejahen, freilich im 
Bewußtsein, aus eigener Vernunft und Erfahrung zu diesen Exper­
tengesprächen nichts Eigenes beitragen zu können. Aber sie ist durch 
diese Verhandlungen und die aus ihnen hervorgegangenen Vereinba­
rungen nicht schon der Aufgabe enthoben, doch auch ihrerseits nach 
Alternativen zu fragen, die geeignet sein könnten, die Abrüstung 
selbst sichtbarer und glaubwürdiger voranzubringen. Auch wer die 
Gefahr, daß die gegenwärtige Rüstungssituation zwischen den gro­
ßen Machtblöcken einem dritten Weltkrieg entgegentreibt, nicht mit 
einem gleichen Grad von düsterer Wahrscheinlichkeit einschätzt wie 
C. F. v. Weizsäcker, kann sich mit dieser Situation und ihrer partiel­
len Dämpfung durch Vereinbarungen über Rüstungskontrolle mit­
nichten beruhigt abfinden: faktisch nicht, weil das den Frieden in 
Europa seit etwa 30 Jahren sichernde »Gleichgewicht des Schrek­
kens« mehr und mehr durch die Entwicklung der Waffentechnik 
seiner politisch-psychologischen Voraussetzungen beraubt wird, 
und ethisch nicht, weil jede auf Massenvernichtungswaffen ge­
stützte Strategie unbestreitbar bei ihrer Anwendung tief fragwürdig 
bleibt. 
Auf der Tagung konnten Alternativen zum gegenwärtigen Wettrü-



sten leider nicht ausführlich genug zur Sprache kommen. Vielleicht 
hat die Fragestellung der Konsultation und auch der Schlußteil des 
Referates von C. F. v. Weizsäcker, der eindringlich auf die Notwen­
digkeit eines radikalen Bewußtseinswandels des in der europäischen 
Denktradition stehenden heutigen Menschen hinwies, einer Erörte­
rung mehr vordergründiger, pragmatischer Lösungen den Weg ver­
sperrt; denn jenes Umdenken ist nur als ein langfristiger Prozeß vor­
stellbar, der aber Zwischenlösungen nicht ausschließt, sondern nö­
tig macht. Solchen Möglichkeiten, die auch in der Diskussion kirch­
licher Gruppen eine Rolle spielen, müßte also von der Kirche im 
Zusammenwirken mit den Sachverständigen nochmals weiter nach­
gegangen werden. Zwar war man sich auf der Tagung wohl darüber 
einig, daß die von manchen jener kirchlichen Gruppen in Anleh­
nung an eine einseitige Interpretation des Satzes in der Programm­
Entschließung von Nairobi »Die Kirchen sollten ihre Bereitschaft 
betonen, ohne den Schutz von Waffen zu leben, und bedeutsame 
Initiativen ergreifen, um auf eine wirksamere Abrüstung zu drän­
gen« vertretene Forderung von der Kirche nicht als die christlich 
gebotene Lösung aufgegriffen werden kann, weil ihre Wirkung nur 
wäre, die Bundesrepublik, also unser Volk im Zentrum Europas, 
jeder Art von politischer Erpressung und militärischer Unterwer­
fung auszuliefern, d. h. es seiner Selbstbestimmung zu berauben. 
Aber es gibt andere Vorschläge, die als Alternativen zum gegenwär­
tigen, höchst labil gewordenen Abschreckungssystem einer gründli­
chen Diskussion fähig und bedürftig sind. " 

3. Maßnahmen militärischer Verteidigung werden gerechtfertigt 
durch die Aufgabe des Staates, seinen Bürgern Schutz und Sicherheit 
zu gewährleisten, auch gegen Fremdherrschaft. Ein solches Sicher­
heitsbedürfnis der Bürger, das zugleich den Anspruch auf Bewah­
rung der kulturellen Identität und politischen Selbstbestimmung in 
sich schließt, ist ethisch einsichtig und wurde auch in der Konsulta­
tion des ÖRK in Glion 11 im Prinzip als legitim nicht bestritten. 

" C. F. v. Weizsäcker hat in seinem Buch »Wege in der Gefahr« (2. Auf!. 
1976) nicht nur seine eigene Auffassung ausführlich begründet, sondern 
nachdrücklich auch auf die von H. Afheldt und E. Spannochi entwickelten 
Modelle anderer Verteidigungssysteme hingewiesen. 
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Zum Problem wird es - abgesehen von den hier nicht zu erörternden 
Fragen der inneren Sicherheit - wenn im Zusammenleben der Völ­
ker in konfliktträchtigen Zonen die als Sicherheitsvorkehr begrün­
deten Rüstungsmaßnahmen des einen Staates von anderen benach­
barten Staaten und Völkern als Bedrohung ihrer Sicherheit empfun­
den werden. Dies führt dann zu einem verhängnisvollen Rüstungs­
wettlauf. Die aus diesem Dilemma folgende Frage, wo die Grenze 
zwischen der Befriedigung eines legitimen Sicherheitsbedürfnisses 
und einer andere Staaten und Völker bedrohenden und diese zur 
Rüstungssteigerung anreizenden Rüstung verläuft, läßt sich generell 
kaum beantworten; sie ist außerdem in der gegenwärtigen politi­
schen Diskussion in der Bundesrepublik mit einem Streit darüber 
verquickt, ob sich ausmachen lasse, ob ein Rüstungssystem als sol­
ches nur defensiven oder auch offensiven, aggressiven Charakter 
trage. Aber auch auf diese Frage gibt es, wie die Aussprache auf der 
Tagung zeigte, keine eindeutige waffentechnische Antwort. Die Be­
antwortung dieser Frage wird von der Beurteilung der politischen 
Lage bestimmt. 
Für die politische Ethik und die Haltung der Kirche dürfte sich dar­
aus ergeben, daß sie, ohne ein Sicherheits- und ein ihm entsprechen­
des Verteidigungs bedürfnis von vornherein und radikal abzulehnen, 
nach anderen Möglichkeiten der Befriedung Ausschau halten muß, 
die eine Bedrohungdes Nachbarn ausschließen. Hierher gehören alle 
Maßnahmen, die in dem ideologisch zerklüfteten und politisch ge­
spaltenen Europa der Entspannung dienen können; von ihnen ist im 
folgenden noch zu sprechen. Hierher gehören alle Maßnahmen zur 
Verstärkung der völkerrechtlichen Ordnung und ihrer entsprechen­
den Methoden einer friedlichen Lösung von Konflikten. Als Beispiel 
solcher Methoden sei der auf der KSZE-Konferenz von der Schwei­
zer Delegation vorgebrachte, aber von der Konferenz nicht zu Ende 
behandelte Vorschlag einer Vorschaltung schiedsgerichtlicher Ver­
fahren in Konflikten zwischen europäischen Staaten genannt. 

4. Das Sicherheitsbedürfnis erhält in Europa eine besonders ausge­
prägte Verstärkung durch den den Kontinent durchziehenden ideo­
logischen Gegensatz der großen Machtblöcke, aber überdies auch 
durch bittere geschichtliche Erfahrungen der europäischen Völker 



im 20. Jahrhundert und durch die zwei Weltkriege. Im Verhältnis 
der Bundesrepublik zu den Völkern Westeuropas ist es im Laufe der 
letzten 30 Jahre gelungen, diese Erfahrungen zwar nicht vergessen 
zu machen, aber soweit zu entschärfen, daß sie das künftige Zusam­
menleben nicht mehr bedrohen und infrage stellen. Gegenüber den 
Völkern Osteuropas, namentlich auch der Sowjetunion, ist diese 
Aufgabe der Entschärfung in der Bundesrepublik noch keineswegs 
allgemein anerkannt, geschweige denn ernstlich in Angriff genom­
men. Die Gründe dafür sind hier nicht im einzelnen zu entwickeln. 
Aber es stellt sich die Frage, ob an dieser Stelle nicht eine in der 
deutschen Öffentlichkeit von Politikern schwer zu überwindende 
Tabu-Zone besteht, an deren Aufhellung die Kirche arbeiten könnte 
und müßte. Das hieße, wie bei der Konsultation hervorgehoben 
wurde, beispielsweise, daß zu überlegen wäre, der deutschen Öf­
fentlichkeit einige Gründe für das Rüstungsverhalten der Sowjet­
Union verständlich zu machen: Die Erinnerung an die mehrfachen 
Invasionen vom Westen her, die erst in der Tiefe des russichen Rau­
mes unter schweren Opfern abgefangen werden konnten, und die 
Sorge vor einer Zwei-Fronten-Lage scheinen dabei dort mindestens 
so sehr ins Gewicht zu fallen wie das bei uns meistens genannte Ziel 
einer kommunistischen Weltrevolution. Die von der Überlegenheit 
der sowjetischen Rüstung in Europa ausgehende Gefahr soll durch 
solche Argumente keineswegs verharmlost werden, aber eine Besin­
nung auf diese realen Gründe könnte den Rückhalt in der öffentli­
chen Meinung für alle Bemühungen um Entspannung stärken. 
Solcher Bemühungen bedarf es, um dem tiefsitzenden Mißtrauen, ja 
der Angst zu begegnen, die das Verhältnis der Völker Europas im 
Ost/West-Gegensatz bis heute auf beiden Seiten bestimmt beherr­
schen. Die Frage, was geschehen kann, um diesen schwer wägbaren 
psychischen, aber politisch höchst wirksamen Einflüssen beizu­
kommen, ist auf der Tagung gesehen und verhandelt worden und 
sollte mit großer Sorgfalt weiter überlegt werden. Die Regierungs­
vertreter haben geltend gemacht, daß schon das Faktum fortgesetz­
ter Verhandlungen über Schritte zur Rüstungskontrolle geeignet sei, 
Brücken des Vertrauens zu schaffen und zu erhalten. Das war ein 
wertvoller Hinweis, auch wenn man sich über die Belastungsfähig­
keit dieser Brücken im Konfliktfall keine Illusionen machen wird. 
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Jedenfalls ist hier ein Feld, auf dem auch der Kirche im eigenen Volk 
und im Rahmen ihrer ökumenischen Verbindungen eine eigene stän­
dige Aufgabe mit Möglichkeiten planvollen Handelns zufällt. Daß 
sich die Aufgabe zugleich nach innen und nach außen richtet, folgt 
aus der Erfahrung, daß Vertrauen nur erzeugen kann, wer selbst 
bereit ist, zu vertrauen. Dauer und Bestand gegenüber den unaus­
weichlichen Belastungsproben kann das hier gemeinte Vertrauen al­
lerdings nur haben, wenn es nicht einer politischen Naivität und 
unüberlegter Vertrauensseligkeit entspringt, sondern den nicht zu 
übersehenden berechtigten Anlässen und Gründen des Mißtrauens 
abgerungen ist. 

5. Alle hier erörterten Maßnahmen einer kirchlichen Bemühung um 
Entspannung und Abrüstung stehen im Dienst der Aufgabe, die Be­
dingungen für die Erhaltung des Friedens zu sichern und zu stärken. 
Sie sind damit Bestandteil des umfassenden Zusammenhangs einer 
Friedensethik, die hier nicht entfaltet werden kann. Nur auf drei 
Gesichtspunkte, die auf der Tagung eine Rolle gespielt haben, muß 
noch aufmerksam gemacht werden. 
a) Es geht einmal um die Methoden der Öffentlichkeitsarbeit der 
Kirche und um das Verständnis dieser Arbeit als Teil der von ihr und 
ihren Gemeinden zu leistenden Friedenserziehung. Mit beiden 
Stichworten sind zwar sehr weite Problemfelder bezeichnet, die auf 
der Tagung nur berührt, nicht näher behandelt werden konnten. Sie 
verdienen aber, zum Gegenstand einer eigenen Tagung mit Sachver­
ständigen gemacht zu werden, um auch die mancherlei ideologi­
schen Verkrustungen, die sich im letzten Jahrzehnt um den Begriff 
der »Friedenserziehung« gebildet haben, wieder aufzubrechen und 
darauf unbefangener zur Aufgabe selbst kommen zu können. 
b) Die Aussprache auf der Tagung hat auch gezeigt, daß die Kirche, 
wenn sie sich auf das Programm des ÖRK gegen Militarismus und 
für Abrüstung einläßt, notwendig in eine neue Phase der inneren 
Auseinandersetzungen in der Bundesrepublik um Kriegsdienstver­
weigerung oder »Friedensdienst mit und ohne Waffen« und, dahin­
ter, um die Weitergeltung der Heidelberger Komplementaritäts­
Thesen zur Atomwaffenfrage geraten wird. Das neueste Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Gewissensprüfung der Kriegs-
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dienstverweigerer macht ja ohnedies die Auseinandersetzung über 
diese Fragen neu erforderlich. Auf der Tagung konnten sie nur als 
Merkposten festgehalten werden. Aber auf der Tagesordnung der 
Kirche werden sie bleiben. 
c) Die letzte und schwerste Aufgabe, die der christlichen Friedens­
ethik nach dem Verlauf der Tagung gestellt ist, ist die von C. F. v. 
Weizsäcker vorgetragene Überlegung zu einem Bewußtseinswandel 
in den Völkern und Menschen Europas, ohne den nach seiner Über­
zeugung alle pragmatischen Maßnahmen zur Kriegsverhütung auf 
kürzere oder längere Sicht erfolglos bleiben werden. So stark der 
Eindruck war, den diese These bei den Teilnehmern hinterließ, so 
wenig war die Tagung nach ihrem Arbeitsprogramm und ihrer Zu­
sammensetzung geeignet, diese Forderung weiter zu verfolgen. Hier 
ist auch von einem bloßen Apell an oder von kirchlichen Leitungsor­
ganen nichts zu erwarten. Es handelt sich auch nicht um eine an sich 
selbstverständliche Aufgabe wissenschaftlicher Theologie, da die 
Forderung von Weizsäckers gerade auch die Voraussetzungen 
abendländischer Wissenschaft in Frage stellt. 
Die in der Ökumene aufgebrochene Diskussion um »Spiritualität« 
spricht, wenn auch zum Teil in anderen Zusammenhängen, dasselbe 
Problem an. Dabei wäre zu bedenken, wie christlicher Glaube sich 
zu wissenschaftlicher Rationalität verhält, was ihn letztlich begrün­
det und hervorruft und in welcher Weise er das Leben der Christen 
bestimmend und gestaltend zu erneuern vermag. Die Kirche wird 
insgesamt den Mut und die Kraft suchen müssen, dem Glauben an 
das Wort, daß »Gott alles in allem ist«, auch in dieser Frage Gestalt 
zu geben. 

6. Abschließend sei noch ein Vorschlag angeführt, wie die zu erwar­
tende innerkirchliche Diskussio~ gestützt werden könnte. Es ist der 
Vorschlag, für die Gliedkirchen und die Gemeinden mit ihren Dis­
kussionsgruppen eine Handreichung auszuarbeiten, die in mög­
lichster Kürze und Übersichtlichkeit eine Bestandsaufnahme kirch­
licher Aktivitäten und Überlegungen, eine Übersicht über die Abrü­
stungsdiskussion, - ihre Problembereiche, Positionen, Argumen­
tationen und Schwerpunkte für den kirchlichen Bereich - mit Aus­
zügen der wichtigsten Materialien zusammenfaßt. 
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